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VORWORT 


Im September 1944 wurde ich „Adjutant des Oberbefehlshabers der 
Kriegsmarine‘ und mußte damit endgültig wider meinen Willen der 
Front den Rücken kehren. Diese Einstellung brachte ich in meiner 
Antrittsmeldung bei meinem neuen Chef, Großadmiral Dönitz, zum 
Ausdruck. Er wies mich mit Recht zur Ordnung, doch habe ich auch 
in der Folgezeit meine Ansichten stets offen äußern können. 

In der Gefangenschaft bin ich von diesem Grundsatz der Offen- 
heit gleichfalls nicht abgewichen. Der Vorsitzende des englischen Re- 
view-Boards, das 1947 über meine Klassifizierung als „Militarist‘ ent- 
schied, stellte nach einstündiger Verhandlung fest, daß ich „wenigstens 
einen ehrlichen Eindruck“ gemacht habe, was das Board wohlwollend 
berücksichtigen werde. 

Ich habe mich bemüht, in der vorliegenden Abhandlung dieser Linie 
treu zu bleiben. 


Ich maße mir nicht an, „Geschichte“ zu schreiben. Ich habe daher 
nicht die abstrakte Form der Darstellung, sondern die persönliche des 
Erlebnisberichtes gewählt. Diesem Bericht konnte ich ein von mir 
selbst geführtes Protokoll zu Grunde legen, in dem ich unmittelbar 
während des Geschehens dienstlich die Ereignisse, Maßnahmen und 
Besprechungen registrierte, die meinen Chef in den Tagen des Zusam- 
menbruchs betrafen. Ich habe diese Aufzeichnungen ergänzt durch Er- 
lebnisse und Beobachtungen, die sich in meiner Position als Adjutant 
des letzten kurzfristigen Staatsoberhauptes des Dritten Reiches erga- 
ben. Darüberhinaus standen mir Berichte anderer Teilnehmer des Ge- 
schehens und die inzwischen über den Zusammenbruch erschienene Li- 
teratur zur Verfügung. 

Eine kritische Würdigung dieser Zeitspanne und der darüber um- 
laufenden Veröffentlichungen, an Hand eingehenden Quellen- und Li- 
teraturstudiums, muß dem Historiker vorbehalten bleiben. Ein solcher 
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bin ich nicht. Mir kam es darauf an, die letzte Phase des zweiten Welt- 
kriegs in Europa aus dem Blickwinkel zu beleuchten, aus dem ich selbst 
sie sah. Es ist der begrenzte Blickwinkel der obersten deutschen Füh- 
rung, die auf immer engeren Raum zusammengedrängt wurde und 
schließlich von der Außenwelt, ja auch von dem Großteil Deutsch- 
lands, so gut wie abgeschnitten war. Um dieses Bild nicht zu verfäl- 
schen, habe ich es vermieden, nachträgliche Erkenntnisse in damalige 
Gedankengänge hineinzuarbeiten, und habe eigenen Folgerungen und 
Betrachtungen nur insoweit Raum gegeben, als es zum Verständnis an- 
geschnittener Fragen oder ihrer Gegenwartsbedeutung wegen nötig 
erschien. 

So hoffe ich, aus der spannungsvollen, aber so schicksalsschweren 
Situation jener Tage heraus, dem Leser einen wirklichkeitsnahen Be- 
richt und dem Forscher einen Beitrag für eine historisch-objektive Be- 
trachtung zu geben. 


KAPITEL 1 


Herbst 1944 bis April 1945 
Eindrücke im Führerhauptquartier 


Am 1. September 1944 meldete ich mich bei Großadmiral Dönitz, 
dem Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, als sein neuer Adjutant. Er 
kannte mich bis dahin persönlich noch nicht; und auch ich hatte ihn 
nur zweimal anläßlich militärischer Besichtigungen flüchtig gesehen. 

Mit hohen Kommandostäben hatte ich in meiner Laufbahn noch nichts 
zu tun gehabt und sehnte mich auch nicht danach. Ich wäre lieber an 
der Front geblieben. Auch hatte ich gerade das besonders schöne und 
selbständige Kommando über ein Torpedoboot inne gehabt, und mir 
graute vor der Abhängigkeit der Adjutantenstellung. So war ich von 
dieser Kommandierung durchaus nicht begeistert. Doch Dönitz nahm 
bei meiner Antrittsmeldung mit ein paar kurzen Sätzen den Wind aus 
meinen oppositionell geblähten Segeln. Dann fuhr er fort: „Ich kann 
keine Höflinge und Lakaien um mich sehen. Ich will nicht meine An- 
sichten von Ihnen hören, sondern nur das, was Sie selbst denken. Sie 
können und sollen mir Alles sagen, wenn es Ihre ehrliche Überzeugung 
ist. Auch dann, wenn Sie genau wissen, daß die zuständigen Stellen 
oder ich selbst anderer Meinung sind. Dazu habe ich mir einen Offi- 
zier aus der Front in diese Stellung geholt. Wenn ich aber merke, daß 
Sie mir nach dem Munde reden, oder andere Absichten mit Ihren Wor- 
ten verbinden, als Sie aussprechen, — fliegen Sie vierkant hinaus!“ 

Damit war ich entlassen und ließ mich von meinem Amtsvorgänger 
in meine neue Tätigkeit einweisen. 


Vierzehn Tage später begleitete ich Dönitz zum ersten Mal in das 
Führerhauptquartier, das zu dieser Zeit — unter dem Decknamen 
„Wolfsschanze“ — noch zwischen den ostpreußischen Seen in der 
Nähe des Städtchens Rastenburg beim Forsthaus Görlitz lag. Die 
großzügige und gut getarnte Anlage war konzentrisch in drei „Sperr- 
kreise‘ unterteilt, die jeweils von einander getrennt waren und nur mit 
entsprechenden Sonderausweisen betreten werden konnten. Der inner- 
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ste Sperrkreis umfaßte lediglich den „Führerbunker‘ — einen mäßig 
hohen Betonwürfel — und den „Lagebunker“. Der Zutritt war nur dem 
persönlichsten Stabe Hitlers und seiner Leibwache, die aus einem Kom- 
mando des Sicherheitsdienstes bestand, sowie den jeweils unbedingt 
benötigten Mitarbeitern gestattet. Allen anderen Personen, auch sol- 
chen, die schon jahrelang im Hauptquartier tätig waren, blieb er ver- 
wehrt. Ein Offizier, der schon über ein halbes Jahr in unmittelbarer 
Nähe in einer Baracke des Wehrmachtführungsstabes seinen Dienst 
verrichtete, erzählte mir, daß er Hitler überhaupt noch nicht zu Gesicht 
bekommen habe. 

Wer den innersten Sperrkreis zum ersten Mal betrat, mußte sich zu- 
vor einer genauen Überprüfung seiner Personalien durch den Sicher- 
heitsdienst unterziehen. Hierbei wurde ich belehrt, daß dies Heiligtum 
nur ohne Waffen betreten werden dürfe, und daß die Sicherheitswache 
mit der Überprüfung dieses Befehls beauftragt sei. Uns „Waffenträ- 
gern der Nation‘ behagte diese Maßnahme natürlich nicht, doch er- 
schien mir ihre Berechtigung vom Standpunkt des Regimes angesichts 
der Ereignisse vom 20. Juli gegeben. 


Mitte September 1944 litt Hitler, der sich bis dahin dank besonderer 
Willensanstrengungen keinerlei Auswirkungen des Attentats hatte an- 
merken lassen, offenbar doch an einem Rückfall des durch die Explo- 
sion verursachten Schocks. Er verließ seinen Bunker fast gar nicht, und 
selbst die Lagebesprechung fand in seinem Privatraum nur einmal täg- 
lich in allerkleinstem Kreise statt. So dauerte es mehrere Tage, bis ich 
zur befohlenen Meldung vorgelassen wurde. 

Von der äußeren Erscheinung Hitlers war ich enttäuscht. Er war 
kleiner, als ich ihn mir vorgestellt hatte, ging gebeugt und machte kör- 
perlich — im Gegensatz zu den von der Zensur freigegebenen Bil- 
dern — einen unförmigen und unbeholfenen Eindruck. Trotzdem 
konnte ich mich einer gewissen suggestiven Wirkung nicht entziehen, 
die meinem ersten Eindruck wie auch meinen späteren Beobachtungen 
nach vornehmlich auf Blick und Sprache beruhte. 

Außer Hitler wurde ich auch anderen führenden Männern des Drit- 
ten Reiches vorgestellt. So lernte ich gleich in den ersten Tagen in per- 
sönlicher Audienz Göring und Himmler, Keitel und Jodl, Bormann und 
zahlreiche andere Personen kennen, die entweder zur ständigen Umge- 
bung Hitlers gehörten, oder anläßlich der militärischen Lagebespre- 
chung mit uns im Hauptquartier zusammentrafen. 

Mein erster Eindruck war naturgemäß zu flüchtig, als daß er ver- 
diente, festgehalten zu werden. Auch habe ich ihn in verschiedenen 
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Fällen später revidieren müssen. So mag als Kuriosum zunächst nur 
vermerkt werden, daß ich in der Umgebung des „Führers und Reichs- 
kanzlers‘“ kaum ein einziges Mal einen „Zivilisten‘‘ gesehen habe. 
Selbst mir als Berufssoldat war es unmöglich, mich in der Vielfalt der 
nicht-militärischen Uniformen und Rangabzeichen zurecht zu finden, 
und sogar den rein zivilen Stenografen war eine gleichförmige Livree 
verliehen. 

Mir lag bei meinen ersten Besuchen im Hauptquartier auch gar nicht 
daran, „Charakterstudien‘ zu treiben, sondern vielmehr — neben der 
Erfüllung meiner dienstlichen Pflichten —, mich über die Kriegslage 
und über das Fundament jener Hoffnungen zu orientieren, mit denen 
Bevölkerung und Truppe in ihrer Mehrzahl bei der Stange gehalten 
wurden. Hierbei gewann ich damals das folgende Bild: 


Die Stimmung in der Umgebung Hitlers war gedrückt, aber durch- 
aus nicht verzweifelt. Die akuten Gefahren, die dem Bestand des Rei- 
ches durch die schweren Rückschläge des Sommers 1944 — gelungene 
Invasion im Westen, Zusammenbruch der Heeresgruppe Mitte im 
Osten, Attentat vom 20. Juli — drohten, schienen gebannt. Man faßte 
neue Hoffnung, und gab hierfür vornehmlich drei Gründe an: 

1. Entgegen den Voraussagen der meisten höheren militärischen Füh- 
rer war es gelungen, den Gegner im Westen vor Erreichen des 
Reichsgebietes aufzufangen und ihm eine zusammenhängende und 
sich damals verstärkende Front entgegenzustellen. Mit Maginot- 
linie und Westwall, dazu dem Rhein im Rücken, erblickte man hier 
keine unmittelbare Gefahr. 

2. Durch den Fehlschlag des Attentats vom 20. Juli fühlte sich das 
Regime in seiner Position und seinem Selbstbewußtsein gestärkt. 
Man glaubte, nicht nur die Gruppe von „Verschwörern‘“ aufgedeckt 
zu haben, die zum aktiven ‚Verrat‘ bereit war, sondern darüberhin- 
aus auch weite Kreise ausgeschaltet zu haben, die man wegen pas- 
siver Resistenz oder auch nur wegen Resignation der „Sabotage am 
totalen Krieg‘ für ‚schuldig‘ befand. Von den durchgeführten 
„Säuberungsmaßnahmen“ und von der Übergabe des Ersatzheeres 
an Himmler, der gerade durch sehr scharfe Maßnahmen zur Reor- 
ganisation der Westfront beigetragen hatte, versprach sich die Füh- 
rung eine Stärkung der inneren Abwehrbereitschaft und damit der 
äußeren Abwehrkraft. 

3. Der Hauptgrund war jedoch die Hoffnung auf ein baldiges Ende 
des Bombenterrors. Sie basierte auf der eigenen damaligen Jäger- 
produktion und der geplanten Umstellung auf Turbojäger. Die Rü- 
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stung, schwerpunktsmäßig konzentriert auf die Herstellung von 

Panzern, Infanteriewaffen, Jägern, V-Waffen und Unterseebooten, 

lief auf Höchsttouren. Die Fertigung erfolgte weitgehend unter 

Tage, dem Zugriff der feindlichen Bombengeschwader entzogen. 

Die höchsten Produktionsziffern wurden in der Zeit des schwersten 

Bompbenterrors erzielt: 

Im Juli 1944 betrug der Ausstoß an Jägern fast 4000 Stück; die 

höchste Monatsquote an U-Booten wurde sogar erst im Dezember 

1944 mit 37 U-Booten erreicht. Die Jäperproduktion hielt sich auch 

in der Folgezeit bis zur Jahreswende 1944/45 noch auf einem Mo- 

natsdurchschnitt von 2000 Jagdflugzeugen.* 

Angesichts dieser Zahlen wird der Ausspruch verständlich, den Herr 
Saur, Leiter des Produktionsamtes inı Rüstungsministerium, mir gegen- 
über in aller Zuversicht machte, als ich mich ihm in diesen September- 
tagen vorstellte: „Weihnachten haben wir die Luftherrschaft!‘ (Da- 
mals wußte ich noch nicht, daß Herr Saur auch sonst hinsichtlich der 
Zahl der produzierten Waffen und hinsichtlich des Zeitpunktes ihrer 
militärischen Einsatzbereitschaft zu besonders optimistischen Progno- 
sen neigte.) 

Die Luftherrschaft über dem Reichsgebiet sollte jedenfalls auch 
nach Ansicht der militärischen Führung die Voraussetzung für eine er- 
neute Wende des Kriegsgeschehens werden. Der weitere Gedanken- 
gang über die Fortführung des Krieges nahm sich im Munde des Groß- 
admirals (Hitler selbst habe ich hierüber nie sprechen hören) etwa fol- 
gendermaßen aus: „Ist erst das Dach über Deutschland errichtet, so 
werden die Fronten halten. Dann kann man mit verlängerten Fernwaf- 
fen und den neuen U-Booten wieder selbst Schläge austeilen, um Eng- 
land zwar nicht friedensreif, aber vielleicht doch friedensbereit zu ma- 
chen. Denn irgendwann kommt für die kaufmännisch denkenden Eng- 


*) Die Angaben schwanken, je nach dem man die Produktionszahlen der 
Industrie oder die Zugänge der Luftwaffe zugrunde legt. Immerhin wurde die 
„von Wehrmachtsdienststellen ordnungsgemäß abgenommenc“ Produktion an 
Tagjägern für das Jahr 1942 mit 4476, für 1943 mit 9121, für 1944 mit 20 242 
Stück angegeben. Dabei blieb der Ausstoß des Jahres 1944 infolge der Luftan- 
griffe auf Produktion und Verkehr noch um 30% hinter dem Produktionsplan, 
der rohstoff- und arbeitsmäßig gesichert war, zurück. 

Daß im Bombenjahr 1944 fast fünfmal soviel Jäger gebaut werden konnten 
als 1942, wo durch Feindmaßnahmen noch keine nennenswerten Einbrüche in 
die Produktion erfolgt waren, zeigt zweierlei mit gleicher Deutlichkeit: 

1. Die totale Verkennung der Entwicklung der Kriegslage durch die Führung 
von Kriegsbeginn an, und 

2. die margelnde Vorbereitung der deutschen Wirtschaft für den Kriegsfall. 
Sie wurde in Organisation und zentraler Planung nach Ansicht des letzten Rü- 
stungsministers Speer viel zu spät auf die Erfordernisse des Krieges umgestellt. 
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länder der Moment, wo die Opfer an Blut und Geld die Fortsetzung 
des langen Ringens nicht mehr lohnen. Dann haben wir eine Basis ge- 
wonnen, auf der Deutschland verhandeln kann und vor dem Schicksal 
der bedingungslosen Kapitulation bewahrt bleibt.“ 

Es besteht kein Zweifel, daß der spätere Ablauf der Ereignisse die- 
sen Gedankengang ad absurdum geführt hat. Im Herbst 1944 jedoch 
klammerte auch ich mich an den aufgezeigten schwachen Hoffnungs- 
strahl, zumal auf dem Sektor der U-Bootsrüstung, in die ich besonderen 
Einblick hatte, die Hoffnungen auf durchaus realer Grundlage be- 
ruhten.* 

Doch die Voraussetzung, auf der alle eigenen Hoffnungen noch bis 
zur letzten Jahreswende basierten, das „Dach über Deutschland“ er- 
richten zukönnen, war falsch. Wie falsch sollte sich bald erweisen. 


Anfang Dezember bezog Adolf Hitler, nach kurzer Zwischenzeit in 
der Reichskanzlei, das in der Nähe Bad Nauheims vorbereitete Haupt- 
quartier „Adlerhorst‘, das aus wenigen, an einem bewaldeten Berg- 
hang gelegenen Bunkern bestand. Da sie weder für den ständigen 
Stab noch für die zeitweiligen Besucher genügend Platz boten, wurden 
diese teils in umliegenden Schlössern, teils in Sonderzügen unterge- 
bracht, die stets vor einem Tunnel parkten und bei Fliegeralarm sofort 
hineingeschoben wurden. 

Die Westfront wurde nun noch einmal Schwerpunkt. 

Am 16. Dezember früh trat die Deutsche Wehrmacht zu ihrem letz- 
ten Großangriff, der Ardennen-Offensive, an. Strategisches Fernziel 
war der Durchstoß bis Antwerpen, damit Trennung der britischen und 
amerikanischen Streitkräfte und Einkesselung der Heeresgruppe Mont- 
gomery. 32 Divisionen und 1400 Panzer — die höchste Zahl, die 
Deutschland überhaupt während des Krieges zu einer Offensive ver- 
sammelte — waren in aller Heimlichkeit bereitgestellt. Die Überra- 
schung gelang vollständig. Der Einbruch glückte auf Anhieb und ge- 
wann bei schlechter Wetterlage — kein Flugwetter — schnell Boden. 
Nach wenigen Tagen geriet der Angriff jedoch mit dem Einsatz bei- 


*) Churchill verglich am 13. Mai 1945 vor dem Unterhaus die U-Bootsge- 
fahr, vor der England bei Kriegsende gestanden hatte, mit der von 1942, dem 
erfolgreichsten Jahr der deutschen U-Bootswaffe. 

Auch das anßergewöhnliche Interesse nach der Kapitulation und die Ver- 
pflichtung zahlreicher deutscher Rüstungs-Spezialisten (insbesondere aus der 
V-Waffen- und Flugzeugproduktion) durch alle Siegerstaaten beweisen, daß 
Deutschland bei Kriegsende in seiner technischen Entwicklung auf manchen Ge- 
bieten einen Vorsprung hatte, dessen Realisierung zum Nutzen der eigenen 
Kriegsführung allerdings nicht mehr möglich gewesen war. 
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derseitiger Lufttätigkeit ins Stocken und scheiterte schließlich ganz; 
im wesentlichen an der erdrückenden Überlegenheit der Feindluftwaffe, 
die nicht nur erfolgreich in die Erdkämpfe eingriff, sondern vor allem 
auch den Nachschub der sehr schmal angesetzten deutschen Stoßkeile, 
der wegen der Bodenbeschaffenheit allein auf die Straßen angewiesen 
war, völlig unterbinden konnte. 

Schwerer als die Enttäuschung über diesen Fehlschlag wog aber die 
gleichzeitig gewonnene, nunmehr endgültige Erkenntnis, daß an die 
erhoffte Errichtung der Luftherrschaft über dem Reichsgebiet nicht zu 
denken war. Die neu erstandene Jagdluftwaffe bestand nämlich über- 
wiegend aus den „bewährten‘, d. h. alten Mustern Me 109 und FW 190. 
Zweifel, die oft laut geworden waren, ob diese den feindlichen moder- 
nen Jägern noch gewachsen seien, wurden zerstreut: „Typ gleichwer- 
tig, die größere Zahl wird entscheiden.“ Die größere Zahl entschied 
jedoch nicht. Es entschied eine leichte Überlegenheit im Typ, und es 
entschied vor allem die Kampferfahrung der feindlichen „alten Hasen“, 
die seit einem Jahr sich über Deutschland wie zu Hause fühlten, über 
die jungen, mangelhaft ausgebildeten deutschen Piloten, die ohne 
Front- und oft mit zu geringer Flugerfahrung gleich in schwersten Ein- 
satz geschickt werden mußten. Das Abschußverhältnis über dem 
Reichsgebiet steigerte sich auf 10 : 1 zu unseren Ungunsten. So mußte 
schließlich an wolkenlosen Tagen der Einsatz eigener Jäger dieser Ty- 
pen überhaupt verboten werden, um Menschen und Öl zu sparen. 

Mit vermehrter Energie wurde nunmehr die Frontbereitschaft der 
Düsenjäger betrieben. Der geeignete Typ war, wie sich im Einsatz 
zeigte, gefunden. Die Produktion lief trotz aller Schwierigkeiten noch 
zufriedenstellend. Doch von der Fertigstellung des einzelnen Flug- 
zeugs bis zur Frontbereitschaft geschulter kampffähiger Verbände ist 
selbst unter normalen Verhältnissen ein langer, beschwerlicher Weg, 
der Zeit, Raum und Brennstoff beansprucht. Der weitere Verlauf der 
Ereignisse des Frühjahrs 1945 beseitigte diese Voraussetzungen end- 
gültig. Die neue Jagdwaffe kam nicht mehr zum Zuge.* 


*) Die Entwicklung der Düsenjäger wurde zunächst durch das mangelnde 
Interesse von Göring gehemmt. 1943 ordnete jedoch Hitler die Forcierung die- 
ser Entwicklung an. Mit Einsatzbereitschaft konnte unter Berücksichtigung 
ungünstiger Faktoren im Sommer 1944 gerechnct werden. Da schlug sich Hit- 
ler selbst seinen letzten Trumpf aus der Hand: Entgegen den dringenden Vor- 
stellungen von OKW, Luftwaffe und Rüstungsministerium befahl er die Um- 
konstruktion des entwickelten reinen Jägers zum Jagdbomber. Hierdurch wurde 
der Einsatz dieser Flugzeuge nach Aussagen maßgeblicher Fachleute um min- 
destens 6, wenn nicht 12 Monate verzögert. Die Diskussion über diesen „Füh- 
rerbefehl“ nahm im Hauptquartier solches Ausmaß an und solche Formen, daß 
Hitler kurzerhand jede weitere Erörterung dieses Themas verbot, 
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Am 12. Januar trat der Russe auf der gesamten Ostfront zur Win- 
teroffensive an. Aus dem Weichselbrückenkopf heraus glückte ihm bei 
Baranow der entscheidende Durchbruch, der die deutsche Front zum 
Einsturz brachte.* 

In raschem, kaum noch gehindertem Vormarsch drangen die russi- 
schen Spitzen tief in das oberschlesische Industriegebiet ein und er- 
reichten die mittlere Oder bei Küstrin und Frankfurt. Die „Festung“ 
Ostpreußen verkleinerte sich von Tag zu Tag. Von Danzig bis Küstrin 
sicherte eine eigene, lange und spärlich besetzte Front das vom Feind 
zunächst noch unbehelligte Pommern. Aus diesem Raum heraus sollte 
ein überraschender Vorstoß die Ende Januar bedrohliche Lage Ber- 
lins klären. Er scheiterte, ehe er überhaupt richtig anlief. Nach An- 
sicht der Reichskanzlei (seit Mitte Januar bis zu seinem Tod das Haupt- 
quartier Hitlers) am Defaitismus von Führung und Truppe. Shukow 
fegte nun seinerseits den pommerschen Raum aus und bereitete sich 
hinter der Oder in Ruhe zum letzten Schlage vor. 


Im Westen wurden die eigenen Truppen nach dem Fehlschlag der 
Ardennenoffensive schrittweise über den Rhein zurückgedrängt. Dies 
letzte Bollwerk wurde — nach einem Bericht des damaligen amerikani- 
schen Generalstabschefs Marshall selbst für die Alliierten überraschend 
schnell — durch die unversehrte Inbesitznahme der Brücke bei Rema- 
gen am 9. März überwunden. 


Selbst in dieser aussichtslosen Lage gab der vom Vorsehungsgedan- 
ken beseelte Energiemensch im Bunker der Reichskanzlei nicht auf. 
Möglich, daß der Glaube an seine Sendung, die ihn jeden neuen 
Schicksalsschlag nur als härtere Prüfung sehen ließ, ausschlaggebend 
gewesen ist — sicherlich haben auch sachliche Erwägungen eine Rolle 
gespielt. Zumindest wurden sie in seiner Umgebung erörtert. Dönitz 
und Jodl jedenfalls stimmten in der Fortsetzung des Kampfes trotz der 


*) Zwei vor dem richtig erkannten gegnerischen Angriffs-Schwerpunkt be- 
reitgestellte Reservedivisionen erhielten den Einsatzbefehl nicht rechtzeitig 
und wurden von der durchgebrochenen russischen Flut überspült. Hitler ließ 
den Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Mitte, Generaloberst Harpe, sofort ab- 
lösen. Ich war zufällig im Vorraum des Führerzimmers, als Harpe anschließend 
zu der befohlenen Meldung eintraf. Ich wunderte mich über seine Ruhe und 
Sicherheit: Er legte Hitler einen ihm fernschriftlich zugesandten „Führerbe- 
fehl“ vor, wonach dieser sich ausdrücklich den Einsatz der beiden betreffenden 
Divisionen selbst vorbehalten hatte. Der Befehl, von dessen Existenz Hitler 
nichts wußte, war vom Generalstab des Hoceres, der die Operation an der 
Ostfront leitete, gegeben worden. Es handelte sich offenbar um ein Versehen, 
nicht um „Verrat“. Der Bruch der zugunsten der Ardennenoffensive ge- 
schwächten Ostfront war ohnehin bei dem bestehenden Stärkeverhältnis von 
1:7 wohl kaum zu vermeiden. 
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Einsicht von der Unabwendbarkeit der militärischen Niederlage nicht 
nur aus soldatischem Gehorsam, sondern auch aus Überzeugung zu. 

Entscheidend für das weitere Durchhalten um jeden Preis fiel ins 
Gewicht die Forderung des Feindes auf „bedingungslose Kapitulation“. 
Seit der Konferenz von Casablanca im Januar 1943 war sie das 
Schreckgespenst, das jede deutsche Einlenkungstendenz im Keime er- 
stickte und so die beste Untermauerung für den „totalen Krieg‘ wurde. 
Besonders Hitler gab sich hinsichtlich der folgenschweren Auswirkun- 
gen einer bedingungslosen militärischen Unterwerfung für das gesamte 
deutsche Volk keinerlei Illusionen hin. Er hat selbst mitunter ihre Fol- 
gen in den grauenhaftesten Farben geschildert. Die in Jalta getroffe- 
nen Abmachungen über die vorgesehene Aufteilung und Zerstückelung 
Deutschlands waren bekannt. Es lag dem Hauptquartier eine Karte 
aus dem britischen Geheimbefehl ‚Eclipse‘ vor, auf der die Grenze 
zwischen Ost und West in ebenso markanter Weise eingezeichnet war, 
wie sie später bittere Wirklichkeit wurde. Die Auswirkung der vorge- 
sehenen Besetzung, Teilung und Drosselung der Lebensmöglichkeiten 
beurteilte man im Kreise Hitlers besonders schwarz bezüglich der bio- 
logischen Substanz des deutschen Volkes und sprach von einem wahr- 
scheinlichen Bevölkerungsschwund von 20 bis 30 Millionen innerhalb 
einer Generation. Man argumentierte, daß kein Mittel unversucht blei- 
ben dürfe, eine solche Katastrophe abzuwenden. Die Geschichte würde 
eines Tages nicht urteilen nach der Höhe der Verluste, sondern werde 
nur fragen, ob alles versucht worden sei, dieses Ende zu verhindern. 

Ferner sei man der deutschen Ostbevölkerung gegenüber verpflichtet, 
wenn man schon ihre Heimat vor dem Zugriff der Russen nicht retten 
könne, so doch wenigstens die Menschen nach Westen zurückzuführen. 
Es mag dahingestellt bleiben, ob die Durchführung dieser Aufgabe die 
Verlängerung des verlorenen Krieges rechtfertigte. Sicher ist jeden- 
falls, daß Flüchtlinge und Soldaten im Osten einer Kapitulation, die sie 
den Russen ausliefern mußte, nicht zugestimmt hätten. Mit der glei- 
chen Einseitigkeit und Unduldsamkeit, mit der manche westdeutsche 
Bevölkerung jeden Tag Kriegsverlängerung als Verbrechen und Wahn- 
sinn ansah, erwarteten Millionen im Osten zu gleicher Zeit seine Fort- 
setzung zumindest solange, bis sie selbst der durch Erfahrung bewiese- 
nen russischen Gefahr entronnen waren. In welch ausschlaggebender 
Weise die unterschiedliche Einstellung der ost- bzw. westdeutschen 
Bevölkerung den Ablauf der Schlußphase des Krieges beeinflußt und 
sein Ende effektiv hinausgeschoben hat, ist in späteren Kapiteln (s. 
Kap. 7 und 14) näher ausgeführt. 

Ein anderes Argument für die Fortsetzung des Kampfes im Früh- 
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jahr 1945 war die Furcht vor der Kapitulation während der kalten Jah- 
reszeit, die im Interesse der Truppen unbedingt vermieden werden 
müsse, da erfahrungsgemäß die Übernahme der Versorgung durch 
den Feind zu schweren Komplikationen führe und hohe Verluste infolge 
mangelhafter Unterbringung und Nachschubschwierigkeiten eintreten 
würden. Ein Gesichtspunkt, den Jodl auch im Nürnberger Prozeß an- 
geführt hat, und dessen Richtigkeit durch die Ereignisse in den Gefan- 
genenlagern aller Siegermächte nach der Kapitulation zumindest teil- 
weise bewiesen wurde, obwohl die Kapitulation bereits in den Anfang 
der warmen Jahreszeit fiel. 


Letztlich war es zweifellos die Hoffnung auf Änderung der politi- 
schen Lage, konkret ausgedrückt auf einen Bruch zwischen den Alli- 
ierten, die den Willen zum Durchhalten bei der deutschen Führung 
maßgeblich stärkte. Diese Hoffnung nährte sich aus verschiedenen 
Quellen. Zunächst und wohl hauptsächlich aus dem eigenen Wunsch. 
Sodann durch die Überlegung, in England müsse der Zeitpunkt der 
Einsicht bald kommen, daß man im Begriffe sei, den Falschen zu ver- 
nichten, und daß England auch im Falle eines totalen Sieges über 
Deutschland diesen Krieg verlieren würde. Begonnen habe es ihn um 
den selbständigen Bestand Polens und um Ausschaltung der zu stark 
gewordenen Kontinentalmacht Deutschland. Statt dessen habe es nun 
das an Umfang, Menschen- und Wirtschaftspotential viel stärkere Ruß- 
land vor der Tür, und nicht einmal Polen sei gerettet. Dönitz faßte 
diese Gedanken in Äußerungen wie: „Churchill wird vielleicht als Sie- 
ger des zweiten Weltkrieges, aber gleichzeitig als Totengräber des 
englischen Imperiums in die Geschichte eingehen.“ 

Auch die täglich durch das Amt Abwehr im Reichsicherheitshaupt- 
amt vorgelegten Feindnachrichten hoben durch Auswahl und Unter- 
streichung jede Meldung hervor, die auf Spannungen in der alliierten 
Front oder gar auf deren Bruch hindeutete. 

Mit Sicherheit ließ sich nach Ansicht der leitenden Männer also we- 
der die Möglichkeit einer politischen Änderung noch eines sonstigen 
„Wunders‘“ von der Hand weisen.* 

Eine solche Änderung könne aber, so wurde geschlossen, nur dann 
von Nutzen sein, wenn Deutschland noch „am Leben“ sei. Man dürfe 


*) Daß Hitler selbst bis in die zweite Aprilhälfte hinein von der Hoffnung 
auf die „Vorsehung“ gezehrt hat, halte ich für wahrscheinlich. Nur so kann ich 
mir jedenfalls seine spontane Reaktion auf die Nachricht von Roosevelts Tod 
erklären, wo er ganz entgegen seinen sonstigen Gepflogenheiten sich unmittel- 
bar mit Dönitz verbinden ließ, um ihm in freudiger Erregung dieses Ereignis 
persönlich mitzuteilen. 
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nicht heute freiwillig durch bedingungslose Kapitulation Selbstmord 
begehen, weil man in einiger Zeit voraussichtlich sowieso totgeschla- 
gen würde. Im Gegenteil, aushalten! Und zwar so lange wie möglich, 
denn je näher die Fronten der Ost- und Westgegner zusammenrückten, 
umso wahrscheinlicher werde auch der Bruch dieser nur im Negati- 
ven — Vernichtung Deutschlands — geeinten Koalition. Und diesen 
Moment gelte es stehend zu erleben. Also Weiterkämpfen! 


Mitte März lautete das Kampfziel etwa: „Ostfront halten, West- 
gegner über den Rhein zurückwerfen.‘“ Zu diesem Zweck wurde im 
Harz die 12. Armee unter dem General der Infanterie Wenck gebildet. 
Man setzte in sie die letzten Hoffnungen. Ausrüstung war angeblich 
noch vorhanden. Das Menschenmaterial setzte sich zu einem großen 
Teile aus Anwärtern und Ausbildern der Kriegsschulen zusammen und 
stellte in diesem Zeitpunkt eine ausgesprochene Elite dar. Zu ihrer ur- 
sprünglichen Aufgabe, das Reich im Westen freizukämpfen und die 
Anglo-Amerikaner über den Rhein zurückzuwerfen, kam die Armee 
jedoch nicht mehr. 

Anfang April zeichnete sich bei zunehmender Zersetzung der West- 
front und bevorstehendem Großangriff im Osten die Gefahr einer Ver- 
einigung der Alliierten im mitteldeutschen Raum ab. Für diesen Fall 
beauftragte Hitler den Feldmarschall Kesselring im Südraum, Groß- 
admiral Dönitz im Norden mit der Vorbereitung der weiteren Vertei- 
digung. Irgendwelche Exekutivgewalt war hiermit noch nicht verbun- 
den. In Kraft treten sollte diese erst auf besonderen Befehl und nur in 
dem Raum, in dem Hitler sich nicht selbst befand. Wohin er sich wen- 
den würde, blieb offen. Seine Veranlagung, die militärischen Gege- 
benheiten, und die tatsächlich erfolgenden Vorbereitungen seiner per- 
sönlichen Umgebung ließen darauf schließen, daß seine Entscheidung 
auf den für eine längere Verteidigung besser geeigneten, wenn auch 
gleich schlecht gerüsteten Südraum fallen würde. 

Am 16. April leiteten die Russen mit dem Großangriff an der Oder- 
front das letzte Kapitel des gewaltigen militärischen Ringens ein. Noch 
einmal kämpfte die Truppe einen zähen Abwehrkampf, wehrte sich der 
deutsche Infanterist, Seite an Seite mit dem Volkssturnnmann, dem Ma- 
trosen, dem Flieger und dem Polizisten verzweifelt gegen die Preisgabe 
jeden Meters Heimaterde. Die aus allen Teilen des Reiches unter Ent- 
blößung der Luftabwehr zusammengezogene Flak legte einen undurch- 
dringlichen Feuerriegel vor die russischen Stellungen. Drei Tage hielt 
die Front, dann erlahmte die physische und materielle Abwehrkraft. 
Die Batterien waren verschossen, der letzte Sprit verbraucht. Der 
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Nachschub blieb infolge völliger Zerschlagung des Transportwesens 
und totaler Luftherrschaft des Gegners aus. Am 19. nachmittags 
sprengte der Feind, aus seinen Oderbrückenköpfen südlich Wriezen 
und östlich Müncheberg heraus, die letzte zusammenhängende deut- 
sche Front. 


Den damit beginnenden Kampf um Berlin, der seinem Kulminations- 
punkt schnell entgegeneilte, erlebten Dönitz — und damit auch ich — 
vom 22. April an nur mehr von außen. Einen Tag später erfuhren wir 
die Entscheidung Hitlers, in Berlin zu bleiben. Maßgebend für diesen 
Entschluß dürfte in erster Linie die Erkenntnis gewesen sein, daß mit 
der Hauptstadt des Reiches auch der Krieg unwiderruflich verloren 
sei, ferner aber wohl auch noch die vage, nur aus dem Vorsehungs- 
glauben zu erklärende Hoffnung auf Rettung in letzter Sekunde. Der 
Gedanke wurde jedenfalls ausgesprochen, daß ein möglicherweise ge- 
lingender Entsatz Berlins mit der psychologischen auch eine militäri- 
sche Wende bringen würde — ähnlich ‚wie für die Russen die Befrei- 
ung Stalingrads“. Hitler glaubte noch an die Zugkraft seiner Person. 
Durch sein Verbleiben in der eingeschlossenen Hauptstadt wollte er 
die Truppe noch einmal zum Äußersten anspornen. Persönlich suchte 
er die Verteidigung und — über das auf seinen Befehl nach Norden ab- 
gesetzte Oberkommando der Wehrmacht — auch die Entsatzmaßnah- 
men zu leiten. Rein zahlenmäßig ließ sich auf dem Papier für die 
Fronten noch ein Erfolg konstruieren: Die aus der Front Schörners 
abgesprengte Armee Busse von Südosten, das Ill. SS-Panzerkorps un- 
ter Steiner von Norden und die Armee Wenck von Westen sollten den 
russischen Ring zu sprengen suchen. Vorübergehend wurde sogar 
noch einmal vom Westen her die Verbindung mit dem Verteidigungs- 
bereich Potsdam hergestellt. Der Mangel an Nachschub, fehlende Be- 
weglichkeit, die Unmöglichkeit, Schwerpunkte zu bilden und lokale 
Erfolge auszunutzen, und die Luftüberlegenheit des Gegners machten 
jedoch alle Anstrengungen und alle persönliche Tapferkeit, deren es 
auch jetzt noch unzählige Beispiele gab, zunichte. 

Die Aussichtslosigkeit des Kampfes ging aus dem Lagevortrag Jodls 
in Rheinsberg am 28. April, dem neben Keitel auch Dönitz und Himm- 
ler beiwohnten, klar hervor. 

Am 29. April gleiche Erkenntnis in Berlin. 

Am 30. April zog Hitler die Konsequenzen und setzte um 15.30 Uhr 
seinem Leben durch die Kugel ein Ende. Das politische Erbe übergab 
er testamentarisch dem Oberbefehlshaber der Deutschen Kriegsmarine, 
Großadmiral Karl Dönitz. 


23. Dönitz 17 


KAPITEL 2 


Dönitz verläßt Berlin 


Seit dem Sommer 1943 befand sich das Hauptquartier des Oberbe- 
fehlshabers der Kriegsmarine und der Seekriegsleitung nördlich von 
Berlin bei Bernau. Die Nähe der Reichshauptstadt, ein ausgezeichne- 
tes Nachrichtennetz, zwei geräumige Befehlsbunker, die allerdings 
kaum in Aktion zu treten brauchten, und nicht zuletzt die ruhige Atmos- 
phäre des am Waldrand versteckt gelegenen Barackenlagers mit dem 
Decknamen „Koralle‘‘ machten es zu einem idealen Führungsplatz. Als 
die Russen jedoch Ende Januar 1945 die mittlere Oder erreichten und 
von hier aus Berlin bedrohten, verkleinerte Dönitz das Oberkommando 
der Kriegsmarine rigoros und verlegte es nach Norddeutschland, weil 
er die überraschende Mattsetzung des gesamten Führungsapparates 
der Kriegsmarine zu Lande von Osten her nicht riskieren wollte. 


Er selbst entschloß sich, mit einem kleinen persönlichen Stabe in der 
Nähe von Berlin zu bleiben, weil er in dieser kritischen Zeit als Chef 
eines Wehrmachtteiles auf enge Verbindung mit der Staats- und Wehr- 
machtsführung nicht verzichten wollte. Zunächst war hierfür sein Son- 
derzug „Auerhahn‘‘ ausersehen, der nordwestlich Berlins gut getarnt 
und jederzeit abfahrbereit stand. Der Umzug klappte jedoch schlecht. 
Während „Koralle‘“ geräumt wurde, begleitete ich mittags Dönitz zur 
Lage in die Reichskanzlei und von dort aus zum Zuge. Ich habe die 
Ankunft in dieser neuen Befehlsstelle und die ersten Stunden daselbst 
in wenig angenehmer Erinnerung. Die Herausnahme einiger Wagen 
für die Seekriegsleitung, der mit dem Rangieren verbundene Ausfall 
der Licht- und Nachrichtenleitungen, die allgemeine Enge, Verdunke- 
lung und Fliegeralarm verschlechterten die Stimmung des „Löwen“ — 
eine Bezeichnung, die sich Dönitz in der U-Bootwaffe erworben 
hatte — zusehends. So machte ich kurzerhand den Vorschlag, mit dem 
persönlichen Stabe wieder nach „Koralle“ zurückzuverlegen, dort die 
weitere Entwicklung in Ruhe abzuwarten und die Verlegung erst auf 
„Vorwarnung“ durch den Generalstab des Heeres bei akuter Durch- 
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bruchsgefahr vorzunehmen. Der Vorschlag wurde angenommen und 
erwies sich als zweckentsprechend. 


Dönitz fuhr nun zwei- bis dreimal in der Woche zur Lagebespre- 
chung in das Führerhauptquartier. Über seinen persönlichen Berater, 
Konteradmiral Wagner, dem je ein Sachbearbeiter für Überwasser- 
und U-Bootsoperationen beigegeben war, behielt er die Zügel der 
Kriegsmarine in der Hand. Dieser Zustand war — persönlich und füh- 
rungstaktisch gesehen — unter den gegebenen Verhältnissen eine recht 
günstige Lösung. Doch mahnte das ständige, an- und abschwellende 
Grollen der Waffen an die Nähe der Front. Die nie vergessene bange 
Frage lautete: Wie lange noch? 


Am 16. April morgens verkündete uns eine gewaltige Steigerung des 
Schlachtenlärms den Beginn des russischen Großangriffes, noch ehe 
Draht oder Funk ihn meldeten. Dönitz befahl für seinen Stab ‚‚ein- 
stündige Bereitschaft‘, was besagen will, daß bei Ausgabe des Befehls 
wir innerhalb einer Stunde verlegungsbereit sein mußten. Die „Lage“ 
im Bunker der Reichskanzlei besuchten wir nun täglich. Als der 18. 
April vorüberging, ohne daß dem Feind der Durchbruch gelungen war, 
wurden noch einmal Stimmen der Hoffnung laut. Aus Keitels Munde 
vernahm ich den „alten Erfahrungsgrundsatz‘“, daß ein Angriff sich 
festfahre, wenn er nicht bis zum 3. Tag den erfolgreichen Durchbruch 
erzwinge. Trotz dieser und anderer beruhigender Äußerungen erfaßte 
Dönitz am 19. abends eine mir unerklärliche Unruhe. Kurz, nachdem 
ich mich zur Nacht von ihm verabschiedet hatte, erreichte mich sein 
Anruf: „Mir scheint das nicht. Verlegung um 23.30 Uhr.“ Ich sah auf 
die Uhr: knapp eine Stunde Zeit. In fliegender Hast, aber in voller 
Ordnung wurden nach den vorbereiteten Befehlen die Quartiere abge- 
brochen, und pünktlich 23.30 Uhr — nur wenige Stunden vor dem An- 
marsch der Russen — rollte die kleine Kolonne von Autos durch die 
von Kanonendonner und Motorengebrumm, von Abschüssen, Einschlä- 
gen und Scheinwerfern belebte Nacht. Ziel war Berlin-Dahlem, das 
wir in der ersten Morgenstunde des 20. April erreichten. Hier hatte 
ich auf Dönitz’ Weisung seine Dienstwohnung als behelfsmäßige Füh- 
rungsstelle herrichten lassen. Der Stab war im Hause selbst, der Nach- 
richtentrupp in einem Nebengebäude untergebracht. Eine motorisierte 
Funkstation, einige Telefon- und Fernschreibleitungen und ein kleiner 
Privatbunker, dessen lange Gänge stets durch Bewohner der Nachbar- 
häuser belegt waren, vervollständigten das Bild dieses sehr provisori- 
schen Hauptquartiers der Kriegsmarine. 
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Am frühen Nachmittag des 20. April —- dem Geburtstag Hitlers — 
begleite ich Dönitz noch einmal auf seiner Fahrt in die Reichskanzlei. 
Zum letzten Mal erlebe ich den Führer aus nächster Nähe. Durch Zu- 
fall — ich betrat den Bunker gerade, als Hitler seinen Privatraum erst- 
mals an diesem Tage verlassen wollte — gerate ich an den linken Flü- 
gel einer allerdings sehr kurzen Reihe von Gratulanten. Dann gibt mir 
der nachfolgende Lagevortrag Gelegenheit zu unbefangenem Studium: 
Sprache und Augen Hitlers sind ausdrucksvoll wie je. Seine geistige 
Spannkraft scheint erhalten. „‚Wahnsinnig‘“‘ — im landläufigen Sinne 
des Wortes — ist er keineswegs. Doch körperlich macht er den Ein- 
druck eines geschlagenen und gebrochenen Mannes: aufgeschwemmt, 
gebeugt, kraftlos und nervös. 

An diesem Tage setzt Hitler nunmehr den Befehl über die Vertei- 
digung des Nordraumes in Kraft, wodurch Dönitz territoriale, aber 
keine operative Befehlsgewalt in diesem Raum erhält. Er war von nun 
an wohl weisungsberechtigt gegenüber den zivilen Dienststellen, doch 
unterstand ihm nicht die Kriegsführung an den militärischen Fronten. 

Am Nachmittag des 21. April findet die letzte Zusammenkunft von 
Hitler und Dönitz statt. Die Innenstadt liegt bereits von Norden her 
unter russischem Artilleriefeuer. Angesichts der unmittelbar bevorste- 
henden Einschließung Berlins wird Dönitz zur Durchführung seiner 
Aufgabe entlassen. Ich selbst war von der Begleitung auf dieser letzten 
Fahrt zum Staatsoberhaupt suspendiert, um die Verlegung in den 
Nordraum vorzubereiten. Nach sorgfältiger Überlegung, wie sich vor- 
aussichtlich die Luftlage gestalten werde, wird die Abfahrt auf den 
22. früh 02.00 Uhr als günstigsten Termin festgesetzt. Die letzten Vor- 
bereitungen werden bei Fliegeralarm erledigt. Als wir starten, ist ver- 
hältnismäßig Ruhe. In nordwestlicher Richtung verlassen wir durch 
die letzte Lücke im Einschließungsring die Reichshauptstadt. Wir 
kommen nur langsam vorwärts. Kontrollen, Verstopfungen, schwer 
passierbare Straßensperren, die in fast allen Dörfern angelegt sind, 
verzögern die Fahrt. Mehrfach wird sie durch feindliche Jabotätigkeit 
unterbrochen. Einen direkten Angriff erlebt die Kolonne jedoch nicht. 
Die alliierten Piloten finden stets in der Nähe besser lohnende Ziele. 
Auch halten sie sich vornehmlich an die Hauptstraßen, die wir aus die- 
sem Grunde vermeiden. Dafür geraten wir, — je weiter wir nach Nor- 
den kommen, destomehr — mit Flüchtlingszügen und rückflutenden 
Wehrmachtskolonnen in Berührung. Während die Ersteren in all ihrem 
Elend doch noch den Eindruck zusammengefügter und geführter Ein- 
heiten machen, wirken die Auflösungserscheinungen in Truppe und 
Stäben außerordentlich deprimierend. Allen gemeinsam aber steht der 
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große Motor dieser Völkerwanderung — die Furcht — im Gesicht 
geschrieben. 

Am späten Vormittag des 22. erreichen wir unser Ziel: Das neue 
Hauptquartier bei Plön in Holstein. Ein paar Baracken am Plöner 
See sind für den Großadmiral und seinen Stab freigemacht. Dank 
des gut eingespielten Nachrichtenapparates der Seekriegsleitung, — 
die sich schon seit einigen Wochen hier befand, — verfügen wir über 
hinreichende Draht- und Funkverbindungen mit allen Befehlsstellen 
im Nordraum und zu den sonst noch intakten Außenpositionen. Auch 
mit Berlin und dem Südraum stehen wir über den eigenen Nachrichten- 
zug zunächst noch in sicherer Verbindung. 


Hier in Plön rückt Dönitz binnen weniger Tage aus seinem streng 
abgegrenzten Aufgabenbereich heraus in die führende Position des 
Reiches, erlebe ich selbst die letzten Tage des zweiten Weltkrieges und 
des Dritten Reiches im Brennpunkt des Geschehens. 

Die verantwortlichen Männer, die Deutschlands Geschicke in der 
nun folgenden kurzen, aber ereignisreichen Spanne leiten — Dönitz, 
Schwerin, Keitel und Jodl —, wurden teils für immer, teils auf lange 
Jahre zum Schweigen verurteilt. Alle Akten, Unterlagen und weitest- 
gehend auch die persönlichen Aufzeichnungen wurden beschlagnahmt 
und sind damit dem deutschen Bearbeiter auf unbestimmte Zeit hin- 
aus unzugänglich. 

Die bisherigen Veröffentlichungen über diese wichtige Zeitspanne 
beschränken sich daher amtlich nur auf Darstellungen der Gegenseite, 
auf lückenhaftes und teilweise wohl auch einseitig ausgesuchtes Ma- 
terial, inoffiziell auf einzelne Erlebnisse, Erzählungen, Vermutungen 
und auf eine Reihe bewußter Verdrehungen und Verleumdungen. 

Ich fühle mich daher verpflichtet, mein Wissen über den kurzen Ab- 
schnitt deutscher Geschichte, den ich zwar nicht handelnd, aber doch 
hörend und registrierend mitverfolgte, festzuhalten und denen vorzu- 
legen, die in dieser vorwärts hastenden Zeit noch das Bedürfnis emp- 
finden, sich darüber Klarheit zu verschaffen, was eigentlich in den Ta- 
gen des deutschen Zusammenbruchs vor sich gegangen ist. 


+ * * 


Es ist hier an der Zeit, Rechenschaft zu geben über den Einblick, 
den ich in das Geschehen hatte, und über die Unterlagen, die dieser 
Veröffentlichung zugrunde liegen, damit Forscher wie Leser sich selbst 
ihr Urteil bilden mögen über die Vollständigkeit und die Echtheit die- 
ser Darstellung. 
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Von meinem Dienstantritt als „Adjutant des Oberbefehlshabers der 
Kriegsmarine‘ im September 1944 bis zum Beginn unserer Verlegung 
am 19. April 1945 spielte sich meine Tätigkeit in den dieser Dienst- 
stellung vorgeschriebenen Bahnen ab. Ich versah den persönlichen 
Dienst, begleitete Dönitz ständig und nahm an allen seinen militäri- 
schen Besprechungen innerhalb der Kriegsmarine teil, jedoch nicht an 
offiziellen Konferenzen mit den im Range gleich- oder höhergestellten 
Persönlichkeiten. Meine Kenntnis der großen Zusammenhänge bis 
zum Zusammenbruch der Ostfront beruht daher auf gelegentlicher 
Teilnahme an der Lagebesprechung bei Hitler, auf dem täglich über- 
sandten schriftlichen Resum& derselben, auf inoffiziellen Erlebnissen 
und Unterhaltungen in der Reichskanzlei und auf vielen Gesprächen 
mit Dönitz, die sich bei dem mir entgegen gebrachten Vertrauen und 
häufigem Beisammensein unter Ausschluß Dritter von selbst ergaben. 
Da aber auch Dönitz sich in Handlungen und Gedanken zunächst aus- 
schließlich auf sein eigenes Aufgabengebiet konzentrierte und sich je- 
der Einflußnahme in andere Ressorts enthielt, habe ich meinen Bericht 
über das Geschehen bis zum April 1945 absichtlich knapp gehalten in 
der Erkenntnis, daß sich hierfür kompetentere Autoren finden werden, 
als ich es bin. 


Mit unserer Verlegung in den Nordraum wurde Dönitz in diesem 
Raum der erste Mann. Später wurde er es durch die Ernennung zum 
Nachfolger Hitlers auch gegenüber denjenigen Persönlichkeiten, die 
bis dahin noch nicht seiner Autorität unterstanden (z. B. Himmler und 
Keitel). Entsprechend wurde es nunmehr selbstverständlich, daß ich 
—mit ganz wenigen Ausnahmen — an allen Besprechungen persönlich 
teilnahm. Bei Hitler hatte ich erlebt, daß jedes Wort von uniformier- 
ten Protokollführern mitstenografiert wurde. Für eine solche Tätig- 
keit war Dönitz’ Stab in keiner Weise eingerichtet. So begann ich 
selbst die wesentlichen Ereignisse und Besprechungspunkte stichwort- 
artig stenografisch festzuhalten und führte ab 2. Mai mit Einverständ- 
nis von Dönitz ein „Kriegstagebuch des Großadmirals“, das ich nachts 
anhand der gemachten Notizen unmittelbar in die Maschine diktierte. 
Beide Ausfertigungen dieser „Tagesniederschriften‘“ wurden uns bei 
der Gefangennahme abgenommen. Mein Stenogramm blieb mir jedoch 
noch weiter erhalten. Zum letzten Mal hatte ich es Ende September 
1945 in der Zelle des Nürnberger Gefängnisses in der Hand, wo ich 
aber meinem Gepäck nur wenige Utensilien entnehmen durfte. Sechs 
Wochen später siedelte ich in den „Zeugenflügel‘“ des gleichen Ge- 
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fängnisses um. Hier wurde durch einen amerikanischen Feldwebel of- 
fiziell bekanntgegeben, daß Dokumente und Unterlagen, die wir noch 
in der Gefangenschaft besessen hätten und die für die Beweisführung 
im Prozeß von Wichtigkeit sein könnten, den Eigentümern ausgehän- 
digt werden sollten. Ich glaubte, daß die Verteidigung von Dönitz 
mein Tagebuch evtl. gebrauchen würde, und gab es an. Es wurde je- 
doch „nicht mehr gefunden“, und weder meine mehrfachen Beschwer- 
den noch ein Versuch der Verteidigung haben es wieder an das Licht 
des Tages bringen können. 

Die Niederlegung meiner Erlebnisse hatte ich aber bereits vorher 
begonnen. Darüberhinaus standen mir die Ereignisse noch in frischer 
Erinnerung. Während meiner rund zweijährigen Gefangenschaft hatte 
ich ferner genügend Zeit und Gelegenheit, sie mit anderen Teilnehmern 
des Geschehens zu rekapitulieren. Und schließlich rettete ich eine 
Reihe von Aufzeichnungen, die mir teils von Dönitz selbst in der ersten 
Zeit nach der Verhaftung in die Feder diktiert, teils mir während des 
Prozesses zugänglich gemacht worden waren. So glaube ich, für die 
Echtheit von Tatsachen und Motiven in den nun folgenden Kapiteln 
mich voll und ganz verbürgen zu können. 

Der besseren Übersicht wegen habe ich die Ereignisse, die mit stei- 
gender Geschwindigkeit und Intensität abrollten, nach sachlichen und 
nicht nach zeitlichen Gesichtspunkten geordnet und festgehalten. Der 
rein chronologische Ablauf mag der anschließenden „Zeittafel“ ent- 
nommen werden. 
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KAPITEL 3 


Ein unerfüllbarer Auftrag: 
Verteidigung des Nordraums 


Noch im Spätherbst 1944 betrachtete Dönitz als Oberbefehlshaber 
der Kriegsmarine die Wiedererstarkung der U-Bootwaffe als seine 
Hauptaufgabe. Die Führung dieses „4. Wehrmachtsteiles‘‘ — wie er 
innerhalb der Kriegsmarine mit aus Ärger und Anerkennung gemisch- 
ten Gefühlen scherzhaft genannt wurde — hatte er während des gan- 
zen Krieges nicht aus der Hand gegeben. Die U-Bootwaffe des 2. 
Weltkrieges war organisatorisch, technisch und taktisch im wesentli- 
chen sein Werk. Sie war durch ihn und er mit ihr groß geworden. 

Bei Kriegsbeginn verfügte Deutschland über eine geringe Anzahl 
kampfkräftiger kleiner Boote, die zahlenmäßig noch beträchtlich unter 
der gemäß dem Londoner Flottenabkommen von 1935 zugestandenen 
Höchstgrenze lag. Erst im September 1939, nach der Kriegserklärung 
Großbritanniens, wurden die U-Boote in Bau und die Besatzungen in 
Ausbildung gegeben, die 1942 England schwerste Sorgen bereiteten. 

Die Verbesserung des Radars und die lückenlose Luftüberwachung 
des Atlantik setzten diese stärkste der deutschen Angriffswaffen ge- 
gen England im Mai 1943 mit einem Schlage matt. Die entscheidende 
Bedeutung dieses Erfolges wurde schon während des Krieges von 
Churchill mehrfach unterstrichen. Die gesamte mühsam aufgebaute U- 
Bootsflotte wurde über Nacht wertlos. Die Erfolge sanken auf ein 
Minimum, und die Verluste schnellten in die Höhe. Im Sommer 1943 
blieb durchschnittlich jedes 2. bis 3. Boot am Feind, und ein neu in 
Dienst gestelltes U-Boot hatte wenig Aussicht, mehr als zwei Feind- 
fahrten zu überstehen. Daß trotz dieses katastrophalen Mißverhält- 
nisses zwischen Opfer und Erfolg der Einsatzwille und die Kampfmo- 
ral der Besatzungen bis zum letzten Kriegstage auf hervorragender, 
gleichbleibender Höhe standen, zeugt für die Güte Dönitz’scher Trup- 
penführung, auf welchem Gebiet zweifelsohne seine Hauptstärke lag. 
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Nach dem Zusammenbruch seiner Waffe ging Dönitz mit der ganzen 
ihm eigenen Energie an die Schaffung neuer U-Bootstypen heran. Das 
Problem wurde kurzfristig gelöst. Aus dem bisherigen „Tauchboot“ 
entstand das ‚„Unterseeboot“, das ständig unter Wasser blieb und, wie 
der Erfolg bewies, sich dem Zugriff des Radar und der Luftüberwa- 
chung vollständig entzog. Hohe Unterwassergeschwindigkeit und mo- 
derne Ortungsanlagen gaben den neuen Typen gegenüber dem Geleit- 
zug große Erfolgsaussichten und Überlegenheit gegenüber den Siche- 
rungsstreitkräften. 


Ab Herbst 1944 liefen diese neuartigen Boote in steigender Zahl 
von Stapel. Ihr Einsatz im Großen wurde durch die Ereignisse des 
Frühjahrs 1945 vereitelt. Daß seine Waffe nicht mehr zu entscheiden- 
dem Zuge kommen könne, wurde Dönitz wohl mit der Januaroffensive 
der Russen endgültig klar. Schon vorher hatte sich jedoch das Auf- 
gabengebiet der Kriegsmarine schwerpunktmäßig verlagert. 


Mit dem Abfall Finnlands begannen im Sommer 1944 die Rücktrans- 
porte deutscher Truppen über See in großem Stile. Sie setzten sich 
mit dem Zusammenbruch der baltischen Fronten und der laufenden 
Rückführung militärischer Verbände aus Norwegen fort und erreichten 
ihren Höhepunkt im Frühjahr 1945 mit der Evakuierung der deutschen 
Bevölkerung aus Ostpreußen, Westpreußen und schließlich auch aus 
Pommern. In pausenlosem Einsatz wurden alle für diesen Zweck halb- 
wegs brauchbaren und irgendwie verfügbaren Einheiten der Kriegs- 
und Handelsmarine eingespannt. Nach damals eingelaufenen Meldun- 
gen wurden so über See etwa 2 Millionen deutscher Menschen vor rus- 
sischem Zugriff gerettet. Die Durchführung dieser Aufgabe stand für 
Dönitz in den letzten Kriegsmonaten im Vordergrund seines Interesses 
und schien ihm wichtiger als der Gedanke einer sofortigen Kapitula- 
tion. Er begrüßte es daher, als ihm zur besseren Steuerung der Trans- 
porte Anfang April von Hitler das Recht zur Kohlen- und Treibstoff- 
verteilung für ganz Norddeutschland gegeben wurde. 


Wenige Tage später, wenn ich mich recht entsinne am 10. April, er- 
folgte Hitlers Anordnung über die Befehlsverhältnisse bei Spaltung 
des Reiches in Nord (Dönitz) und Süd (Kesselring). Da diese An- 
ordnung nur vorsorglicher Natur und noch nicht mit irgendwelcher 
Exekutive verbunden war, blieb es bei Vorbereitungen gedanklicher, in- 
formatorischer und organisatorischer Art. Ab 22. April, als unsere 
Trennung von Berlin wegen der fast vollendeten Einschließung unum- 
gänglich geworden war, setzte Dönitz diese Vorbereitungen in seinem 
neuen Hauptquartier Plön fort. Ihm war inzwischen zwar die territo- 
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riale Befehlsgewalt im Nordraum einschließlich des zivilen Sektors 
übertragen worden (20. 4.), doch traten die Befugnisse zur Über- 
nahme der operativen Befehlsgewalt nicht in Kraft, da Hitler (aus 
Berlin) über das OKW (in Rheinsberg) die Führung bis zu seinem 
Abgang in der Hand zu halten suchte. 


Es besteht für mich keinerlei Zweifel, daß Dönitz zunächst mit dem 
Willen, den Nordraum nach besten Kräften zu verteidigen, an die Lö- 
sung seines Auftrages heranging. Der ausschlaggebende Grund für 
diese Einstellung war die innere Überzeugung von der Notwendigkeit 
der oben skizzierten Rückführungsaufgabe. Doch mögen seine solda- 
tische Disziplin, sein loyale Haltung gegenüber der Staatsführung und 
zweifelsohne ebenfalls sein Bestreben eine Rolle mitgespielt haben, 
dem Reich, der Marine und sich selbst einen ehrenhaften Abgang zu 
verschaffen, den er durch Abfall, Verrat und das damit drohende 
Durcheinander für gefährdet hielt. 

So hat er mit General Kinzel, dem Leiter des Führungsstabes Nord, 
eines für die Führung im Nordraum gebildeten Stabes, mit dem Gau- 
leiter Wegener, der auf Dönitz’ Betreiben von Hitler noch zum ober- 
sten zivilen Reichsverteidigungskommissar für Norddeutschland er- 
nannt wurde, und mit den entsprechenden Fachkräften ernsthaft die 
Möglichkeit der Verteidigung des norddeutschen Raums erörtert. 

Das Ergebnis dieser Untersuchung war die Erkenntnis, daß eine 
längere Verteidigung völlig aussichtslos war. In dem zur Debatte ste- 
henden Raum (Mecklenburg, Schleswig-Holstein, nördliches Nieder- 
sachsen) war ein Waffennachschub aus der Produktion nicht mehr 
möglich. Schwere Waffen und Panzerfäuste z. B. wurden hier über- 
haupt nicht hergestellt. Man war also nur auf die vorhandenen gerin- 
gen Bestände angewiesen. 


Das Gleiche galt für die Versorgung mit Treibstoffen (Öl und 
Kohle). Wie katastrophal hier die Lage war, geht am besten daraus 
hervor, daß man ernsthaft das Problem in Angriff nahm, die Eisen- 
bahn auf Holzfeuerung umzustellen. 


Die Ernährung konnte noch für einige Zeit als gesichert gelten, so- 
fern es gelang, Mecklenburg zu halten, wo die wesentlichen Vorräte, 
besonders an Kartoffeln, lagerten. Anläßlich des Besuches beim 
OKW in Rheinsberg am 28. April hatte Dönitz eine Unterredung mit 
Generalmajor v. Trotha, dem Chef des Stabes der Heeresgruppe 
Weichsel, die nun schon diesseits der Oder stand. v. Trotha bestätigte, 
daß entgegen den Hoffnungen des OKW ein Halten Mecklenburgs 
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völlig ausgeschlossen sei. Damit war auch ernährungsmäßig die Vor- 
aussetzung für längeren Widerstand entfallen. 

Die militärische Lage in diesem Bereich schließlich, die dem später 
eingefügten Kapitel über die militärische Gesamtlage entnommn wer- 
den kann, rundete das Bild dahingehend ab, daß die Besetzung des 
norddeutschen Raumes nur von der Größe der Anstrengungen abhing, 
die die Alliierten noch aufzuwenden willens waren. 


Immerhin blieben bis dahin noch einige Tage Zeit, die Dönitz durch 
geeignete Maßnahmen zu verlängern suchte, um die Rücktransporte 
zu forcieren und noch möglichst lange laufen zu lassen. Auch auf 
schnelle und geordnete Rückzugsbewegung zu Lande, die völlig im 
Argen lag, suchte er organisatorischen Einfluß zu nehmen, und hatte 
gewissen Erfolg dabei. 

Vorzeitige Einzelaktionen, die die Durchführung der Rücktransporte, 
die Ordnung und die Geschlossenheit des Raumes in Frage stellten, 
lehnte Dönitz ab. So war er mit den Plänen zur selbständigen Kapitu- 
lation Hamburgs, die Gauleiter Kaufmann im Verein mit dem Kampf- 
kommandanten der Stadt eingefädelt hatte, nicht einverstanden. Kennt- 
nis hierüber hatte Dönitz sowohl durch den Oberbefehlshaber Nord- 
west, Feldmarschall Busch, wie vor allem durch den Chef des Inlands- 
SD, Ministerialdirektor und Gruppenführer Ohlendorf, erhalten, dessen 
Nachrichtenapparat ausgezeichnet funktionierte. So legte er Dönitz 
einen Aufruf Kaufmanns über den Hamburger Drahtfunk im Wortlaut 
vor, noch ehe dieser überhaupt gesprochen war. Dönitz schien sein 
eigenes Ziel — Freihaltung des Schleswig-Holsteinischen Raumes für 
den Flüchtlingsstrom von Osten — durch den Ausfall Hamburgs ent- 
scheidend in Frage gestellt. Mehrfachen Versuchen, mit Kaufmann zu 
einer persönlichen Unterredung zu kommen, wich dieser aus. Ein statt 
dessen geführter Telefon- und Telegrammwechsel zwischen Dönitz und 
Kaufmann verlief in den Formen, die ihrem früheren korrekten Ver- 
hältnis entsprachen, jedoch ohne Erfolg. Ein Fernschreiben Kauf- 
manns, aus dem seine Absichten zwischen den Zeilen klar hervorgin- 
gen, erhielten wir am 30. April mittags. Dönitz war gerade im Begriff, 
nach Lübeck zu fahren, um dort Himmler zu treffen. In der Hambur- 
ger Frage waren sich beide einig und Dönitz gab mir Befehl zum Ent- 
wurf der Antwort. Himmler begann jedoch aus dem Handgelenk eine 
Entgegnung zu diktieren, von der Dönitz ihn mit der Bemerkung 
„Lüdde macht das schon“ ohne Erfolg abzuhalten suchte. Da Himm- 
lers Erguß mehr pathetischer als sachlicher Natur war, ließ Dönitz 
meinen Entwurf mit seiner Unterschrift getrennt herausgehen. 
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Fernschreiben Dönitz anKaufmann 
vom 30. Aprilnachmittags 


Auf Ihr Fernschreiben vom 30. April antworte ich: 


I. Hauptsorge der militärischen Führung in der augenblick- 
lichen Situation ist die Rettung deutschen Landes und deut- 
schen Volkstums vor dem Bolschewismus. Der Schwer- 
punkt der Kampfführung liegt daher eindeutig im Osten. 
Er wird militärisch alles nur Mögliche getan, den russi- 
schen Vormarsch im Mecklenburger Raum abzustoppen 
oder zumindest solange als möglich aufzuhalten, um den 
Abfluß der deutschen Menschen zu ermöglichen. 

2. Dieser Abfluß ist nur möglich, solange ein Tor nach We- 
sten über die in Jalta vereinbarte Grenzlinie der Besat- 
zungszone offen bleibt. Wird der Elbe-Trave-Kanal jetzt 
durch die Engländer versperrt, geben wir sieben Millionen 
wertvoller deutscher Menschen der russischen Willkür 
preis. 

3.Es ist daher unumgänglich notwendig, die Elbe-Stellung 
mit äußerster Zähigkeit gegen den Westen zu verteidigen. 
Wo durch diese Kampfaufgabe Sachwerte zerstört wer- 
den, wird dies durch die Rettung deutschen Blutes im 
Osten tausendfach gerechtfertigt. Eine darüber hinausge- 
hende Zerstörung von Häfen oder Industrieanlagen ist nicht 
beabsichtigt und muß unter allen Umständen verhindert 
werden. 

4.Durch rückhaltlose Unterstützung vorstehender Kampf- 
aufgaben können Sie und die Stadt Hamburg den besten 
Beitrag im Schicksalskampf unseres Volkes leisten. 


Heil Hitler! 
Dönitz 
Großadmiral 


Eine Abschrift dieses Dokumentes habe ich aufgenommen, weil es 
ein klarer Beleg für die Gedanken und die Einstellung von Dönitz ist, 
noch bevor er von Hitlers Tod und seiner eigenen Nachfolge wußte. 
Als Dönitz mit der Ernennung zum Staatsoberhaupt auch Befehlsge- 
walt über die Truppe im Nordraum erhielt, entschloß er sich angesichts 
der festen Haltung Kaufmanns und der rasch fortschreitenden allge- 
meinen Entwicklung zur kampflosen Aufgabe Hamburgs und befahl 
die Rücknahme der noch kampfbereiten Verbände aus der Stadt. Diese 
fand am 2. Mai statt. Praktisch ist es zu einer vorzeitigen Kapitulation 
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Hamburgs infolge der Einleitung der Verhandlungen mit Montgomery 
am 2. Mai abends nicht mehr gekommen. 


Einleitung der Kapitulation 


im Nordraum 


(Fernmündlicher Befehl des OKW vom 2.5. 1945 abends an 
Kampfkommandant Hamburg.) 


1. Es ist nicht beabsichtigt, Hamburg zu verteidigen, um Stadt 
und Bevölkerung vor der restlosen Vernichtung zu be- 
wahren. 

2. Daher ist entsprechend dem englischen Angebot am 3. Mai 
8.00 Uhr vormittags ein Parlamentär zu entsenden, der 
Vollmachten hat zu vereinbaren: 

a) Hamburg wird nicht verteidigt, 

b) die deutsche Truppe setzt sich kampflos über die Elbe 

ab. Ankündigung des Parlamentärs hat noch heute zu 

erfolgen. 

Gleichzeitig mit diesem Parlamentär wird eine Delegation 
des OKW entsandt, die ebenfalls noch heute anzukündigen 
ist. Sie besteht aus 2 Admirälen, einem General mit Begleiter 
in 4 Kraftfahrzeugen. Die Delegation hat den Auftrag, wei- 
tergehende Fragen zu erörtern. Die Bereitschaft zum Emp- 
fang dieser Delegation am 3. Mai vormittags durch den Ober- 
befehlshaber der 21. englischen Heeresgruppe und der Ort 
des Empfangs ist herbeizuführen. 


Keitel 
Generalfeldmarschall 


Insgesamt gesehen war der Befehl zur Verteidigung des Nordrau- 
mes durch Dönitz ein unerfüllbarer Auftrag. Er ist offiziell auch gar 
nicht in Kraft getreten. Als Dönitz am 30. April die Gesamtverantwor- 
tung zufiel, war eine längere Verteidigung nach Lage der Dinge ausge- 
schlossen und fügte sich auch nicht in sein Konzept zur Beendigung 
des Krieges. Immerhin hatte die Betreuung und Befassung mit der 
Aufgabe „Verteidigung des Nordraums‘“ den Vorteil, daß der Groß- 
admiral ohne weiteres für die Lösung der ihm dann zugewiesenen grö- 
Beren Aufgabe vorbereitet war. 
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KAPITEL 4 


Um die Nachfolge Hitlers 


Am 30. Januar 1943 wurde Dönitz Oberbefehlshaber der Kriegsma- 
rine. Sein Vorgänger, Großadmiral Raeder, weigerte sich, der For- 
derung Adolf Hitlers auf Außerdienststellung aller schweren Schiffe 
nachzugeben, — und mußte gehen. Ursache für Hitlers Standpunkt 
bildete das Ausbleiben jeder „zählbaren‘ Erfolge der großen schwim- 
menden Einheiten seit dem Untergang der „Bismarck“ im Mai 1941. 
Unmittelbarer Anlaß zum Ausbruch der Krise war der Fehlschlag 
einer hoffnungsvoll angelaufenen Geleitzugsoperation im Eismeer am 
31. Dezember 1942. Es schien, als ob an diesem Tage in der Polar- 
dämmerung die dort operierenden deutschen Seestreitkräfte nach vie- 
len vergeblichen Versuchen endlich einmal den Sicherungsring ge- 
sprengt und einen nach Murmansk bestimmten Konvoi erfaßt hatten. 
Der voreilige Funkspruch eines jungen U-Bootkommandanten „Die 
Schlacht hat ihren Höhepunkt erreicht. Ich sehe nur noch rot‘ erweckte 
im Hauptquartier des „Blauen Zaren‘, wie der Oberbefehlshaber der 
Marinegruppe Nord in Kiel, Admiral Carls, genannt wurde, falsche 
Hoffnungen, die natürlich auch prompt den Weg ins Führerhauptquar- 
tier und in das Ohr Hitlers fanden. Dieser wartete nun im Lagevor- 
trag der nächsten Tage gespannt auf den Stoff für eine „Sondermel- 
dung‘. Statt dessen endete die Operation mit einem mageren Bericht 
von der gegenseitigen Versenkung je eines Zerstörers und der Beschä- 
digung je eines schweren Kreuzers. 

Hitler wählte Dönitz als Nachfolger Raeders, weil er bei ihm als ty- 
pischem Vertreter des U-Bootkrieges am ehesten Verständnis und Mit- 
arbeit für seine Pläne erhoffte. Dies war ein Trugschluß. Dönitz sagte 
zwar zunächst in ehrlicher Übereinstimmung zu, doch ließ er sich von 
seinem Stabe überzeugen, daß Hitlers Entschluß und seine Zustim- 
mung falsch seien. So flog er erneut ins Hauptquartier und bat Hitler 
um Aufhebung der getroffenen Entscheidung. Es kam zur ersten und 
einzigen Auseinandersetzung zwischen beiden. Hitler gab nach. 
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Von diesem Zeitpunkt an wurde Dönitz von Hitler stets mit Höflich- 
keit und Achtung behandelt. Er redete ihn nie anders als „Herr Groß- 
admiral“ an. Kaum, daß je ein Vorwurf gemacht wurde; wenn dies 
geschah, wurde er sachlich besprochen, wobei die Offenheit und Ent- 
schiedenheit der Dönitz’schen Antworten im Gegensatz zu der anderer 
Würdenträger allgemein auffiel. „Angeschrieen‘ wurde er niemals. 

Auf der anderen Seite bemühte sich Dönitz um das Vertrauen seines 
obersten Kriegsherrn, das er als unerläßlich für die Führung des ihm 
anvertrauten Wehrmachtsteiles ansah. Er gewann es durch rückhalt- 
lose Offenheit in allen Fragen seines Verantwortungsbereiches. Kein 
Fehlschlag wurde verschwiegen; eigene Fehler beim Namen genannt, 
noch ehe Verdacht und daraus Mißtrauen entstand. Sorgen um künf- 
tige oder mögliche Rückschläge wurden vorher gemeldet; so die Ge- 
fahr des Zusammenbruches des U-Bootkrieges im Frühjahr 1943, die 
Sorge um den Verlust der „Tirpitz‘“ Ende 1944, und schließlich die 
voraussichtliche Verzögerung des Einsatzes der neuen, der feindlichen 
Abwehr wieder überlegenen U-Boote. 


Bewußt beschränkte sich der Großadmiral auf die Belange der 
Kriegsmarine, mischte sich nie in Angelegenheiten der Politik, der Hee- 
resführung oder anderer Ressorts ein, duldete aber auch seinerseits 
keinerlei Eingriffe in die Kriegsmarine. Auf der Basis gegenseitiger 
Achtung und Vertrauens mit Hitler nahm Dönitz so im Hauptquartier 
eine Sonderstellung ein. Die Kriegsmarine blieb das einzige Ressort, 
zumindest aber der einzige Wehrmachtteil, der bis zum Ende seine 
Selbständigkeit behielt und dem niemand hereinzureden wagte. Selbst 
die von Hitler im Herbst 1944 befohlene Einschränkung der Wehr- 
machtsgerichtsbarkeit zu Gunsten des Volksgerichtshofes fand auf die 
Kriegsmarine ausdrücklich keine Anwendung. Und auch in der Frage 
der „NS-Führungsoffiziere‘“ setzte Dönitz als einziger für seinen Be- 
reich eine Sonderregelung durch, die der Partei jegliche Einflußnahme 
versagte. 


Über Vertrauen und Achtung hinaus war im letzten Kriegsjahr in 
steigendem Maße die Sorge Hitlers um das Leben des Großadmirals 
erkennbar. Frühzeitig verschärftes Flugverbot, häufige Anfrage bei 
Luftalarm, ob der Großadmiral im Bunker sei (,‚Nun hilft es nichts 
mehr, jetzt müssen wir wohl“ war Dönitz’ Redensart auf meine Mel- 
dung) und schließlich das Verbot, das Reichsgebiet zu verlassen, be- 
wiesen diese Sorge. So wollte Dönitz wie jedes Jahr zuvor, auch das 
Weihnachtsfest 1944 bei seinen Soldaten an der Front verbringen. Auf 
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Wunsch Hitlers mußte er die geplante Fahrt nach Libau und auch die 
als Ersatz vorgesehene Norwegenreise fallen lassen, und besuchte 
schließlich Einheiten der Kriegsmarine im Raum Cuxhaven, auch hier- 
her noch von Vorsichtsmaßregeln begleitet. 

Rückschlüsse auf eventuelle Nachfolge — falls Hitler so frühzei- 
tig überhaupt schon an Dönitz in diesem Zusammenhang gedacht hat — 
konnte weder dieser selbst noch irgend ein Dritter ziehen, da Hitler 
dieses Thema niemals anschnitt und es auch völlig außerhalb des Ge- 
dankenganges von Dönitz lag. 


* * * 


Hermann Göring war als „zweiter Mann im Staate‘‘ nach ausdrück- 
licher Erklärung des Führers und Reichskanzlers in der Reichstagsrede 
zu Beginn des Krieges* der prädestinierte Nachfolger. Sein Stern sarık 
jedoch mit dem Niedergang seiner Luftwaffe. Im Herbst 1944 wurde 
eine eventuelle Nachfolge Görings im Hauptquartier nicht nur als un- 
denkbar, sondern auch als untragbar empfunden. Ich erinnere mich 
jedenfalls genau der allgemeinen Heiterkeit, die eine im Oktober 1944 
vor der Führerlage angeblich gefallene Äußerung Hermanns auslöste: 
„Donnerwetter, wenn das Attentat damals gelungen wäre, hätte ich ja 
handeln müssen.‘ Dieser Ausspruch wurde als bester Witz des Tages 
weitergegeben und abends beim einzigen außerdienstlichen Beisam- 
mensein von Himmler und Dönitz, das während meiner Adjutanten- 
zeit stattfand, von Gruppenführer Fegelein berichtet. Auch hier schal- 
lendes Gelächter. Doch Himmler, plötzlich ernst werdend, wandte sich 
an Dönitz: „Eins ist doch wohl sicher, Herr Großadmiral, der Reichs- 
marschall wäre keinesfalls der Nachfolger geworden.‘ Dönitz vermied 
die Antwort. Sein Schweigen faßte ich als Zustimmung auf. Damals 
glaubte ich, daß die so bestimmt vorgebrachte Äußerung Himmlers ihre 
Grundlage in einer mir nicht bekannten Anordnung Hitlers — sei es in 


*) Auszug aus der Rede Hitlers am Freitag, 1. Sept. 1939 vor dem Deut- 
schen Reichstag. (Anordnung hinsichtlich der Nachfolgerschaft.) 

„e...Ich habe damit wieder jenen Rock angezogen, der mir selbst der hei- 
ligste und teuerste war. Ich werde ihn nur ausziehen nach dem Sieg —, oder 
ich werde dieses Ende nicht erleben. 

Sollte mir in diesem Kampfe etwas zustoßen, dann ist mein erster Nachfol- 
ger Parteigenosse Göring. Sollte Parteigenossen Göring etwas zustoßen, ist 
scin Nachfolger Parteigenosse Heß. Sie würden diesen dann als Führer genau 
so zu blinder Treue und Gehorsam verpflichtet sein wie mir! Für den Fall, daß 
auch Parteigenossen HeB etwas zustoßen sollte, werde ich durch Gesetz nun- 
mehr den Senat berufen, der dann den Würdigsten, das heißt den Tapfersten, 
aus seiner Mitte wählen soll. ....“ 
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positiver Bestimmung einer anderen Persönlichkeit, bestimmt aber ne- 
gativ in Ablehnung Görings — haben müßte. Heute halte ich es für 
wahrscheinlicher, daß Himmlers Worte nur seinem eigenen Entschluß 
entsprangen, Göring als Nachfolger nicht anzuerkennen. 


Daß Hitler selbst ebenfalls an diese Lösung nicht mehr dachte, 
glaubte man allgemein auch der immer spürbarer werdenden Kälte 
und Zurückhaltung entnehmen zu können, mit der er Göring behan- 
delte. Diese Auffassung fand ich in dem Ausspruch eines Führerad- 
jutanten bestätigt, mit dem wir uns Anfang April 1945 im Bunker der 
Reichskanzlei über die Frage der Nachfolge unterhielten. Er deutete 
damals, für mich zum ersten Mal, die Möglichkeit der Ernennung von 
Dönitz an und meinte dann: „Wer soll’s denn sonst werden, der Reichs- 
marschall doch keinesfalls“. 


Der Befehl Hitlers über den Oberbefehl bei eintretender Teilung 
Deutschlands (Kesselring Süd-, Dönitz Nordraum) schaffte weitere 
Klarheit. Offiziell aber erlosch die Anwartschaft Görings auf den 
Thron des 3. Reiches erst am 23. April. Am Abend dieses Tages — 
wir waren inzwischen nach Plön ausgewichen — rief uns Bormann 
aus der Reichskanzlei an: „Hermann habe im Südraum geputscht und 
der größtenteils nach Norden ausgewichenen Reichsregierung Befehl 
gegeben, sofort zu ihm zu kommen. Den Abflug der Regierung hätten 
wir mit allen Mitteln zu verhindern. Der Führer habe Göring seiner 
Posten enthoben und den Generaloberst Ritter v. Greim zu seinem 
Nachfolger als Oberbefehlshaber der Luftwaffe und zum Feldmar- 
schall ernannt“. Der Großadmiral ließ sich die Richtigkeit dieses An- 
rufes durch seinen Verbindungsoffizier im Führerhauptquartier, Vize- 
admiral Voß, bestätigen und gab dann über Generaloberst Stumpff, 
den Oberbefehlshaber der Luftflotte Reich, Startverbot für die Luft- 
waffe im Nordraum. Von weiteren Maßnahmen gegen den Reichsmar- 
schall, insbesondere von dem Erschießungsbefehl vom 30. 4. „Nach 
unserem Tode sind die Verräter vom 23. April zu erschießen‘, der von 
Bormann unterzeichnet war, erhielt Dönitz erst in der Gefangenschaft 
Kenntnis. 


Aus den Erklärungen Görings in der gemeinsamen Haft in Bad 
Mondorf und aus der Schilderung anderer Personen seiner Umgebung 
bin ich zu der Überzeugung gekommen, daß ihm ein „Verrat‘‘ völlig 
fern gelegen hat. Er war von Hitler abgeschnitten, hörte die Meldung 
über die Einschließung Berlins, glaubte ihn bereits außer Aktion und 
sich selbst daher verpflichtet, gemäß der zitierten und nicht auf- 
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gehobenen Reichstagserklärung; die durch einen Geheimerlaß vom 
29. Juni 1941 noch verstärkt worden war, handeln zu müssen. Hitler 
andererseits, der über die wenigen noch vorhandenen Nachrichtenver- 
bindungen das Oberkommando der Wehrmacht und speziell den Ent- 
satz von Berlin persönlich zu führen entschlossen war, empfand Gö- 
rings Eigenmächtigkeit in der Siedestimmung jener Tage als Verrat. 


Die Klärung der Frage, wer statt Göring Hitlers Nachfolger werden 
solle, unterblieb aber auch jetzt. Dönitz rechnete wohl mit einer Er- 
nennung Himmlers, dessen Position im Laufe des Krieges durch im- 
mer neue Übertragung von Ämtern und Aufgaben zur mächtigsten im 
Staate geworden war. Himmilers Auftreten bei den Begegnungen der 
letzten Zeit deutete gleichfalls darauf hin, daß er selbst wohl auch da- 
mit rechnete. Besonders eindringlich ist mir eine Szene in Erinnerung 
anläßlich der schon erwähnten Lagebesprechung im OKW-Hauptquar- 
tier am 28. April. Während diese „Führerlage‘ sonst grundsätzlich 
Hitler vorgetragen wurde, der vor dem Kartentisch zu sitzen pflegte, 
trug Jodl nun vor dem stehenden Zuhörerkreis gewissermaßen in den 
leeren Raum hinein vor. Plötzlich ließ sich der Reichsführer einen 
Stuhl kommen und setzte sich ostentativ vor die Karte auf den Platz 
Hitlers. Mir erschien das als eine Taktlosigkeit angesichts des erst 
noch bevorstehenden Unterganges seines Führers. Auch sonst erregte 
dieses Benehmen Befremden und Ablehnung. Der Großadmiral, dem 
nun Himmler einen Stuhl neben sich anbot, dankte kalt. Jedoch sprach 
er im Anschluß an die Lage in einer Besprechung zwischen den vier 
Männern, die die Macht im Nordraum verkörperten, einen Gedanken 
aus, den er vorher schon überlegt und erörtert hatte. Er werde mit der 
Kriegsmarine in dieser Schlußphase demjenigen, den der Führer recht- 
mäßig zu seinem Nachfolger ernennen, die Treue halten, um zu vermei- 
den, daß infolge Uneinigkeit sich „aus der im Gange befindlichen Tra- 
gödie eine Tragi-Komödie‘ entwickele (eine Wendung, die meiner Er- 
innerung nach zuerst von Speer gebraucht wurde). Womit er natürlich 
den anderen Herren eine gleiche Haltung nahelegen wollte. 


Am 30. April erhielt Dönitz im Laufe des Vormittags einen Funk- 
spruch aus der Reichskanzlei, der dort offenbar schon am Tage vor- 
her aufgesetzt und aus uns unbekannten Gründen verzögert worden 
war. Der Text lautete etwa: „Neuer Verrat im Gange. Laut Feind- 
rundfunk hat Reichsführer über Schweden Kapitulationsangebot ge- 
macht. Führer erwartet, daß Sie gegen alle Verräter blitzschnell und 
stahlhart vorgehen. — Bormann“., 
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Dieser Funkspruch stellte den Großadmiral vor eine äußerst heikle 
Situation. Erwartete man von ihm, daß er gegen Himniler „blitzschnell 
und stahlhart‘ vorginge? Wie stellte man sich das vor? Über irgend- 
welche Machtmittel außer den wasser- und küstengebundenen, für Po- 
lizei- und Heeresaufgaben weder geschulten noch bewaffneten Ein- 
heiten der Kriegsmarine verfügte er ja nicht. Über die Heeresverbände 
an den Fronten im Nordraum hatte er zu diesem Zeitpunkt noch keine 
Befehlsgewalt. Diese unterstanden über das OKW dem Obersten Be- 
fehlshaber selbst. Andererseits verkörperte die Macht im Inneren aus- 
schließlich Himmler über Polizei, SS und Ersatzheer. Seine Ausschal- 
tung durch Gewalt war daher von vornherein so gut wie unmöglich, 
und jeder diesbezügliche Versuch mußte mit Sicherheit zu dem Chaos 
führen, das zu vermeiden der Großadmiral für eine der wichtigsten 
Aufgaben in dieser Situation hielt. Darüberhinaus zweifelte er auch 
an der Echtheit der angeführten Feindmeldungen, zumindest glaubte 
er, daß man sie in der Abgeschlossenheit und Untergangsstimmung der 
Reichskanzlei überbewertet habe. Und letztlich schien es ihm wichti- 
ger, die verbleibenden Aufgaben mit Anstand und möglichst geringen 
Opfern gemeinsam zu lösen, als gegen „Verräter‘‘ vorzugehen. 

Er beschloß daher, die Situation durch persönliche Aussprache zu 
klären, ließ sich von mir mit dem Reichsführer verbinden und verab- 
redete mit ihm sofort eine Zusammenkunft auf halbem Wege. Man 
traf sich gegen 15.00 Uhr in der Polizeikaserne Lübeck. Dönitz legte 
Himmler den Funkspruch vor und bat ihn um eine Erklärung. Die sich 
entwickelnde längere Unterredung habe ich nur bruchstückweise selbst 
miterlebt, weil ich mit der Beantwortung des Fernschreibens von Gau- 
leiter Kaufmann beauftragt war. In dieser Unterhaltung, so unterrich- 
tete mich anschließend der Großadimiral, stritt Himmler jede Verbin- 
dungsaufnahme zum Feinde ab (s. a. Kap. 12). Er erklärte die Feind- 
rundfunkmeldung für frei erfunden und bekannte sich zu der Auffas- 
sung des Großadmirals, daß, welche Entwicklung auch eintrete, Ei- 
nigkeit oberstes Gebot der Stunde sei. 

Die Wahrscheinlichkeit einer Nachfolgerschaft Himmlers bei Able- 
ben des Führers schied damit auch aus. Daß sie von Hitler in diesem 
letzten Stadium überhaupt noch vorgesehen war, und daß er sich nur 
durch die vorzeitigen Veröffentlichungen des Grafen Bernadotte um- 
stimmen ließ, halte ich nicht für wahrscheinlich, da mit dem Scheitern 
der Ardennenoffensive ein sich ständig vertiefender Bruch zwischen 
beiden Personen spürbar geworden war. 

Dönitz selbst äußerte an diesem Tag in engstem Kreise, er rechne 
angesichts des bevorstehenden restlosen militärischen Zusammenbruchs 
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und nach Ausschaltung Görings und Himmilers nicht mehr damit, daß 
aus Berlin noch eine Weisung hinsichtlich der Nachfolge oder gar 
einer Kapitulation erfolgen werde. In diesem Fall beabsichtige er, nach 
Hitlers Tod für die ihm unterstellten Verbände zu kapitulieren, selbst 
aber den Tod in einer letzten Kampfhandlung zu suchen, um jeden 
Verdacht persönlicher Feigheit für alle Zeiten auszuschalten, und mit 
seinem Opfer den jeder eigenmächtigen Kapitulation anhaftenden Ma- 
kel des Verrats für sich und seine Soldaten zu sühnen. 

Wie weit Hitler in der endgültigen Bestimmung von Dönitz sich von 
Speer bei dessen letztenı Besuch in Berlin am 25. April beeinflussen 
ließ, wird mit Bestimmtheit auch nicht mehr geklärt werden können, 
Sicher ist jedenfalls, daß Dönitz von Speers Einflußnahme auf seine 
Ernenung keine Ahnung hatte, und von dieser, als sie nun tatsächlich 
erfolgte, überrascht wurde. 


Er fand sie bei seiner Rückkehr aus Lübeck am 30. April abends vor. 
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KAPITEL 5 


„Reichspräsident” durch Funkspruch 


Die erste Nachricht, die uns über diese neue Wendung der Dinge 
unterrichtete, erreichte uns am 30. April nachmittags 18.35 Uhr auf 
funkentelegrafischem Wege. Der Inhalt lautete: 


Erster Funkspruch 


Aufgenommen Plön 30. 5. 45 18.35 Uhr 
Aufgegeben Berlin 30. 5. 45 18.07 Uhr 
F RR Großadmiral Dönitz: 


Anstelle des bisherigen Reichsmarschall Göring setzte 
der Führer Sie, Herr Großadmiral, als seinen Nachfolger 
ein. Schriftliche Vollmacht unterwegs. Ab sofort sollen Sie 
sämtliche Maßnahmen verfügen, die sich aus der gegenwär- 
tigen Lage ergeben. „Bormann“ 


Als ich den Funkspruch vorlegte, war als dritter noch Reichsmini- 
ster Speer anwesend, der nach kurzer Pause des Schweigens einen 
Glückwunsch aussprach. Er zündete jedoch nicht angesichts des Ern- 
stes der Situation. Denn daß diese Abgabe des Kommandos gleichzei- 
tig den bereits erfolgten oder zumindest unmittelbar bevorstehenden 
Tod Hitlers bedeutete — und damit auch den negativen Schlußstrich 
unter das heroische und verzweifelte Ringen des deutschen Volkes — 
war jedem von uns klar. 

Zweifel an der Echtheit dieses oder späterer Funksprüche tauchten 
uns übrigens niemals auf. Dönitz hatte schon vor Wochen, als mit der 
Besetzung des Reiches und den nicht mehr reparierbaren Bomben- 
schäden das gesamte Drahtnachrichtensystem immer mehr zusam- 
menbrach, an den wichtigsten Punkten auch des Binnenlandes beweg- 
liche Marinefunktrupps eingesetzt, die mit Marineunterlagen und 
nach Marineverfahren arbeiteten, und die in diesen kritischen Tagen 
die einzige verläßliche Nachrichtenverbindung sowohl mit Berlin als 
mit dem Südraum für uns darstellten. Es wurden neue, bisher nicht 
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verwandte und zwar zweiseitig ausgegebene Schlüsselmittel benutzt, 
die nach menschlichem Ermessen die Gewähr absoluter Schlüsselsi- 
cherheit boten, zumindest aber das Absetzen falscher Nachrichten 
durch unbefugte Dritte völlig ausschlossen. Wenn auch nach der Ka- 
pitulation und insbesondere in den Tagen unserer Verhaftung die Echt- 
heit der Funksprüche und damit der Rechtsnachfolge mehrfach ange- 
zweifelt und abgestritten wurde, so geschah dies wohl nur aus takti- 
schen Erwägungen. Die spätere Auffindung des Führertestamentes 
entzog diesem gewollten Zweifel die letzte reale Grundlage. 

Die Aufgabeuhrzeit des Telegramms in Berlin lautet 30. April 18.15 
Uhr, ein Zeitpunkt also, zu dem, wie wir heute wissen, Hitler bereits 
mehrere Stunden tot war. Andererseits wissen wir, daß sein Testa- 
ment vom 29. April datiert ist. Ob die Verzögerung der Herausgabe 
noch auf seine Anordnung, oder auf die seiner Umgebung erfolgt oder 
nur durch nachrichtentechnische Schwierigkeiten in Berlin bedingt war, 
vermag ich nicht zu sagen. 

Großadmiral Dönitz knüpfte damals — fälschlicherweise — zwei 
Vermutungen an seine Bestallung: 

1. Der Führer tritt ab, um den Weg freizumachen für die Lösung, zu 
der er selbst unter gar keinen Umständen bereit ist: Kapitulation. 

2. Er hat Dich, einen politisch unbelasteten Soldaten, zum Nachfolger 
gewählt, weil der Feind mit einem solchen am ehesten verhandeln 
wird. 

Schließlich leitete er aus dem Text des Funkspruchs völlige Hand- 
lungsfreiheit für sich selbst ab. Er bestellte daher am gleichen Abend 
die beiden einzigen noch vorhandenen Machtfaktoren, das Oberkom- 
mando der Wehrmacht und den Reichsführer SS, zu sich, um einmal 
die innenpolitische Situation zu klären, zum anderen, um mit der Wehr- 
macht das Instrument in die Hand zu bekommen, mit dem allein die 
Steuerung der weiteren Ereignisse vielleicht noch möglich war. 


Am Morgen des 1. Mai ging ein zweiter Funkspruch aus der Reichs- 
kanzlei ein. 


Zweiter Funkspruch 

Aufgenommen Plön 1.5.45 10.53 Uhr 

Aufgegeben Berlin 1.5.45 07.40 Uhr 
F RR Großadmiral Dönitz. (Chefsache!) 


Testament in Kraft. Ich werde so schnell als möglich zu 
Ihnen kommen. Bis dahin, meines Erachtens, Veröffentli- 
chung zurückstellen. „Bormann“ 
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Dies war für uns die erste Nachricht vom Tode Hitlers. Über Zeit- 
punkt und Art dieses Todes sagte sie nichts. Wir glaubten, daß Hitler 
ihn im Kampf gesucht und gefunden habe. Die Formulierung „Der 
Führer ist gefallen“, die Dönitz in der am Nachmittag des gleichen Ta- 
ges aufgesetzten und abends über den Norddeutschen Rundfunk ge- 
brachten Ansprache wählte, basierte auf diesem Irrtum. 


Dönitz an das deutsche Volk am 1. Mai Mai 1945 


„Deutsche Männer und Frauen, Soldaten der deutschen 
Wehrmacht! 


Unser Führer, Adolf Hitler, ist gefallen. In tiefster Trauer 
und Ehrfurcht verneigt sich das deutsche Volk. Frühzeitig 
hatte er die furchtbare Gefahr des Bolschewismus erkannt und 
diesem Ringen sein Dasein geweiht. Am Ende dieses seines 
Kampfes und seines unbeirrbaren, geraden Lebensweges steht 
sein Heldentod in der Hauptstadt des Deutschen Reiches. Sein 
Leben war ein einziger Dienst für Deutschland. Sein Einsatz 
im Kampf gegen die bolschewistische Sturmflut galt darüber 
hinaus Europa und der gesamten Kulturwelt. 

Der Führer hat mich zu seinem Nachfolger bestimmt. Im 
Bewußtsein der Verantwortung übernehme ich die Führung 
des deutschen Volkes in dieser schicksalsschweren Stunde. 
Meine erste Aufgabe ist es, deutsche Menschen vor der Ver- 
nichtung durch den vordrängenden bolschewistischen Feind 
zu retten. Nur für diesen Zweck geht der militärische Kampf 
weiter. Soweit und solange die Erreichung dieses Ziels durch 
die Briten und Amerikaner behindert wird, werden wir uns 
auch gegen sie weiter verteidigen und weiterkämpfen müssen. 
Die Anglo-Amerikaner setzen dann den Krieg nicht mehr für 
ihre eigenen Völker, sondern allein für die Ausbreitung des 
Bolschewismus in Europa fort. 

Was das deutsche Volk in dem Ringen dieses Krieges kämp- 
fend vollbrachte und in der Heimat ertragen hat, ist geschicht- 
lich einmalig. In der kommenden Notzeit unseres Volkes wer- 
de ich bestrebt sein, unseren tapferen Frauen, Männern und 
Kindern, soweit dies in meiner Macht steht, erträgliche Lebens- 
bedingungen zu schaffen. Zu alledem brauche ich eure Hilfe. 
Schenkt mir euer Vertrauen, denn euer Weg ist auch mein 
Weg. Haltet Ordnung und Disziplin in Stadt und Land auf- 
recht, tue jeder an seiner Stelle seine Pflicht! Nur so werden 
wir Leiden, die die kommende Zeit jedem einzelnen von uns 
bringen wird, mildern und den Zusammenbruch verhindern. 
Wenn wir fun, was in unseren Kräften steht, wird auch der 
Herrgott nach so viel Leid und Opfern uns nicht verlassen.“ 
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Die vorgeschlagene Zurückstellung der Veröffentlichung hielt Dönitz 
für falsch und lehnte sie daher von vornherein ab. Es war eine Nach- 
richt, die — wenn man überhaupt an eine Steuerung des weiteren Ge- 
schehens dachte — die Welt, das deutsche Volk und vor allem die 
Wehrmacht aus deutscher Quelle erfahren mußten. Die Welt, um klar- 
zustellen, wer nunmehr der legale Vertreter des Reiches sei, das deut- 
sche Volk, um ihm den Abschluß dieser an Entscheidungen so reichen 
und Auswirkungen so schweren Epoche selbst mitzuteilen, die Wehr- 
macht aber, um das Chaos zu verhindern, das unvermeidlich drohte, 
wenn Führung und Truppe den Tod des Mannes erfuhren, an dessen 
Person der Fahneneid sie band, ohne gleichzeitige klare Richtlinien 
über weiteres Verhalten. 

Am Nachmittag des gleichen 1. Mai überbrachte der Funkoffizier 
mir das dritte und letzte Telegramm aus der Reichskanzlei. 


Dritter Funkspruch 


Aufgenommen Plön 1.5.45 15.18 Uhr 
Aufgegeben Berlin 1.5.45 14.46 Uhr 


FRRGroßadmiral Dönitz. (Chefsache!Nur durch Offizier!) 
Führer gestern 15.30 Uhr verschieden. Testament vom 29.4. 
überträgt Ihnen das Amt des Reichspräsidenten, Reichsmini- 
ster Dr. Goebbels das Amt des Reichskanzlers, Reichsleiter 
Bormann das Amt des Parteiministers, Reichsminister Seyss- 
Inquart das Amt des Reichsaußenministers. Das Testament 
wurde auf Anordnung des Führers an Sie, an Feldmarschall 
Schörner und zur Sicherstellung für die Öffentlichkeit aus 
Berlin herausgebracht. Reichsleiter Bormann versucht, noch 
heute zu Ihnen zu kommen, um Sie über die Lage aufzu- 
klären. Form und Zeitpunkt der Bekanntgabe an Truppe 
und Öffentlichkeit bleibt Ihnen überlassen. Eingang bestä- 
tigen. „Goebbels — Bormann“ 


Der Inhalt dieser Weisung entstammte offenbar dem letzten Willen 
Hitlers und legte seinen Nachfolger bei Befolgung in weitgehendem 
Ausmaß und eindeutiger Richtung fest. Großadmiral Dönitz fühlte sich 
jedoch aus folgenden Gründen nicht an diesem Befehl gebunden: 

1. Er stand in direktem Widerspruch zum ersten Telegramm (30. 4. 
18.55 Uhr), wonach Dönitz „ab sofort sämtliche Maßnahmen ver- 
fügen sollte, die sich aus der gegenwärtigen Lage ergeben“. 

2. Angesichts dieser Tatsache und der seit dem Tode Hitlers verstri- 
chenen Zeit — über 24 Stunden — zweifelte Dönitz an der Urheber- 
schaft Hitlers für diesen Funkspruch und hielt eine selbstständige 
Kombination von Goebbels und Bormann für nicht ausgeschlossen. 
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3. Die Realisierung der zuletzt gegebenen Weisung war angesichts 
der Lage sowieso aussichtslos. 


4. Dönitz’ eigenes politisches Konzept über die Beendigung des Krie- 
ges und über eine evtl. zu bildende Regierung war mit der befohle- 
nen personellen Besetzung unmöglich durchzuführen. Er war ent- 
schlossen — nunmehr nur noch dem eigenen Gewissen und nicht 
mehr gleichzeitig dem Staatsoberhaupt verantwortlich — den Weg 
zu gehen, der ihm nach gewissenhafter Prüfung und eingehender 
Beratung mit den Männern seines Vertrauens als der für das Ge- 
samtwohl des Volkes in dieser Lage allein richtige erschien. 


5. Er hatte bereits in diesem Sinne gehandelt und die ersten Maßnah- 
men getroffen. 


Da das Bekanntwerden dieses letzten Funkspruches und damit sei- 
ner vom Führertestament abweichenden Haltung schwerste innerpoli- 
tische Folgen haben konnte und nicht nur seine eigene Autorität, son- 
dern darüber hinaus die geplante Beendigung des Krieges ohne Chaos 
überhaupt in Frage stellte, gab Dönitz mir den Befehl zur sicheren 
Aufbewahrung dieses Dokumentes mit der Weisung, es niemandem, 
auch seiner nächsten Umgebung nicht, zu zeigen. 

Er selbst besprach es Tags darauf mit Feldmarschall Keitel und 
dem Finanzminister Graf Schwerin v. Krosigk, die beide mit seiner Auf- 
fassung übereinstimmten. BesondersSchwerin wies auf den inneren Wi- 
derspruch hin, der in der Tatsache liege, jemanden zum Führer eines 
autoritären Regimes zu machen und ihn gleichzeitig in dem wesent- 
lichsten Punkt seiner Vollmacht, der Wahl seiner Mitarbeiter, ein- 
seitig festzulegen. Er forderte im Gegenteil, als er am 3. Mai sich 
zur Leitung der „Geschäftsführenden Reichsregierung‘“ bereit er- 
klärte, die sofortige Verhaftung von Goebbels und Bormann, falls 
diese wider Erwarten noch auftreten sollten. Der Großadmiral sagte 
zu; 
Der Ablauf der Ereignisse in Berlin, der uns zu diesem Zeitpunkt 
noch unbekannt war, enthob ihn der Durchführung der Verhaftung. 


Das politische Testament Hitlers 
(gem. Presseveröffentlichungen vom Januar 1946) 


Mein politisches Testament: 


Seit ich 1914 als Freiwilliger meine bescheidene Kraft im 
ersten, dem Reich aufgezwungenen Weltkrieg einsetzte, sind 
nunmehr über dreißig Jahre vergangen. In diesen drei Jahr- 


al 


42 


zehnten haben mich bei all meinem Denken, Handeln und Le- 
ben nur die Liebe und Treue zu meinem Volk bewegt. Sie ga- 
ben mir die Kraft, schwerste Entschlüsse zu fassen, wie sie 
bisher noch keinem Sterblichen gestellt worden sind. Ich habe 
meine Zeit, meine Arbeitskraft und meine Gesundheit in diesen 
drei Jahrzehnten verbraucht. 

Es ist unwahr, daß ich oder irgend jemand anderes in 
Deutschland den Krieg im Jahre 1939 gewollt haben. Er wurde 
gewollt und angestiftet ausschließlich von jenen internationa- 
len Staatsmännern, die entweder jüdischer Herkunft waren 
oder für jüdische Interessen arbeiteten. Ich habe zu viele An- 
gebote zur Rüstungsbeschränkung und Rüstungsbegrenzung 
gemacht, die die Nachwelt nicht auf alle Ewigkeiten wegzu- 
leugnen vermag, als daß die Verantwortung für den Ausbruch 
dieses Krieges auf mir lasten könnte. Ich habe weiter nie ge- 
wollt, daß nach dem ersten unseligen Weltkrieg ein zweiter 
gegen England oder gar gegen Amerika entsteht. Es wer- 
den Jahrhunderte vergehen, aber aus den Ruinen unserer 
Städte und Kunstdenkmäler wird sich der Haß gegen das letz- 
ten Endes verantwortliche Volk immer wieder erneuern, dem 
wir das alles zu verdanken haben: Das internationale Juden- 
tum und seine Helfer. 

Ich habe noch drei Tage vor Ausbruch des deutsch-polni- 
schen Krieges dem britischen Botschafter in Berlin eine Lö- 
sung der deutsch-polnischen Probleme vorgeschlagen — ähn- 
lich der imFalle desSaargebietes unter internationaler Kontrol- 
le. Auch dieses Angebot kann nicht weggeleugnet werden. Es 
wurde nur verworfen, weil die maßgebenden Kreise der engli- 
schen Politik den Krieg wünschten, teils der erhofften Ge- 
schäfte wegen, teils getrieben durch eine vom internationalen 
Judentum veranstaltete Propaganda. 

Ich habe aber auch keinen Zweifel darüber gelassen, daß, 
wenn die Völker Europas wieder nur als Aktienpakete dieser 
internationalen Geld- und Finanzverschwörer angesehen wer- 
den, dann auch jenes Volk mit zur Verantwortung gezogen 
werden wird, das der eigentliche Schuldige an diesem mör- 
derischen Ringen ist: Das Judentum. Ich habe weiter keinen 
darüber im Unklaren gelassen, daß dieses Mal nicht nur Mil- 
lionen Kinder von Europäern der arischen Völker verhungern 
werden, nicht nur Millionen erwachsener Männer den Tod er- 
leiden und nicht nur Hunderttausende von Frauen und Kin- 
dern in den Städten verbrannt und zu Tode bombardiert wer- 
den dürften, ohne daß der eigentlich Schuldige, wenn auch 
durch humanere Mittel, seine Schuld zu büßen hat. 

Nach einem sechsjährigen Kampf, der einst in die Ge- 
schichte trotz aller Rückschläge als die ruhmvollste und lap- 


ferste Bekundung des Lebenswillens eines Volkes eingehen 
wird, kann ich mich nicht von der Stadt trennen, die die 
Hauptstadt dieses Reiches ist. Da die Kräfte zu gering sind, 
um dem feindlichen Ansturm gerade an dieser Stelle noch 
länger standzuhalten, der eigene Widerstand aber durch eben- 
so verblendete wie charakterlose Subjekte allmählich entwertet 
wird, möchte ich mein Schicksal mit jenem vereinen, das Mil- 
lionen anderer auch auf sich genommen haben, indem ich in 
dieser Stadt bleibe. Außerdem will ich nicht Feinden in die 
Hände fallen, die zur Belustigung ihrer verhetzten Massen ein 
neues, von Juden arrangiertes Schauspiel benötigen. 

Ich habe mich daher entschlossen, in Berlin zu bleiben, und 
dort aus freien Stücken in dem Augenblick den Tod zu wählen, 
in dem ich glaube, daß der Sitz des Führers und Kanzlers 
selbst nicht mehr gehalten werden kann. Ich sterbe mit freu- 
digem Herzen angesichts der mir bewußten unermeßlichen 
Taten und Leistungen unserer Soldaten an der Front, unserer 
Frauen zu Hause, der Leistungen unserer Bauern und Arbeiter 
und des in der Geschichte einmaligen Einsatzes unserer Ju- 
gend, die meinen Namen trägt. 

Daß ich ihnen allen meinen aus tiefstem Herzen kommen- 
den Dank ausspreche, ist ebenso selbstverständlich wie mein 
Wunsch, daß sie deshalb den Kampf unter keinen Umständen 
aufgeben mögen, sondern ganz gleich wo immer, ihn gegen 
die Feinde des Vaterlandes weiterführen, getreu den Bekennt- 
nissen des großen Clausewitz. Aus dem Opfer unserer Sol- 
daten und aus meiner Verbundenheit mit ihnen bis in den Tod, 
wird in der deutschen Geschichte so oder so einmal wieder 
der Samen aufgehen zur strahlenden Wiedergeburt der nalio- 
nalsozialistischen Bewegung und damit zur Verwirklichung 
einer wahren Volksgemeinschaft. 

Viele tapferste Männer und Frauen haben sich entschlossen, 
ihr Leben bis zuletzt an das meine zu binden. Ich habe sie 
gebeten und ihnen endlich befohlen, dies nicht zu tun, son- 
dern am weiteren Kampf der Nation teilzunehmen. Die Führer 
der Armeen, der Marine und der Luftwaffe bitte ich, mit 
äußersten Mitteln den Widerstandsgeist unserer Soldaten im 
nationalsozialistischen Sinne zu verstärken unter dem beson- 
deren Hinweis darauf, daß auch ich selbst als der Gründer 
und Schöpfer dieser Bewegung den Tod dem feigen Absetzen 
oder gar einer Kapitulation vorgezogen habe. 

Möge es dereinst zum Ehrbegriff des deutschen Offiziers 
gehören, — so wie dies in unserer Marine schon der Fall ist — 
daß die Übergabe einer Landschaft oder einer Stadt unmöglich 
ist und daß vor allem die Führer hier mit leuchtendem Bei- 
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spiel voranzugehen haben in treuester Pflichterfüllung bis in 
den Tod. 

Ich stoße vor meinem Tode den früheren Reichsmarschall 
Hermann Göring aus der Partei aus und entziehe ihm alle 
Rechte, die sich aus dem Erlaß vom 29. Juni 1941 sowie aus 
meiner Reichstagserklärung vom I. September 1939 ergeben 
könnten. Ich ernenne an seiner statt den Großadmiral 
Dönitz zum Reichspräsidenten und Obersten Befehlshaber 
der Wehrmacht. 

Ich stoße vor meinem Tode den früheren Reichsführer SS 
und Reichsminister des Innern Heinrich Himmler aus der 
Partei sowie aus allen Staatsämtern aus. Ich ernenne an seiner 
Stelle den Gauleiter Kar Hanke zum Reichsführer SS und 
Chef der deutschen Polizei und den Gauleiter Paul Giesler 
zum Reichsminister des Innern. 

Göring und Himmler haben durch geheime Verhandlungen 
mit dem Feinde, die sie ohne mein Wissen und gegen meinen 
Willen abhielten, sowie durch den Versuch, entgegen dem 
Gesetz die Macht im Staate an sich zu reißen, dem Lande 
und dem gesamten Volk unabsehbaren Schaden zugefügt, 
gänzlich abgesehen von der Treulosigkeit gegenüber meiner 
Person. Um dem deutschen Volk eine aus ehrenhaften Män- 
nern zusammengeselzte Regierung zu geben, die die Ver- 
pflichtung erfüllt, den Krieg mit allen Mitteln weiter fort- 
zusetzen, ernenne ich als Führer der Nation folgende Mit- 
glieder des neuen Kabinetts: 


Reichspräsident: Dönitz 
Reichskanzler: Dr. Goebbels 
Parteiminister: Bormann 
Außenminister: Seyss-Inquart 
Innenminister: Gauleiter Giesler 
Kriegsminister: Dönitz 
Oberbefehlshaber des Heeres: Schörner 
Oberbefehlshaber der Kriegsmarine: Dönitz 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe: Greim 
Reichsführer SS und Chef der 

Deutschen Polizei: Gauleiter Hanke 
Wirtschaft: Funk 
Landwirtschaft: Backe 
Justiz: Thierack 
Kultus: Dr. Scheel 
Propaganda: Dr. Naumann 
Finanzen: Schwerin-Krosigk 
Arbeit: Dr. Hupfauer 
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Rüstung: Saur 
Leiter der Deutschen Arbeitsfront 
und Mitgl. d. Reichskabinetts: Reichsminister Dr. Ley 


Obwohl sich eine Anzahl dieser Männer, wie Martin Bor- 
mann, Dr. Goebbels usw. einschließlich ihrer Frauen, aus 
freiem Willen zu mir gefunden haben und unter keinen Um- 
ständen die Hauptstadt des Reiches verlassen wollten, son- 
dern bereit waren, mit mir hier unterzugehen, muß ich sie 
doch bitten, meiner Aufforderung zu gehorchen und in die- 
sem Falle das Interesse der Nation über ihr eigenes Gefühl 
zu stellen. Sie werden mir durch ihre Arbeit und ihre Treue 
als Gefährten nach dem Tode ebenso nahestehen, wie ich 
hoffe, daß mein Geist unter ihnen weilen und sie stets be- 
gleiten wird. Mögen sie hart sein, aber niemals ungerecht, 
mögen sie vor allem nie die Furcht zum Ratgeber ihres Han- 
delns erheben, und mögen sie die Ehre der Nation über alles 
stellen, was es auf Erden gibt. Mögen sie sich endlich dessen 
bewußt sein, daß unsere Aufgabe des Ausbaues eines natio- 
nalsozialistischen Staates die Arbeit kommender Jahrhunderte 
darstellt, die jeden einzelnen verpflichtet, immer dem gemein- 
samen Interesse zu dienen und seine eigenen Vorteile dem- 
gegenüber zurückzustellen. 

Von allen Deutschen, allen Nationalsozialisten, Männern 
und Frauen und allen Soldaten der Wehrmacht verlange ich, 
daß sie der neuen Regierung, ihrem Präsidenten treu und ge- 
horsam sein werden bis in den Tod. 

Vor allem verpflichte ich die Führung der Nation und die 
Gefolgschaft zur peinlichen Einhaltung der Rassegesetze und 
zum unbarmherzigen Widerstand gegen den Weltvergifter 
aller Völker, das internationale Judentum. 


Gegeben zu Berlin, den 29. April 1945, 4 Uhr. 
gez. Adolf Hitler 
Als Zeugen: 


gez. Dr. Joseph Goebbels, Martin Bormann, Wilhelm 
Burgdorf, Hans Krebs. 


Das private Testament Hitlers 
(gem. Presseveröffentlichungen vom Januar 1946) 


Da ich in den Jahren des Kampfes glaubte, es nicht ver- 
antworten zu können, eine Ehe zu gründen, habe ich mich 
nunmehr vor Beendigung dieser irdischen Laufbahn entschlos- 
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sen, jenes Mädchen zur Frau zu nehmen, das nach langen 
Jahren treuer Freundschaft aus freiem Willen in die schon fast 
belagerte Stadt hereinkam, um ihr Schicksal mit dem meinen 
zu teilen. Sie geht auf ihren Wunsch als meine Gattin mit 
mir in den Tod. Er wird uns das ersetzen, was meine Arbeit 
im Dienst meines Volkes uns beiden raubte. 

Was ich besitze, gehört — soweit es überhaupt von Wert 
ist — der Partei. Sollte diese nicht mehr existieren, dem Staat. 
Sollte auch der Staat vernichtet werden, ist eine weitere Ent- 
scheidung von mir nicht mehr notwendig. 

Ich habe meine Gemälde in den von mir im Laufe der Jahre 
angekauften Sammlungen niemals für private Zwecke, son- 
dern stets nur für den Ausbau einer Galerie in meiner Heimat- 
stadt Linz a. d. Donau gesammelt. Daß dieses Vermächtnis 
vollzogen wird, wäre mein herzlichster Wunsch. 

Zum Testamentsvollstrecker ernenne ich meinen treuesten 
Parteigenossen Martin Bormann. Er ist berechtigt, alle Ent- 
scheidungen endgültig und rechtsgültig zu treffen. Es ist ihm 
gestattet, alles das, was persönlichen Erinnerungswert besitzt 
oder zur Erhaltung eines kleinen bürgerlichen Lebens not- 
wendig ist, meinen Geschwistern abzutrennen, ebenso vor al- 
lem der Mutter meiner Frau und meinen, ihm genau bekannten 
treuen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, an der Spitze mei- 
nen alten Sekretären, Sekretärinnen, Frau Winter, usw., die 
mich jahrelang durch ihre Arbeit unterstützten. 

Ich selbst und meine Gattin wählen, um der Schande der 
Absetzung oder Kapitulation zu entgehen, den Tod. Es ist 
unser Wille, sofort an der Stelle verbrannt zu werden, an der 
ich den größten Teil meiner täglichen Arbeit im Laufe eines 
zwölfjährigen Dienstes an meinem Volke geleistet habe. 

Gegeben zu Berlin, den 29. April 1945, 4 Uhr. 


gez. Adolf Hitler. 
Als Zeugen: 
Martin Bormann, Dr. Goebbels, Nikolaus von Below. 


KAPITEL 6 


Die militärische Lage am 2. Mai 1945 


Im Rahmen einer Ausarbeitung „Kriegsende 1945“, die mir Dönitz 
in den ersten Wochen der Gefangenschaft in die Feder diktierte, hat 
er selbst ein knappes aber umfassendes Bild der militärischen Situa- 
tion im Zeitpunkt seiner Ernennung zum Staatsoberhaupt entworfen. 
Da es aus der einseitigen Perspektive jener Tage und darüberhinaus 
ohne irgendwelche schriftlichen oder Kartenunterlagen gegeben wurde, 
mag es vom Standpunkt einer militärischen Geschichtsschreibung im 
einzelnen berichtigungs- und insgesamt ergänzungsbedürftig sein. 
Trotzdem, und gerade deswegen gibt es dasjenige Bild treffend wie- 
der, das sich die deutsche Führung damals von der Lage machte, zur 
Grundlage ihrer Entschlüsse nahm, und das somit maßgebend den 
geschichtlichen Ablauf der Ereignisse beeinflußte. Da ich es als meine 
Aufgabe betrachte, den Ablauf der Ereignisse und die Entwicklung 
aus der damaligen Auffassung der Situation heraus darzustellen ohne 
Berücksichtigung späterer Erkenntnisse, gebe ich Dönitz’ Darstellung 
im Wortlaut wieder: 


1. Durch die Bombenangriffe der letzten Monate war jegliche Kriegs- 
produktion auf ein Mindestmaß herabgesunken. Irgendwelche Re- 
serven an Munition, Waffen oder Treibstoff waren nicht mehr 
vorhanden. Das Verkehrswesen lag vollkommen darnieder, so daß 
ein Ausgleich oder eine Verlagerung irgendwelcher Rohstoffe, Fer- 
tigwaren oder Nahrungsmittel außerordentlich schwierig, wenn 
nicht unmöglich war. 

2. Die Heeresgruppe in Italien hatte kapituliert. Das Westheer unter 
Feldmarschall Kesselring befand sich in Auflösung. 

3.Im Osten war die Südostarmee in geordnetem Rückzug aus Ju- 
goslawien. Die Heeresgruppe Rendulic (Heeresgr. „Süd‘) hielt 
ihre Stellung in der Ostmark. Gleicherweise war die Heeresgruppe 
Schörner (Heeresgr. „Mitte‘) in ihrer Front gegen Rußland völ- 
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lig intakt. Die beiden letzten Heeresgruppen hatten jedoch nur 
noch für kurze Zeit Munition und Betriebsstoff. 


. Die Entsetzung Berlins war nicht geglückt. Die Armee Busse 


(9. Armee) suchte sich durch Rückzug nach Westen der Um- 
klammerung zu entziehen. Der Angriff der Armee Wenck (12. 
Armee) hatte nicht durchgeschlagen, sie befand sich ebenfalls 
im Absetzen nach Westen. 


. Die Heeresgruppe im Nördlichen Teil der Ostfront (Heeresgr. 


„Weichsel‘‘) befand sich in Auflösung auf dem Rückzug in den 
Mecklenburger Raum hinein. 


. Die Truppen in Ost- und Westpreußen wurden von der russischen 


Übermacht erdrückt. Die Front in Kurland hielt. Irgendein Nach- 
schub an Munition und Treibstoff konnte ihr jedoch wegen Mangel 
an Nachschubgütern nicht mehr gebracht werden. Das Erliegen 
dieser Front war daher ebenfalls wie auch im Falle Schörner und 
Rendulic nur eine Frage der Zeit. Aus Kurland, Ost- und West- 
preußen versuchte die Kriegsmarine soviel Truppen wie möglich 
über See zu retten. 


.In Nordwestdeutschland waren Ostfriesland und Schleswig-Hol- 


stein vom Gegner noch nicht besetzt. Ausreichende Kräfte, um den 
zu erwartenden Angriff des Gegners abzuhalten, standen nicht zur 
Verfügung. Die Divisionen aus Ostfriesland und westlich der Elbe 
wurden daher nach Holstein transportiert, um wenigstens das Hal- 
ten dieses Raumes zu versuchen. Daß auch hierfür die Kräfte nicht 
ausreichten, zeigte der 2. Mai, wo der Gegner bei seinem über 
die Elbe bei Lauenburg vorgetragenen Angriff sofort bis an die 
Ostseeküste nach Lübeck bzw. Schwerin durchstieß. 

Holland, Dänemark und Norwegen waren ebenso wie die Biskaya- 
Häfen, die Kanalinseln und Calais noch in deutschem Besitz. In 
diesen Räumen war z. Zt. noch Ruhe. 


. Vor der vordringenden russischen Front fluteten Millionen von 


Flüchtlingen der zivilen Bevölkerung, besonders in Norddeutsch- 
land, nach Westen zurück. 

Die Kriegsmarine hatte durch Luftangriffe auf die Häfen und ihren 
unentwegten Einsatz für Norwegen- und Ostraumtransporte sehr 
starke Verluste an Überwasserschiffen (Torpedo-, Minensuch-, 
Schnellboote und Sicherungsstreitkräfte) gehabt. Von großen 
Schiffen waren nur noch „Prinz Eugen“ und „Nürnberg“ intakt. 
Die U-Bootwaffe stand vor einem neuen Aufleben des U-Boot- 
krieges, da mit dem Monat Mai beginnend die U-Boote der neuen 
Bauart mit wachsenden Zahlen an den Feind kommen sollten. 


11. Die Luftwaffe hatte nur geringe Kräfte. Der Einsatz war wegen 
Betriebsstoffmangel außerordentlich eingeschränkt und nahm wei- 
ter laufend ab. 


Dies militärische Gesamtbild zeigte deutlich, daß der Krieg mili- 
tärisch verloren war. Da es auch keine politische Möglichkeit für die 
Änderung der Gesamtlage Deutschlands gab, konnte hieraus von mir 
als Staatsoberhaupt nur die Folgerung gezogen werden, den Krieg so 
schnell wie möglich zu beenden, um weiteres Blutvergießen zu er- 
sparen.“ 

* * * 

Dieser Darstellung von Dönitz habe ich nichts Grundsätzliches hin- 
zuzufügen. Doch glaube ich, an dieser Stelle auf ein Problem einge- 
hen zu sollen, das die Gemüter vor, während und nach der Kapitula- 
tion mit Recht in besonderer Weise erregt hat: Die Selbst-Zerstörun- 
gen in Deutschland. 

Es darf als bekant vorausgesetzt werden, daß das System der „Ver- 
brannten Erde‘ oder abgemilderte Formen der Zerstörung ebenso- 
wenig von Deutschen erfunden wurden, wie ihre Anwendung auf das 
eigene Vaterland. Der Brand von Moskau, die Maßnahmen der Nord- 
staaten im amerikanischen Sezessionskrieg, der Rückzug auf die Sieg- 
friedstellung 1918, die Zerstörung französischer Kanalhäfen 1940 
durch die Engländer und der deutsche Rückzug aus Nordnorwegen 
im Herbst 1944 sind nur einige Beispiele, in denen die teilweise oder 
auch restlose Zerstörung durch die Besonderheit der Umstände oder 
durch den Erfolg ihre Berechtigung erfahren haben. 

Es schien daher, als im Herbst 1944 die Kampfhandlungen zu 
Lande auf das Reichsgebiet überzugreifen begannen, äußerst be- 
dauerlich aber notwendig, daß dem Feind auf jede Weise das Vor- 
wärtskommen und die Nutznießung eigener Produktionsstätten er- 
schwert wurden, zumindest so lange, als ein Hoffnungsschimmer auf 
Verbesserung des drohenden Kriegsausganges bestand. 

Dieser Hoffnungsschimmer bestand jedoch am 15. März 1945, als 
die letzten sehr scharfen Befehle zur Zerstörung aller militärischen 
und kriegswirtschaftlichen Objekte durch Hitler persönlich über das 
OKW gegeben wurden, nach Ansicht von Dönitz und Jodl nicht mehr. 
Beide suchten daher diese Befehle in ihrer Auswirkung zu mildern, 
und das OKW gab bereits Anfang April „Ausführungsbestimmungen‘“ 
heraus, die den ursprünglichen Befehl Hitlers sehr einschränkten. 
Darüberhinaus widersetzten sich eine Anzahl militärischer und ziviler 
Befehlshaber der Durchführung der Zerstörungsanordnungen. Offene 
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Obstruktion betrieb aber meines Wissens nur Speer, der auch den 
Mut hatte, dies Hitler klar zu sagen. 

Da die Unterlassung von Zerstörungsmaßnahmen in einigen Fällen 
der deutschen Kriegsführung erhebliche Nachteile zugefügt und den 
Ablauf militärischer Operationen entscheidend beeinflußt hatte*), ver- 
trat Dönitz damals für den Bereich der Kriegsmarine den Standpunkt, 
daß man alle Vorbereitungen zur Zerstörung auch der eigenen Häfen 
(Sprengung der Kaianlagen, Verminung und Blockierung der Fahr- 
wasser) treffen müsse, daß aber die Auslösung dieses Befehls nur 
dann und nur insoweit erfolgen dürfe, als noch ein unmittelbarer mili- 
tärischer Nutzen damit verbunden schien. Entsprechend wurden die 
Zerstörungsmaßnahmen z. B. wohl für Memel und Gotenhafen, aber 
nicht für Hamburg oder die westlichen Häfen der Ostsee in Kraft 
gesetzt. 

Nach unserer Verlegung in den Nordraum war es wiederum vor- 
nehmlich Speer, der in diesen Tagen ständig zur nächsten Umgebung 
von Dönitz gehörte, der laufend an die Verhinderung nicht mehr zu 
verantwortender Zerstörungsmaßnahmen erinnerte und so den Anstoß 
zur weiteren Lockerung der bestehenden Befehle gab. Mit dem Ent- 
schluß zur Kapitulation wurden schließlich alle Zerstörungsmaßnah- 
men grundsätzlich untersagt. 


*) Anm.: 

1. Verlust von Antwerpen August 1944. Der gesamte Nachschub für die 
Heeresgruppe Montgomery wurde über die unzerstörten Anlagen dieses Ha- 
fens verladen. Die verzweifelten, aber vergeblichen Anstrengungen der deut- 
schen Kriegsführung, durch V-Waffen und Sondereinsätze von Luftwaffe 
und Kriegsmarine die Zerstörung nachzuholen und den Verkehr Themse- 
Schelde zu unterbinden, zeugen von der Tragweite der Unterlassung. 

2. Verlust der Rheinbrücke bei Remagen. Auch hier wurde nachträglich der 
vergebliche Versuch unternommen, die Zerstörung durch Kleinkampfmittel der 
Kriegsmarine unter Führung des bekannten Ritterkreuzträgers Korvettenkap- 
tän Bartels nachzuholen. 
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KAPITEL 7 


Erkenntnis und Entschluß 


Am 29. April 1945 trat Adolf Hitler ab. An diesem Tage setzte er 
seinen Nachfolger ein. Der Befehl erreichte diesen am 30. abends. 
Am 1. Mai früh erfuhr er „Testament in Kraft“. 

Die militärische Lage war aussichtslos. 


Die von der Propaganda geschürte und von manchen Fanatikern 
vertretene Idee des „Kampfes bis zum letzten Mann“, die eine ver- 
zweifelte Fortsetzung des Krieges bis zum Austreten des letzten Fun- 
kens von Widerstand in und außerhalb der deutschen Grenzen be- 
deutet hätte, entsprach nicht der Auffassung von Dönitz. 

Mit dem Verlust der Reichshauptstadt, dem Tode des Staatsober- 
hauptes und der nahezu völligen Besetzung des Reichsgebietes hielt er 
den Zeitpunkt für gekommen, in dem die deutsche Führung die Kon- 
sequenzen aus ihrer totalen Niederlage ziehen mußte. Er war bereit, 
sie auf sich zu nehmen. 

Entsprechend sah er in dem gleichen Augenblick, in dem er die Ge- 
samtverantwortung übernahm, seine oberste Aufgabe darin, den Krieg 
so schnell wie möglich zu beenden, um weitere sinnlos gewordene 
Opfer auf beiden Seiten zu ersparen, — jedoch in einer dem ein- 
maligen Heldenkampf des deutschen Volkes würdigen Form. Und vor 
allem, hierbei so viel Menschen als möglich vor dem Osten zu retten. 

Während aus diesem Grunde gegenüber dem Russen der Kampf zu- 
nächst noch fortgesetzt werden mußte und ihm gegenüber keine Ka- 
pitulationsüberlegungen angestellt wurden, waren für die Einstellung 
der Feindseligkeiten im Westen zwei Wege grundsätzlich verschie- 
dener Art gegeben: offizielle Kapitulation oder stille Einstellung des 
Widerstandes. 

Die Frage, ob nicht die letztere Form zweckmäßiger und ehren- 
hafter sei, wurde eingehend erwogen und war Gegenstand schwerster 
seelischer Konflikte. Die Bitterkeit einer bedingungslosen Kapitulation 
und ihre erschütternden Folgen waren bekannt. Freilich, diese Folgen 
waren in beiden Fällen zu erwarten — aber konnte man denn nicht 
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die bittere Pille der eigenen Zustimmung vermeiden? Ja mußte man 
es nicht tun — ein letzter feierlicher Protest gegen das Schicksal? 


Sollte man jetzt noch umfallen, wo ein fait accompli — die restlose 
Besetzung — dicht bevorstand? 


Vielleicht hätte dieser Schritt Sinn gehabt, ehe die Armeen verblutet, 
die Städte zerbombt, die Wirtschaft zerstört war — kam es nun noch 
auf ein paar Wochen länger, ein paar Opfer mehr an? 

Würde nicht gerade die Verweigerung ein stolzes und trotziges 
Bekenntnis vor der Geschichte sein, aus dem in irgendeiner Zukunft 
Wurzeln schlagen würden? 


Würde nicht schließlich die Unterzeichnung als Zeichen persön- 
licher Feigheit und Schwäche ausgelegt werden, die Namen der 
Unterzeichner — wie schon einmal in der deutschen Geschichte — der 
Gefahr aussetzen, für alle Zeiten gebrandmarkt zu werden? 


Dönitz hat alle diese Zweifel gründlich durchdacht und innerlich 
schwer um die Lösung gerungen. Für ihn selbst wäre der Tod die 
einfachste gewesen. Zu verlieren hatte er nichts mehr; beide Söhne 
im Kampf auf See gefallen, sein Lebenswerk — die U-Bootswaffe — 
gescheitert, sein Besitz dahin. Selbstmord lehnte er jedoch aus grund- 
sätzlichen Erwägungen ab. Einem solchen hafte auch, wie er mir ein- 
mal ausführte, zu leicht das Odium des Eingeständnisses eigener 
Schuld an, von der er sich frei fühle. Wohl hat er, bevor ihm die Ge- 
samtverantwortung übertragen wurde, erwogen, vorsätzlich den Tod 
im Kampf zu suchen, aber nur um eine Schuld zu sühnen, die er erst 
noch auf sich nehmen wollte: Die eigenmächtige Kapitulation der 
Kriegsmarine. Diese Überlegung schied jedoch sofort aus, als ihm mit 
der Gesamtverantwortung auch das Recht zustand, nach eigenem Er- 
messen eine Kapitulation abzuschließen. Er empfand die Übernahme 
seiner letzten Aufgabe als eine Pflicht, der er sich keinesfalls ent- 
ziehen durfte ohne die geringste Rücksichtnahme auf seine eigene 
Person. „Ich muß den Weg gehen, den ich nach bestem Wissen und 
Gewissen als den richtigen für Volk und Truppe erkenne, auch wenn 
er für mich persönlich entehrend oder diffamierend wirkt.“ 

Als diesen Weg erkannte er nach sorgfältigem Abwägen des Für 
und Wider den der offiziellen, von oben gesteuerten Kapitulation aus 
folgenden Gründen: 

1. Vermeidung weiterer Opfer an Gut und Blut. Verluste im Kampf, 
Verwüstungen durch Luftangriffe und Zerstörungen durch Selbst- 
sprengungen könne man am sichersten und schnellsten durch sofor- 
tige Kapitulation von oben verhindern. 


52 


2. Vermeidung des Chaos. 

Nichtabschluß der Kapitulation würde die Entscheidung über die 
Einstellung des Kampfes unteren Instanzen überlassen. Bleibe sie 
dem Divisionskommandeur, dem Kompaniechef, letzten Endes dem 
einzelnen Soldaten freigestellt, so müsse dieser Weg zwangsläufig 
zu völlig unterschiedlichen Lösungen führen. Denn ohne Zweifel gab 
es auch in den Maitagen 1945 noch Soldaten, ja ganze Verbände 
(besonders in Waffen-SS und Kriegsmarine), die auch im Zusam- 
menbruch ihrer Welt Treue und Gehorsam über alles stellten und 
ihrem Eide gemäß bis zum letzten Atemzug zu kämpfen bereit 
waren. Der deutsche Soldat war hierzu erzogen. Je größer die Ge- 
fahr für das Vaterland, umso verzweifelter klammerten sich manche 
seiner besten Söhne an diese Grundsätze. Eine solche teilweise noch 
vorhandene Einstellung mußte innerhalb der Verbände bis hinab 
in die kleinsten Einheiten zwangsläufig mit den Elementen der Auf- 
lösung und denen der Einsicht kollidieren, zu ernsten Auseinander- 
setzungen, zum Bruderkrieg, zum Chaos führen. Die Verhinderung 
einer solchen Entwicklung schien nur möglich durch den Befehl 
zur Einstellung des Kampfes und seine Durchsetzung auch gegen- 
über Fanatikern. 


3. Pflicht gegenüber der Truppe. 
Der deutsche Soldat hatte seinen Eid auf die Person Adolf Hitlers 
als „Führer des deutschen Reiches und Volkes und Oberstem Be- 
fehlshaber der Wehrmacht‘ geschworen.*) Wenn es auch zweifels- 
olıne nicht der Sinn dieses persönlichen Eides war, die Waffen- 
träger der Nation bei plötzlichem Wechsel des Staatsoberhauptes 
ihrer Pflichten zu entbinden, so waren sie doch formell durch Hitlers 
Tod des Eides ledig. Eine Neuvereidigung aller Truppen auf sei- 
nen Nachfolger erschien aber bei den verworrenen Verhältnissen 
dieser Tage undurchführbar und auch nicht mehr angebracht. An- 
dererseits glaubte Dönitz auf diese wirksamste Bindung der Truppe 
nicht verzichten zu können, wenn überhaupt er sie in der Hand und 
damit Einfluß auf das Geschehen behalten wollte. In seiner Prokla- 
mation vom 1. 5. an die Truppe nahm er deshalb den auf seinen 


*) Anm.: 
Der Eid des deutschen Soldaten: 
(Fassung nach dem Gesetz vom 20. August 1934): 


„Ich schwöre bei Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer des Deutschen 
Reiches und Volkes Adolf Hitler, dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht, un- 
bedingten Gehorsam leisten und als tapferer Soldat bereit sein will, jederzeit 
für diesen Eid mein Leben einzusetzen.“ 
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Vorgänger geleisteten Eid als selbstverständlich für sich in An- 
spruch.*) 

Dönitz faßte jedoch den Eid nicht als einseitige Bindung des Sol- 
daten an den Führer, sondern umgekehrt als eine ebenso bindende 
Verpflichtung für diesen gegenüber der Truppe auf. Die Verpflich- 
tung nämlich, ständig die Notwendigkeit der Einlösung des Eides 
durch die Truppe gewissenhaft zu überprüfen und seine Erfüllung 
nur dann zu fordern, wenn sie ihm gerechtfertigt erschien. Auch 
verlange das Ethos dieses Begriffes, daß mit ihm kein Mißbrauch 
getrieben werde. Die deutsche Wehrmacht, die fast sechs Jahre an 
allen Fronten heldenhaft gekämpft habe, besitze ein Anrecht darauf, 
daß auch der Eidesträger seine Pflichten ihr gegenüber genau so 
ernst nehme. Er müsse daher dem Soldaten die Verantwortung für 
den schwersten Entschluß — die Niederlegung der Waffen — ab- 
nehmen und ihn durch die Kapitulation seines Eides entbinden. 


Er war sich bei dieser Überlegung durchaus im klaren, daß ange- 
sichts des Zusammenbruchs bereits große Teile der Wehrmacht nicht 
mehr gewillt waren, sich an den Fahneneid zu halten. Aber gerade 
dem anderen, anständigen Teil der Truppe müsse er den Gewis- 
senskonflikt ersparen. 
4. Schonung der besetzten Gebiete. 

Nichtabschluß der Kapitulation würde die noch stehenden Außen- 
positionen des Reiches( Norwegen, Dänemark, Protektorat Böhmen 
und Mähren, Niederlande und einzelne Festungen in Frankreich und 
im Mittelmeer) womöglich noch in den Kriegsstrudel hineinziehen. 
Dies bedeute nicht nur eine augenblickliche politische Belastung, 
sondern eine historische Schuld. Man würde dadurch auch die zu- 
künftigen Beziehungen zu diesen Völkern auf das schwerste bela- 
sten, da sie für Deutschlands Maßnahmen während seines Existenz- 
kampfes vielleicht einmal Verständnis aufbringen würden, jedoch 
niemals dafür, daß man ihr Land nach verlorenem Kriege sinnlos zur 
Walstatt mache. 


*) Anm.: 

die betreffenden Sätze des „Tagesbefehl an die Wehrmacht“ vom 1. 5, lauten: 

„Die Lage erfordert von Euch, die ihr schon so große geschichtliche Taten 
vollbracht habt, und die ihr jetzt das Ende des Krieges herbeisehnt, weiteren 
bedingungslosen Einsatz. Ich verlange Disziplin und Gehorsam. Nur durch 
vorbehaltlose Ausführung meiner Befehle werden Chaos und Untergang ver- 
mieden. Ein Feigling und Verräter ist, wer sich gerade jetzt seiner Pflicht ent- 
zieht und damit deutschen Frauen und Kindern Tod oder Versklavung bringt. 
Der dem Führer geleistete Treueid gilt nunmehr für jeden einzelnen von euch 
ohne weiteres mir als dem vom Führer eingesetzten Nachfolger. Deutsche Sol- 
daten, tut eure Pflicht. Es gilt das Leben unseres Volkes.“ 
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5. Durchführung des Hauptziels. 
Die Rückzugsbewegungen aus dem Osten konnten entscheidend ge- 
hemmt, ja unmöglich gemacht werden nur durch die militärischen 
Machtmittel der Westgegner. Die angelsächsische, und nicht die 
russische Luftwaffe, beherrschte die Fluchtstraßen zu Lande und 
hatte bereits wesentlich zum schnellen Zusammenbruch auch der 
Ostfront beigetragen. Nur die englische Seeluftwaffe wäre in der 
Lage gewesen, die Rücktransporte über See wirkungsvoll einzu- 
schränken, die die Russen vergeblich zu stören sich bemühten. Und 
schließlich konnte zu diesem Zeitpunkt die Demarkationslinie durch 
die Russen gar nicht, durch die Westgegner aber hermetisch abge- 
schlossen werden. So mußten insgesamt die noch verbleibenden 
Kriegsaufgaben im Osten durch Teilkapitulation im Westen ent- 
scheidend erleichtert werden. Daß die bloße Proklamation der „Ein- 
stellung des Kampfes nach Westen“ die Alliierten nicht zu einer glei- 
chen Maßnahme veranlassen würde, war mit Sicherheit anzunehmen 
und galt durch die Ereignisse seit dem 28. 4. als bewiesen, an wel- 
chem Tage der Wehrmachtsbericht verkündet hatte, daß „unsere 
Truppen an der Elbe den Amerikanern den Rücken gekehrt hatten“, 
diese aber ihre Operationen und ihre Lufttätigkeit unbeeinflußt fort- 
setzten. 
6. Verpflichtung der Sieger. 

Nichtabschluß würde den Kriegszustand verewigen und zwar ein- 
seitig verewigen. Der feindlichen Willkür bleibe damit ein bedeu- 
tend weiterer Spielraum überlassen als durch die Bindung mittels 
des „Vertrages“ der bedingungslosen Kapitulation. Denn auch sie 
sei — wie besonders von Schwerin v. Krosigk ausgeführt wurde — 
ein gegenseitiger Vertrag. Man enthebe den Sieger nicht der Beach- 
tung und Innehaltung internationaler Verträge und Abkommen, son- 
dern man verpflichte ihn im Gegenteil dazu. Die Kapitula- 
tion werde nur für die bewaffnete Macht 
ausgesprochen, nicht für den Staat, die Re= 
gierung oder den Staatschef. Diese könne man nach 
der Waffenstreckung wohl ihrer Souveränität berauben, nicht jedoch 
ihres legalen Anspruches hierauf. Andererseits sei gerade das Vor- 
handensein von Staat und Regierung Voraussetzung für ihre Be- 
handlung nach völkerrechtlichen Prinzipien. Stillschweigende Selbst- 
aufgabe würde demGegner dieLeugnung der völkerrechtlichenExi- 
stenz dieser Fakten erleichtern, während der formelle Abschluß der 
Kapitulation praktisch auch ihre Anerkennung bedeute. 


* * * 
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Die grundlegende Frage, ob kapituliert werden solle, war damit ent- 
schieden, nicht das „Wie“. 


Seit dem Treffen von Roosevelt und Churchill in Casablanca im Ja- 
nuar 1943 war bekannt — und Stalin schloß sich nach unserer Kennt- 
nis dieser Abmachung später an —, daß die Alliierten nur eine bedin- 
gungslose Gesamtkapitulation, die gleichzeitig an allen Fronten erfolge, 
annehmen wollten. Mit der Waffenstreckung wäre zum selben Zeit- 
punkt Stillstand aller eigenen Bewegungen und Verharren der Truppen 
in ihren Positionen verbunden gewesen. 


Eine solche gleichzeitige Gesamtkapitulation schied aus den Über- 
legungen des 1.5. aus. Man hielt sie für unannehmbar, weil sie die ge- 
samte Ostarmee und Millionen von Flüchtlingen den Russen ausgelie- 
fert hätte. Sie war undurchführbar, weil sie von dieser Ostarmee kei- 
nesfalls befolgt worden wäre. Die Unterschrift unter ein solches Do- 
kument wäre damit wertlos, der neue Oberbefehlshaber mit seiner er- 
sten Amtshandlung vertragsbrüchig geworden. Man fürchtete auch, 
dem Gegner hierdurch Gelegenheit zu Repressalien zu geben. 


War denn überhaupt die Rückführung von Ostarmee und Flücht- 
lingen wirklich ein Ziel, für das sich weiterzukämpfen lohnte? Erwar- 
tete diese Menschen in der landwirtschaftlich günstigeren Ostzone mit 
besseren Wohnmöglichkeiten nicht ein besseres Schicksal als im un- 
gleich stärker übervölkerten, zerbombten Westen, der von jeher ernäh- 
rungsmäßig Zuschußgebiet war? War die Fluchtpsychose, die Bevöl- 
kerung und Truppe im Osten erfaßt hatte, vielleicht nur das Ergebnis 
eigener, durch die Ereignisse überholter Propaganda, der womöglich 
auch wir zum Opfer gefallen waren? 


Dönitz hat diese Fragen eingehend geprüft und verschiedentlich 
erörtert. An der Zuverlässigkeit der Berichte aus den bereits russisch 
besetzten Gebieten war jedoch nicht zu zweifeln. Zu viele hatten Grau- 
samkeiten unvorstellbaren Ausmaßes beim Vormarsch der Eroberer 
selbst gesehen oder gar miterlebt und am eigenen Leibe gespürt. Durch 
Besuche an der Front und durch die Berührung mit dem unabsehbaren 
Flüchtlingsstrom während der Fahrten der letzten Wochen hatte Dö- 
nitz sich überzeugt: Diese Panik war nicht künstlich gemacht, sondern 
sie hatte ihre Wurzel hauptsächlich im Verhalten des Feindes, das jeder 
Menschlichkeit Hohn sprach. Nur ein Wunsch beherrschte alle Gemü- 
ter: Nicht in russische Hände fallen! 

Das Los der Kriegsgefangenschaft schien unter diesen Umständen 
hier besonders düster. Eine sofortige Gesamtkapitulation wäre daher 
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nach Dönitz’ mehrmaligem Ausspruch „Verrat an den Truppen der 
Ostfront‘“ gewesen. 

Er hielt aus diesem Grunde nur folgenden Weg zur raschen Beendi- 
gung des Krieges für möglich und richtig: 

Rückführung der Ostfront auf die bekannte Demarkationslinie un- 
ter Rettung möglichst vieler Flüchtlinge. Hierfür wurden mindestens 
8—10 Tage Zeit als notwendig veranschlagt. Gleichzeitig Fortset- 
zung der Rücktransporte über See mit allen verfügbaren Mitteln. 

Im Westen dagegen Versuch der Teilkapitulation, Einstellung des 
Kampfes und nur dort Fortsetzung, wo und solange das vorstehend ge- 
nannte Hauptziel es erforderte. Dieser Zusatz bezog sich nur auf 
einen kleinen Abschnitt der Front, nämlich die Elbe von Lauenburg bis 
Hamburg, um so das letzte im eigenen Besitz befindliche „Tor‘‘ zwi- 
schen Ost und West für die Flüchtlinge aus dem pommerschen, meck- 
lenburgischen und brandenburgischen Raum offen zu halten. 

Diese Absichten hat Dönitz in seiner Rundfunkansprache vom 1. Mai 
abends an das deutsche Volk klar zum Ausdruck gebracht. 

Hinsichtlich der Durchführung dieser Absichten wurden folgende 
Überlegungen angestellt: Der Versuch der Teilkapitulation müsse vor- 
sichtig und dürfe keinesfalls öffentlich angefaßt werden, weil die Rus- 
sen ihn sonst verhindern würden. Es sei daher am besten, sich zunächst 
nur an Montgomery und nicht an den politisch mehr gebundenen Eisen- 
hower zu wenden. Verbindungsaufnahme solle über Feldmarschall 
Busch erfolgen, in dessen Bereich innerhalb unterer Stellen — aller- 
dings ohne sein Einverständnis — schon Beziehungen zum Gegner be- 
standen. Hierbei sei Funkverkehr zu vermeiden, um nicht den Arg- 
wohn der Russen zu erregen. 

Von besonderer Wichtigkeit für das Gelingen sei die Person des Un- 
terhändlers. Da die vom OKW gemachten Vorschläge nicht die Zu- 
stimmung von Dönitz fanden, entschied er sich — obwohl es sich 
hauptsächlich um Heeresfronten handelte — für den eben neu ernann- 
ten Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Generaladmiral v. Friedeburg, 
und unterrichtete ihn bereits im Laufe des ersten Mai über die ihm zu- 
gedachte Aufgabe und die geplante Form ihrer Durchführung. 


* * * 


Dies war die Gesamtkonzeption der Staatsführung am 1. Mai 
abends, die bereits durch die Ereignisse des nächsten Tages eine ra- 
sante Beschleunigung erfuhr, schließlich durch die starre Haltung 
Eisenhowers ihr Ende fand, aber doch erst, nachdem ihr Ziel zu einem 
Teile erreicht war. 
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KAPITEL 8 


Teilkapitulation im Nordraum 


Im Laufe des 2. Mai erfuhren wir durch Rundfunk und durch Fern- 
schreiben von Feldmarschall Kesselring die (bereits vor Tagen im Ge- 
heimen unterzeichnete) Kapitulation der Italienarmee (Armeegruppe 
Südwest: Generaloberst v. Vietinghoff), die an diesem Tage um 
14.00 Uhr in Kraft trat. Praktisch leitete sie den endgültigen Zusam- 
menbruch der deutschen militärischen Fronten ein und war das erste 
öffentliche Eingeständnis desselben. Da sie in einem Moment erfolgte, 
den Dönitz im Hinblick auf seine eigenen Pläne zur Beendigung des 
Krieges für verfrüht hielt, da außerdem die Heeresgruppe eigenmäch- 
tig entgegen den bestehenden Befehlen gehandelt hatte, und weil 
schließlich diese Eigenmächtigkeit zeitlich — wenn auch nicht sach- 
lich — mit seiner Ernennung zum Obersten Befehlshaber zusammen- 
fiel und er daher Rückwirkungen auf die Disziplin auch an anderen 
Fronten fürchtete, war Dönitz zunächst nicht einverstanden. Auf Grund 
der weiteren Ereignisse dieses Tages und einer fernschriftlichen Lage- 
meldung Kesselrings, der nachträglich den Schritt des Generaloberst 
v. Vietinghoff deckte, verschloß er sich jedoch nicht der Einsicht, daß 
diese eigenmächtige Waffenstreckung, im großen Zusammenhang ge- 
sehen, sich doch in das geplante Konzept zur Beendigung des Krieges 
einfügte. 


Im Nordraum wurde das Signal zur Einleitung der Kapitulations- 
verhandlungen ausgelöst durch die militärischen Aktionen der West- 
gegner am 2. Mai. An diesem Tag stießen die Engländer aus ihrem 
Brückenkopf bei Lauenburg in raschem Vormarsch nach Lübeck durch, 
während die Amerikaner weiter südlich über die Elbe setzten und, ohne 
Widerstand zu finden, gleichfalls die Ostsee bei Wismar erreichten. 
Diese Aktion der Amerikaner kam für die deutsche Führung völlig 
überraschend. Man hatte mit einer Operation in die russische Zone 
hinein nicht gerechnet ‚hätte zu ihrer Abwehr allerdings etwas Ernst 
liches weder tun können noch wollen, da jede Besetzung deutschen 
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Landes vom Westen her als Rettung vor dem Russen empfunden wurde. 

Der englische Stoß hingegen war erwartet worden. Man hatte sogar 
versucht, ihn mit den letzten vorhandenen, schwachen Kräften des Ge- 
neralfeldmarschalls Busch aufzuhalten, weil die Rückzugsbewegung 
aus dem Mecklenburgischen Raum nach Holstein hinein noch in vol- 
lem Gange war. 


Die Art, in der wir das Gelingen des englischen Durchbruchs erfuh- 
ren, war bezeichnend für die Konfusion der Nachrichtenverhältnisse 
dieser Tage. Die Lagebesprechung fand nachmittags um 16.00 Ufir 
im Arbeitszimmer des Großadmirals in unserer Plöner Baracke statt. 
Jodi trug vor „.... Engländer in der Morgenfrühe aus dem Brücken- 
kopf Lauenburg wieder zum Durchstoß angetreten. Feldmarschall 
Busch hofft, die eigene Front noch einige Tage halten zu können...“. 
Zur gleichen Minute telefonierte ich aus anderem Grunde mit dem 
Draegerwerk in Lübeck. Ich wunderte mich über den anormalen 
Stimmaufwand meines Gesprächspartners, zu welchem dieser mich 
gleichfalls aufforderte mit der Erklärung, „ich kann überhaupt nichts 
verstehen, es ist ein solcher Lärm auf der Straße, da fährt ein Panzer 
nach dem anderen vorbei — jawohl, alles englische — wollen Sie nal 
hören?“ und ließ mich am Telefon das Rasseln der Ketten vernehmen. 

Das letzte eigene Tor zwischen Ost und West war nunmehr durch 
doppelten Riegel versperrt. Damit hatte der Kampf nach Westen, der 
nur noch der Freihaltung dieses Tores gedient hatte, jeglichen Sinn 
verloren. Dönitz zog die Konsequenzen sofort und traf die für diesen 
Fall vorbedachten und eingehend erörterten Entscheidungen unmittel- 
bar im Anschluß an meine Meldung: 


1. sofortige Einleitung der Kapitulationsverhandlungen nach dem vor- 
bereiteten Plan, 
2. Verlegung des Hauptquartiers nach Flensburg. 


Die letztere Maßnahme war erforderlich, um die Handlungsfreiheit 
der Regierung und des OKW bei den kommenden Verhandlungen so 
lang wie möglich zu erhalten. Plön selbst, das nur eine knappe Pan- 
zerstunde von Lübeck entfernt liegt, und in dem wir daher jederzeit mit 
dem Eintreffen englischer Spitzen rechnen mußten, war hierfür ein un- 
geeigneter Platz. 

Dönitz selbst ließ sich mit Gen.Adm. v. Friedeburg verbinden und 
teilte ihm die Auslösung seines Auftrages mit. Zu eingehender Instruk- 
tion verabredeten sie sich an der Levensauer Hochbrücke über den Kai- 
ser-Wilhelm-Kanal, die Friedeburg auf seiner Fahrt nach Westen, Dö- 
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nitz nach Norden, passierten. Das Treffen fand, aus später genann- 
tem Grunde verzögert, erst um 21.00 Uhr statt. 

Die v. Friedeburg hier gegebene Weisung entsprach den im letzten 
Kapitel niedergelegten Gesichtspunkten: Rein militärische Teilkapi- 
tulation im gesamten nordwestdeutschen Raum, doch dürfe hierdurch 
die Absetzbewegung aus dem Osten zu Lande und über See möglichst 
nicht beeinträchtigt werden. Um Friedeburg die Gedankengänge des 
Großadmirals eingehend nahezubringen, wurde ihm Konteradmiral 
Wagner aus dem persönlichen Stabe von Dönitz als Begleiter mitge- 
geben, ferner General Kinzel, Chef des Führungsstabes Nord, und drei 
weitere Offiziere. Die Ankündigung dieser Delegation bei der 21. eng- 
lischen Heeresgruppe und die Vereinbarung des Frontüberganges er- 
folgte inzwischen auf Weisung des OKW durch den Kaınpfkomman- 
danten von Hamburg. 


Nach dieser Besprechung setzten wir unsere Fahrt zum neuen und 
letzten Hauptquartier der deutschen Führung fort. Es war das letzte 
Kriegserlebnis. Schon der Start hatte sich durch die überaus starke 
Jagdbombertätigkeit des Feindes verzögert. In unmittelbarer Nähe un- 
serer Plöner Baracken waren neben eigenen Fahrzeugen auch schwedi- 
sche Autobusse trotz eindeutiger und markanter Kennzeichnung durch 
alliierte Tieffliegerattacken vernichtet worden. Wir selbst — Dönitz, 
Schwerin v. Krosigk und ich — rollten nun in unserer 5 t schweren 
Mercedes Panzerlimousine dem Ziele Flensburg zu. Der Wagen, ein 
Geschenk — und ein Befehl — Hitlers, galt zwar als attentatssicher, 
doch wies er gegen die neuzeitliche Gefährdung der Insassen durch 
Bordwaffenbeschuß aus der Luft keinerlei Schutz auf. So waren wir 
mehrfach genötigt, anzuhalten und auszusteigen. Erst gegen 03.00 
Uhr morgens erreichten wir unser Ziel. Der Standortkommandant, 
Brilliantenträger Kapt. z. See Lüth, geleitete uns auf den großen, als 
Wohnschiff hergerichteten Passagierdampfer „Patria“, an dem ich 
einst anläßlich der Flottenparade 1938 vor Hitler und dem ungarischen 
Reichsverweser von Horthy auf einem Zerstörer vorbeidefiliert war. 

Dönitz begab sich nach kurzer Begrüßung des anwesenden Reichs- 
ministers für die besetzten Ostgebiete, Rosenberg, zur Ruhe, und ich 
benutzte diese einzigen Stunden des Tages, in denen ich frei war, zur 
Besichtigung des für uns vorgesehenen „Hauptquartiers“. Im Gegen- 
satz zu Plön waren die Vorbereitungen mangelhaft und keineswegs 
abgeschlossen. Die für den Führungsstab vorgesehenen, nur teilweise 
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eingerichteten Baracken mit ihren völlig unzureichenden Nachrichten- 
mitteln erwiesen sich als ungeeignet. Daher räumte Lüth bereitwilligst 
sein eigenes Standortgebäude und richtete in fieberhafter Eile hier die 
Arbeitsräume für Dönitz, Regierung und OKW her. Noch während 
dieser Tätigkeit tauften wir das Gebäude „Wilhelmstraße“. 


Als ich gegen %6 Uhr morgens auf die ‚„Patria‘“ zurückkehrte, wurde 
ich von Dönitz ziemlich unsanft empfangen. Eine Reihe unkontrollier- 
barer Gerüchte über weiteren schnellen Vormarsch der Engländer im 
Norddeutschen Raum waren in der Zwischenzeit eingegangen, und er 
hatte sich vergeblich bemüht, klare Meldungen zu erhalten oder Wei- 
sungen an die zuständigen Befehlshaber abzusetzen. Beides war auch 
jetzt nicht möglich, und so beschränkte sich Dönitz auf den Befehl, den 
Kaiser-Wilhelm-Kanal als eine letzte Widerstandslinie gegen die vom 
Süden heranrückenden englischen Verbände zu verteidigen, um nicht 
selbst außer Aktion gesetzt zu werden, während seine Abgesandten 
noch mit dem Feind verhandelten. 


Im Laufe des Tages stellten sich die in der Nacht kolportierten Ge- 
rüchte als übertrieben heraus. Die Verteidigung des Kanals wurde or- 
ganisiert, doch die „Seefestung‘ Kiel, die gegen einen Angriff von 
Land her nur unzureichend geschützt war, zur offenen Stadt erklärt. 


Im übrigen diente dieser 3. Mai in Flensburg hauptsächlich den Be- 
sprechungen mit den Reichskommissaren und Wehrmachtbefehlsha- 
bern der von uns noch besetzten außerdeutschen Gebiete. Ich habe sie 
an anderer Stelle niedergelegt. Im ganzen bestätigten diese Bespre- 
chungen die Richtigkeit des eingeschlagenen Weges der Kapitulation. 


* * * 


Gegen Mitternacht kehrte v. Friedeburg zurück und erstattete dem 
Großadmiral kurzen Bericht. 


Durch einen Autounfall auf dem Hinwege sei die Fahrt verzögert 
worden, so daß er mit erheblicher Verspätung erst in der Morgenfrühe 
des 3. 5. in Hamburg eingetroffen sei. Gauleiter Kaufmann, in dessen 
Gefechtsstand er sich mit ausgesprochener Zurückhaltung und MiB- 
trauen empfangen fühlte, habe sich nicht gezeigt. Auch mußte die 
Reise ohne Aufschub fortgesetzt werden, um den vom Kampfkomman- 
danten Hamburg vereinbarten und vorbereiteten Frontübergang frist- 
gerecht zu erreichen. Leider sei versäumt gewesen, von eigener Seite 
einen Dolmetscher bereitzustellen, was in den Verhandlungen ein ge- 
wisses Handicap bedeutet hätte. 
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Aufnahme und Behandlung durch die Engländer seien korrekt ge- 
wesen bis auf die erniedrigende Art, in der vor Erscheinen Montgome- 
rys mittels eines Stöckchens auf dem Boden genau der Platz markiert 
wurde, wo sich die deutschen Unterhändler aufstellen mußten.* Doch 
habe der frostige Beginn auf den Verlauf der Unterhandlung keinen 
nachhaltigen Einfluß gehabt. 

“Am Morgen des 4. Mai fand um 09.00 Uhr die entscheidende Erörte- 
rung der von Montgomery geforderten Kapitulationsbedingungen statt. 
Anwesend waren Dönitz, Schwerin, Keitel, Jodl, v. Friedeburg und 
Oberstleutnant i. G. Brudermüller, der Adjutant Jodis. Das Abkommen 
entsprach grundsätzlich der eigenen Absicht „Teilkapitulation im Nord- 
deutschen Raum“. Es ging jedoch in drei wesentlichen Punkten dar- 
über hinaus: Einbeziehung der Niederlande, Dänemarks und der deut- 
schen Flotte im Kapitulationsbereich. Die beiden letzten Forderungen 
schienen dem Generalziel — Rettung deutscher Menschen aus dem 
Osten — zu widersprechen. v. Friedeburg zerstreute jedoch die Be- 
denken des Großadmirals. Man habe ihm angedeutet, daß die Rück- 
transporte weiterlaufen könnten, und daß einzelne Soldaten, die sich 
an der Demarkationslinie zu ergeben wünschten, in englische Gefan- 
genschaft genommen werden würden. Eine Diskussion über die Auf- 
nahme von Zivilisten (Flüchtlingsfrage) habe Montgomery abgelehnt. 

Hinsichtlich der Einbeziehung der Niederlande und Dänemarks 
herrschte allseitiges Einverständnis, da so ruhige Überführung gewähr- 
leistet, die Gefahr des Aufstandes gebannt und damit Heraushalten 
aus dem Kriegsgeschehen für diese beiden Länder ab sofort sicherge- 
stellt war, auch gegenüber den eigenen am Tage vorher geäußerten 
Tendenzen. 

Eine besondere Diskussion entstand über die Forderung, daß Kriegs- 
gerät nicht vernichtet werden dürfe. Das bedeutete die unversehrte 
Auslieferung aller noch vorhandenen Waffen in diesem Raum und traf 
den Großadmiral im Hinblick auf die Einheiten der Kriegsmarine, als 
größte und sichtbarste Exponenten der Wehrkraft schlechthin, beson- 
ders hart. Keitel und Jodl hielten diesen Passus mit der Ehre der deut- 
schen Waffen für unvereinbar und schlugen vor, die Vernichtung sofort 
selbst durchzuführen. Schwerin widersprach, der ganze Vertrag würde 
*) Anm.: : 
Feldmarschall Busch, dessen Untadeligkeit m. W. auch vom Feind nicht 
in Zweifel gezogen wurde und dessen Bereich unter diese Kapitulation fiel, 
berichtete später aufs Höchste empört über die gleiche „entehrende“ Zere- 
monie. Ihm war es — im Gegensatz zu dem erheblich jüngeren und wen- 


digeren v. Friedeburg — offenbar nicht gelungen, der Sache wegen sich über 
diesen Mangel an ritterlicher Form hinwegzusetzen. 
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damit illusorisch, Montgomery würde sich seinerseits dann nicht mehr 
an ihn gebunden halten, Gelegenheit zu Repressalien haben und evtl. 
die Aufnahme der Ostrückkehrer stoppen. Mit einem solchen glatten 
Vertragsbruch bei der ersten Regierungsmaßnahme würde Dönitz sei- 
nen Kredit als Verhandlungspartner ein für allemal verlieren. Wir wüß- 
ten zwar nicht, ob ein solcher überhaupt in den Augen des Feindes vor- 
handen sei, keinesfalls dürften wir aber selbst ihn im Keime ersticken. 


Mein Einwand: Inkrafttreten des Vertrages sei für den 5. früh 08.00 
Uhr vorgesehen, bis zu diesem Zeitpunkt dürfe man kämpfen, dann 
könne man doch auch die Waffen bis zum gleichen Termin vernichten, 
wurde durch v. Friedeburg entkräftet: Eine wörtliche Betrachtung lasse 
diese Auslegung wohl offen, sie widerspreche jedoch unmißverständ- 
lich dem Sinn des Abkommens, so wie er aus den mündlichen Verhand- 
lungen hervorgegangen sei. Schweren Herzens entschloß sich Dönitz 
zu der Annahme auch dieser Forderung in dem Bewußtsein, daß die 
Verantwortung vor der deutschen Geschichte nur er allein als oberster 
Kriegsherr trage und daß keinem Untergebenen je Versäunnis oder 
Schuld vorzuwerfen sei, wenn er nach diesen Befehlen handele und 
seine Waffe entgegen soldatischer Tradition unversehrt übergebe. 


v. Friedeburg erhielt daher in der Annahme eines würdigen Modus 
der Übergabe und ehrenhaften Behandlung der Kriegsgefangenen Voll- 
macht zur Unterzeichnung und flog zurück. 


Am gleichen Abend um 19.40 Uhr erhielten wir seinen Funkspruch 
über die inzwischen erfolgte Unterzeichnung im Hauptquartier Mont- 
gomerys. 


Kapitulations-Urkunde 


der gesamten deutschen Streitkräfte in Holland, in Nordwest- 
deutschland einschließlich aller Inseln, und in Dänemark. 


1. Das Oberkommando der deutschen Wehrmacht erklärt sich 
einverstanden mit der Übergabe sämtlicher deutscher 
Streitkräfte in Holland, in Nordwest-Deutschland einschl. 
der Fries. Inseln und Helgoland und allen anderen Inseln, 
in Schleswig-Holstein und in Dänemark an den Oberbe- 
fehlshaber der 21. Heeresgruppe. Dieses schließt alle 
Schiffe in diesen Zonen ein. Diese Streitkräfte haben die 
Waffen zu strecken und sich bedingungslos zu ergeben. 

2. Alle Kampfhandlungen auf dem Lande, zur See und in der 
Luft durch deutsche Streitkräfte in den vorgenannten Ge- 
bieten sind um 08.00 Uhr vormittags doppelte britische 
Sommerzeit am Sonnabend, den 5. Mai 1945, einzustellen. 
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3. Die betreffenden deutschen Befehlsstellen haben sofort 
und ohne Widerrede oder Kommentar alle weiteren Be- 
fehle auszuführen, welche durch die alliierten Mächte in 
jedweder Sache erteilt werden. 

4. Ungehorsam in Bezug auf Befehle oder Ermangelungen 
in deren Ausführung werden als Bruch dieser Übergabebe- 
dingungen angesehen und werden von den alliierten Mäch- 
ten laut den anerkannten Rechten und Kriegsgebräuchen 
behandelt. 

5. Diese Übergabebedingungen sind unabhängig von, ohne 
Vorbehalt auf und werden überholt durch irgendwelche all- 
gem. Übergabebedingungen, welche durch oder im Auf- 
trage der alliierten Mächte gestellt werden in Bezug auf 
Deutschland und die deutschen Streitkräfte im ganzen. 

6. Der Wortlaut dieser Kapitulationsurkunde ist engl. und 
in deutscher Sprache aufgestellt. Der engl. Text ist der 
maßgebende. 

7. Sollten sich irgendwelche Zweifel oder Dispute bezüglich 
der Auslegung oder Deutung der Übergabebedingungen 
ergeben, so ist die Entscheidung der alliierten Mächte die 


endgültige.*) 

B. L. Montgomery 

Feldmarschall 

4. Mai 1945 

18.30 
v. Friedeburg 
Kinzel 
G. Wagner 
Poleck 
Friedel 


Im Nordraum schwiegen ab 5. Mai 08.00 Uhr die Waffen. Entspre- 
chend der Weisung des Großadmirals ordnete das OKW Verbot der 
Waftfenzerstörung an und gab mit kurzer Begründung Befehl zur Waf- 
fenübergabe an den Feind. 

OKW-Befehl zur Durchführung der 


Kapitulation im Nordraum 
(OKW Führungsstab, B.Nr. 0003007/45 g. Kdos vom 4. Mai) 


„Ab 5. 5. 45 08.00 Uhr deutsche Sommerzeit Waffenruhe 
gegenüber den Truppen des Feldmarschalls Montgomery. 


*) Anm.: 
a: gem. abschriftlicher Fassung des Originals, wie sie den deutschen Kom- 
mandobehörden übermittelt wurde. (Seekriegsleitung B.Nr. 1 Skl. 1059/45 


GKdos.) 
64 


Sie umfaßt alle Verbände des Heeres, der Kriegsmarine, der 
Luftwaffe und der Waffen-SS im Bereich der Niederlande, 
Friesland einschließlich der west- und ostfriesischen Inseln 
und Helgoland, Schleswig-Holstein und Dänemark. Sofort 
an sämtliche unterstellten Truppen bekanntgeben. Eingang 
des Befehls nachprüfen. Truppe bleibt mit ihren Waffen in 
Stellung. In See befindliche Transportbewegungen der Kriegs- 
marine laufen weiter. Keinerlei Zerstörungen, Schiffsversen- 
kungen und Kundgebungen. Sicherung aller Vorräte. Gehor- 
sam und Disziplin mit eiserner Strenge aufrecht erhalten. 
Weitere Befehle folgen.*) 


gez. Keitel.“ 


OKW-Erlaß zur Kapitulation 
im Nordraum. 


Geheime Kommandosache! den5. Mai 1945 
Kr. — Der Oberste Befehlshaber der Wehrmacht — Chef 
OKW — Chef-Gruppe — H. Qu. 


FFR Fernschreiben FFR — 

. Ob Nordwest, 

. Wehrmachtsbefehlshaber Dänemark, 
. Oberbefehlshaber Niederlande, 

. OKM 1/SKl., 

. OKL Luftwaffenführungsstab, 

. nachrichtl. Reichsführer SS, 

. Reicharbeitsdienstleitung, 

. Reichsminister Speer. 


SONST ATI 


l. Wenn wir in Nordwestdeutschland, Dänemark und Hol- 
land die Waffen niederlegen, so geschieht es, weil der 
Kampf gegen die Westmächte seinen Sinn verloren hat. 
Im Östen jedoch geht der Kampf weiter, um möglichst 
viele deutsche Menschen vor der Bolschewisierung und 
Versklavung zu retten. 

2. Jeder Soldat, insbesondere jeder Offizier hat durch stolze, 
männliche Haltung und Würde dazu beizutragen, daß der 
Ehrenschild der deutschen Nation auch jetzt nach einem 
fast 6-jährigen, heroischen und ehrenvollen Kampf, der in 
der Weltgeschichte seinesgleichen sucht, rein und unan- 
tastbar bleibt. Nur so können wir vor den Opfern dieses 


*) Anm.: 


Abschrift dieses Befehls gem. Chef Mar Rüst B.Nr. 2675/45 g. Kdos vom 


5. 5. 45. 


5. Dönitz 
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Krieges bestehen und ihr Andenken in Ehren halten. 

Nur so helfen wir der Heimat in dieser schweren Stunde 
und nur so allein können wir dem Gegner die Achtung ab- 
verlangen, auf die brave und tapfere Soldaten von jeher 
einen Anspruch hatten. 

3. Die Waffen sind erst nach Aufforderung durch den Geg- 
ner geordnet und gesammelt niederzulegen. 

4. Sämtliche Waffen-, Munitions-, Betriebsstoffe-, Verpfle- 
gungs- und sonstige Lager und militärische Einrichtungen 
sind durch Kommandos unter Führung namentlich zu be- 
stimmender Offiziere besonders zu bewachen und gegen 
Plünderung zu schützen. Übergabe an den Gegner erst 
nach Aufforderung durch diesen. 

5. Sichere und schnelle Nachrichtenübermittlung zu allen un- 
terstellten Truppenteilen, Dienststellen und Kommandobe- 
hörden muß unbedingt gewährleistet bleiben. 

6. Die befohlenen Bewegungen nach Dänemark (Chef OKW 
— Chef Gruppe Nr. 3015/45 gKdos vom 4. 5. 45) laufen 
weiter. 

7. Vorstehender Befehl gilt sinngemäß für die der Wehrmacht 
angeschlossenen Organisationen (OT und RAD). 

Für die Weitergabe an diese sorgen die Kommandobe- 
hörden. 

8. Ich mache die Befehlshaber und Kommandeure_ aller 
Dienstgrade für schnelle und gewissenhafte Durchführung 
dieses Befehls persönlich verantwortlich. 


Im Auftrage 
gez.: Keitel, Generalfeldmarschall 
OKW/WFSt 0010004/45 gKdos 


Dieser Befehl wurde fast ausnahmslos befolgt. Ein Zeichen nicht 
von Gleichgültigkeit, sondern von erstaunlicher Disziplin bis zur 
letzten Minute. Wie schwer Führung und Truppe dieser Befehl wurde, 
ging aus zahlreichen Rückfragen und verschiedenen Funksprüchen 
hervor, mit denen sich eine Reihe von Einheiten abmeldete. 

Nur die U-Botwaffe, die ja in besonderer Weise auf Dönitz einge- 
schworen war, verweigerte in der Heimat geschlossen die Durchfüh- 
rung des Übergabebefehls. So sanken die U-Boote in den Nord- und 
Ostseehäfen in der Nacht vom 4. zum 5. Mai durch Selbstvernichtung 
ohne Wissen des Großadmirals. Die Versenkung war vorbereitet, als 
ihre Durchführung verboten wurde. In der Annahme, daß ein solcher 
Befehl zur Übergabe keinesfalls dem wahren Willen ihres Befehlsha- 
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bers Dönitz entsprechen, sondern nur unter Zwang gegeben sein könne, 
vernichteten die Besatzungen ihre ‚Boote selbständig. In einzelnen Fäl- 
len sprengten sich hierbei Soldaten mit ihren Booten in die Luft. 

Dönitz selbst war durch die Versenkung zunächst sehr überrascht und 
ließ sich am 5. früh von dem örtlichen ältesten U-Bootführer Bericht 
über die Vorkommnisse der letzten Nacht erstatten. Die befürchteten 
Repressalien unterblieben. Im Gegenteil, später gewannen wir den 
Eindruck, daß diese Vernichtung der U-Boote durchaus auch im Inter- 
esse der westlichen Alliierten lag, da somit bei der späteren Dreitei- 
lung der deutschen Seestreitkräfte den Russen nur sehr wenige U-Boote 
und keines der neuen Typen in die Hände fiel. 
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KAPITEL 9 


Bedingungslose Gesamtkapitulation 


Bereits am 3. Mai hatte Feldmarschall Kesselring funkentelegrafisch 
Kapitulationsfreiheit nach Westen erhalten. Am 5. wurde auf Antrag 
dem Generalobersten Löhr gleichfalls ausdrücklich Freiheit zu Ver- 
handlungen mit Feldmarschall Alexander gegeben. Löhr hoffte, hier- 
durch die Besetzung Österreichs durch den Westgegner zu erreichen. 
Über den Verlauf oder gar Erfolg beider Vorhaben erfuhren wir da- 
mals jedoch nichts mehr. Entscheidend für den weiteren Gang der Er- 
eignisse wurde jedenfalls die zweite Mission des Generaladmirals v. 
Friedeburg. Dieser hatte in der schon erwähnten Besprechung vom 
4. Mai früh gleichzeitig die Weisung erhalten, nach Unterzeichnung 
des Waffenstillstandes mit Montgomery sich zu Eisenhower weiterlei- 
ten zu lassen, um dort auf ähnlicher Basis ebenfalls eine rein militäri- 
sche Teilkapitulation gegenüber den amerikanischen Streitkräften ein- 
zuleiten. Die Hoffnung auf Gelingen dieses Auftrages gründete sich 
auf die beiden bereits erfolgten Teilkapitulationen im Nordraum und 
in Italien. 


Noch bevor Dönitz irgendein Ergebnis der Mission Friedeburgs er- 
fuhr, ordnete er ohne Feinddruck einige Maßnahmen an, die seinen 
Entschluß, den Kampf unter allen Umständen zu beenden und weitere 
sinnlose Opfer zu verhindern, bezeugen: So befahl er bereits am 4. 5. 
die Einstellung des U-Bootkrieges, obwohl für die im Operationsgebiet 
befindlichen Boote noch kein vertraglicher Grund hierfür vorlag. 


TagesbefehlDönitzan die U-Bootwaffe 
anläßlichder Einstellung des U-Boot- 
krieges am 4.5.1945 


„Meine U-Boots-Männer! 


..Sechs Jahre U-Boot-Krieg liegen hinter uns. Ihr habt ge- 
kämpft wie die Löwen. Eine erdrückende materielle Über- 
macht hat uns auf engsten Raum zusammengedrängt. Von 
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der verbleibenden Basis aus ist eine Fortsetzung unseres 
Kampfes nicht mehr möglich. 

U-Boots-Männer! Ungebrochen und makellos legt ihr 
nach einem Heldenkampf ohnegleichen die Woffen nieder. 
Wir gedenken in Ehrfurcht unserer gefallenen Kameraden, 
die ihre Treue zu Führer und Vaterland mit dem Tode besie- 
gelt haben. 

Kameraden! Bewahrt Euch Euren U-Boots-Geist, mit dem 
Ihr die langen Jahre hindurch tapfer, zäh und unbeirrt ge- 


kämpft habt, auch in Zukunft zum Besten unseres Vater- 
landes. 


Es lebe Deutschland! 
Euer Großadmiral.“ 


Und amı 5. 5. verbot er den „Wehrwolf‘, die erst wenige Wochen 
vorher ins Leben gerufene Untergrundbewegung, da er deren Tätig- 
keit für widersinnig hielt, wenn man gleichzeitig im Begriffe war, den 
Kampf der regulären Truppen einzustellen. 

Über den Verlauf der Verhandlungen Friedeburgs im Hauptquartier 
Eisenhowers erfuhren wir erstmalig am 6. 5. früh 09.00 Uhr durch Ge- 
neral Kinzel, der von Friedeburg bei Montgomery zurückgelassen war, 
und dessen er sich nun als Übermittler bediente, da er weisungsgemäß 
die verabredete Funkstille nicht durchbrechen wollte. Dönitz zog Kei- 
tel, Jodl, Schwerin und Wegener zum Vortrag Kinzels hinzu, an den 
sich eine Beratung anschloß. Eisenhower — so lautete Friedeburgs 
Botschaft — lasse sich auf eine Teilkapitulation unter gar keinen Um- 
ständen ein. Er bestehe auf sofortiger, gleichzeitiger bedingungsloser 
Übergabe an allen Fronten. Die Truppe solle in ihren gegenwärtigen 
Stellungen bleiben. Versenkung oder Beschädigung von Schiffen, Flug- 
zeugen und anderen Waffen sei ab sofort untersagt. Das OKW solle 
die Garantie für die Einhaltung dieser Anordnungen übernehmen, an- 
dernfalls würden Strafmaßnahmen erfolgen. 

In der Diskussion wurden diese Bedingungen noch immer von allen 
Teilnehmern für unannehmbar erklärt, weil sie die glatte Auslieferung 
der Armeen im Osten an die Russen bedeuteten. Darüberhinaus hielt 
man sie auch für undurchführbar, weil kein Soldat der Ostfront sich an 
dien Befehl „die Waffen niederzulegen und stehen zu bleiben“ halten 
würde. Auf der anderen Seite verkannte man nicht, daß die hoffnungs- 
lose militärische Lage, die Gefahr weiterer schwerer und einseitiger 
Verluste im Westen und die Gewißheit des in Kürze doch unvermeidli- 
chen militärischen Zusammenbruches auch der noch intakten Armeen 
zu einer Lösung zwangen. Da ein Ausweg aus diesem Dilemma nicht 
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ersichtlich war, wurde beschlossen, Eisenhower die Situation rückhalt- 
los offen darzulegen. Jodi wurde hiermit beauftragt, in das alliierte 
Hauptquartier entsandt, und erhielt Vollmacht zur Annahme der bedin- 
gungslosen Kapitulation nach Westen, nicht aber nach Osten. Da man 
an dem Gelingen dieses Auftrages Zweifel hegte, gab Dönitz ihm eine 
weitere schriftliche Vollmacht mit, die Jod! zum Abschluß der militäri- 
schen Kapitulation an allen Fronten berechtigte. Die Vorlage und 
Verwendung dieses zweiten Dokumentes wurde jedoch ausdrücklich 
von einer besonderen telegrafischen Erlaubnis des Großadmirals ab- 
hängig gemacht. 


Auch Jodis Mission führte nicht zu dem gewünschten Erfolg. Am 
7. Mai 00.15 Uhr wurde Dönitz ein Funkspruch aus dem Hauptquar- 
tier Eisenhowers vorgelegt, den Jodl dort am 6. 5. abends 21.45 Uhr, 
aufgegeben hatte. Er lautete: 


„General Eisenhower besteht darauf, daß wir heute noch unterschrei- 
ben. Anderenfalls werden die alliierten Fronten auch gegenüber den- 
jenigen Personen geschlossen werden, die sich einzeln zu ergeben 
versuchen, und alle Verhandlungen werden abgebrochen. Ich sehe 
keinen anderen Ausweg als Chaos oder Unterzeichnung. Erbitte so- 
fortige drahtlose Bestätigung, ob ich die Vollmacht habe, die Kapi- 
tulation zu unterzeichnen. Die Kapitulation kann dann wirksam wer- 
den. Feindseligkeiten werden dann am 9. 5. 00.00 Uhr deutscher 
Sommerzeit aufhören. Jodl.“ 


Die Überlegungen, die auf diesen inhaltsschweren Funkspruch von 
den maßgebenden Männern im deutschen Hauptquartier angestellt 
wurden, habe ich während der Besprechung damals folgendermaßen 
stichwortartig notiert: 


„I. Der Standpunkt Eisenhowers ist eine absolute Erpressung, da er 
im Falle der Ablehnung alle noch ostwärts seiner Linien befindli- 
chen Deutschen den Russen auszuliefern droht. 

2. Generaloberst Jodl, der noch am Vortage am heftigsten gegen 
die Gesamtkapitulation Stellung genommen hatte wegen der Un- 
möglichkeit ihrer strikten Durchführung, muß weitere schwerwie- 
gende Gründe haben, wenn er sie jetzt als letzten Ausweg be- 
zeichnet. 

3. Mit der Festlegung des Datums auf den 9. 5. 00.00 Uhr sind 48 
Stunden Zeit gewonnen, die die Rettung zum Mindesten eines 
Großteils der Osttruppen ermöglicht.“ 
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Jod! erhielt daher die verabredete telegrafische Vollmacht und unter- 
zeichnete am 7. Mai um 02.41 im Hauptquartier Eisenhowers in Reims 
die bedingungslose Kapitulation der deutschen Streitkräfte zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft auf allen Kriegsschauplätzen. 

Um 10.55 Uhr des gleichen Tages waren wir im Besitz des genauen 
Wortlautes der Kapitulationsbedingungen. Draht und Funk übermit- 
telten sie den Einheiten der deutschen Wehrmacht in aller Welt. Ku- 
riere im persönlichen Auftrag des Großadmirals wurden zu den Be- 
fehlshabern auf exponiertem Posten geflogen, um die Zwangsläufig- 
keit der Entwicklung zu erläutern und zu loyalen Durchführung der 
Bedingungen im Interesse des deutschen Volkes zu ermahnen. 


Der Großadmiral 7. Mai 1945 
OKW/WFSt 12 Ausfertigungen 
Nr. 89003/45 G. K. Chefs. 


Chefsache! 
Nur durch Offizier! 
FRR-Fernschreiber/Funkspruch 


An 

1. OKM/SklI, Adm. Meisel (durch Kurier) 
. OKL, z. H. Generalmajor Christian (durch Kurier) 
Ob. H.Gr. Kurland, Gen. d. Inf. Hilpert 
Ob.AOK Ostpreußen, Gen. d. Pz. Tr. v. Saucken 
Ob. Süd, Generalfeldmarschall Kesselring 
Ob.H.Gr. Mitte, Generalfeldmarschall Schörner 
Ob.H.Gr. Südost, Generaloberst Löhr 
Ob.H.Gr. Ostmark, Generaloberst Rendulic 
Ob.H.Geb.AOK 20, Gen. d. Geb. Tr. Böhme 
10. Kommandant Ägäis, Generalmajor Wagner 
11. Kommandant Kreta, Generalmayor Benthak 
12. An alle Westfestungen und Kanalinseln 
13. nachr.: Führungsgruppe B, Gen. d. Geb. Tr. Winter 
14. nachr.: Ob.Nordwest Generalfeldmarschall Busch 


em naunwn 


1. Am 7. Mai Mai 1945, 02.41 Uhr Gesamtkapitulation durch Ober- 
kommando der Wehrmacht für alle Streitkräfte zu Lande, zu Was- 
ser und in der Luft an Oberkommando der Alliierten Expeditions- 
streitkräfte und gleichzeitig an sowjetisches Oberkommando un- 
terschrieben. Dies war unvermeidlich, um in kurzer Zeit zu erwar- 
tende vollständige Vernichtung bestimmter Frontteile zu verhüten 
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und somit noch möglichst viele Menschen für Deutschland zu ret- 
ten. 

2. Danach ist mit dem 9. Mai 1945, 00.00 Uhr deutscher Sommer- 
zeit jede aktive Kampftätigkeit einzustellen. Alle Dienststellen des 
Heeres, der Kriegsmarine und der Luftwaffe sowie die Truppen al- 
ler Wehrmachtteile und der Waffen-SS verbleiben in den zu diesem 
Zeitpunkt eingenommenen Stellungen. Ab sofort darf kein Schiffs- 
fahrzeug und kein Flugzeug versenkt oder zerstört, kein Rumpf, 
Maschinenanlage oder Ausrüstung irgendwie beschädigt werden. 
Alle weiteren Befehle, die durch das Oberkommando der Alliirten 
Expeditionsstreitkräfte und durch das sowjetische Oberkomman- 
do nach dem 9. Mai 1945, 01.00 Uhr erlassen werden, sind auszu- 
führen. Andernfalls werden das Oberkommando der alliierten Expe- 
ditionsstreitkräfte und das sowjetische Oberkommando Strafmaß- 
nahmen oder andere über die Kapitulationsbedingungen hinausge- 
hende Schritte unternehmen. 


Zusatz für H.Gr. Kurland und AOK Ostpreußen: 


Alle bis zum 9. Mai 1945, 01.00 Uhr gegebenen Möglichkeiten 
bis zum Abtransport über See sind unter äußerster Anspannung al- 
ler Kräfte auszunutzen. Alle Schiffe müssen bis zu diesem Zeit- 
punkt ausgelaufen sein. 
gez.: Dönitz 
OKW/WFSt Nr. 89003/45 g. K. Chefs, 
Fr: di 


gez.: Brudermüller 


Obstit. d. Genst. 
Verteiler: 
OKM/SKI 
OKL/Gen. Christian 
Adj. Großadm. 
Reichsaußenmin. 
Chef OKW/WPFSt 
Chef Führ.Gr./Ktb. 
Chef Op (H) 
Op (H)/la 
Op (M) 
Op (L) 
OKW/Chefgr. 
Reserve 
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Um 12.45 Uhr proklamierte Schwerin v. Krosigk über den Flens- 
burger Sender den Waffenstillstand an das deutsche Volk, um den 
Feindmeldungen zuvorzukommen. 


Bekanntgabe 
derbedingungslosen Kapitulation durch 
Reichsminister GrafSchwerinv.Krosigk 

am7.Mai1945 


Deutsche Männer und Frauen! 


Das Oberkommando der Wehrmacht hat heute auf Geheiß 
des Großadmirals Dönitz die bedingungslose Kapitulation al- 
ler Truppen erklärt. Als leitender Minister der Reichsregierung, 
die der Großadmiral zur Abwicklung der Kriegsaufgaben be- 
stellt hat, wende ich mich in diesem tragischen Augenblick 
unserer Geschichte an das deutsche Volk. 

Nach einem fast sechsjährigen heldenmütigen Kampf von 
unvergleichlicher Härte ist die Kraft Deutschlands der über- 
wältigenden Macht unserer Gegner erlegen. Die Fortsetzung 
desKrieges hätte nur sinnloses Blutvergießen und unnütze Zer- 
störung bedeutet. Eine Regierung, die Verantwortungsgefühl 
vor der Zukunft unseres Volkes besitzt, mußte aus dem Zu- 
sammenbruch aller physischen und materiellen Kräfte die Fol- 
gerung ziehen und den Gegner um Einstellung der Feindselig- 
keiten ersuchen. 

Es war das vornehmste Ziel des Großadmirals und der ‘ihn 
unterstützenden Regierung, nach den furchtbaren Opfern, die 
der Krieg gefordert hat, in seiner letzten Phase das Leben 
möglichst vieler deutscher Menschen zu erhalten. Daß der 
Krieg nicht sofort und nicht gleichzeilig im Westen und im 
Osten beendet wurde, erklärt sich allein aus diesem Ziel. Wir 
verneigen uns in dieser schwersten Stunde des deutschen Vol- 
kes und seines Reiches in Ehrfurcht vor den Toten dieses Krie- 
ges, deren Opfer unsere höchste Verpflichtung ist. Unsere An- 
teilnahme und Sorge gilt vor allem den Versehrten, den Hinter- 
bliebenen und allen, denen dieser Kampf Wunden geschlagen 
hat. Niemand darf sich über die Schwere der Bedingungen 
hinwegtäuschen, die unsere Gegner dem deutschen Volk auf- 
erlegen werden. Es gilt, ihnen ohne jede Phrase klar und 
nüchtern entgegenzusehen. Niemand kann in Zweifel darüber 
sein, daß die kommende Zeit für jeden von uns hart sein und 
auf allen Lebensgebieten Opfer von uns fordern wird. Wir 
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müssen sie auf uns nehmen und loyal zu den Verpflichtungen 
stehen, die wir übernommen haben. Wir dürfen aber auch nicht 
verzweifeln und uns einer stummen Resignation hingeben. Wir 
müssen uns den Weg durch das Dunkel der Zukunft durch 
drei Sterne erleuchten und führen lassen, die stets das Unter- 
pfand echten deutschen Wesens waren: Einigkeit und Recht 
und Freiheit. 

..Aus dem Zusammenbruch der Vergangenheit wollen wir uns 
eines bewahren und retten: die Einigkeit, den Gedanken 
der Volksgemeinschaft, die in den Jahren des Krieges in der 
Frontkameradschaft draußen, in der gegenseitigen Hilfsbe- 
reitschaft in allen Nöten daheim ihren schönsten Ausdruck ge- 
funden hat. Wir werden diese Kameradschaft und Hilfsbereit- 
schaft in den kommenden Nöten des Hungers und der Armut 
ebenso brauchen wie in den Zeiten der Schlachten und der 
Bombenangriffe. Nur wenn wir uns die Einigkeit erhalten und 
nicht wieder in streitende Klassen und Gruppen auseinander- 
fallen, können wir die künftige Zeit überstehen. 

Wir müssen das Recht zur Grundlage unseres Volksle- 
bens machen. In unserem Volk soll Gerechtigkeit das oberste 
Gesetz und die höchste Richtschnur sein. Wir müssen das 
Recht auch als die Grundlage der Beziehungen zwischen den 
Völkern aus innerer Überzeugung anerkennen und achten. Die 
Achtung vor geschlossenen Verträgen soll uns ebenso heilig 
sein wie das Gefühl der Zusammengehörigkeit unseres Volkes 
zur europäischen Völkerfamilie, als deren Glied wir alle 
menschlichen, moralischen und materiellen Kräfte aufbieten 
wollen, um die furchtbaren Wunden zu heilen, die der Krieg 
geschlagen hat. 

Dann können wir hoffen, daß die Atmosphäre des Hasses, 
die heute Deutschland in der Welt umgibt, einem Geist der 
Versöhnung in den Völkern weicht, ohne den eine Gesundung 
der Welt gar nicht möglich ist, und daß uns die Freiheit 
wieder winkt, ohne die kein Volk ein erträgliches und würdi- 
ges Dasein führen kann. 

Wir wollen die Zukunft unseres Volkes in der Besinnung 
auf die innersten und besten Kräfte des deutschen Wesens se- 
hen, die der Welt unvergängliche Werke und Werte gegeben 
haben. Wir werden mit dem Stolz auf den Heldenkanıpf unse- 
res Volkes den Willen verbinden, als Glied der christlich- 
abendländischen Kultur in redlicher Friedensarbeit einen Bei- 
trag zu liefern, der den besten Traditionen unseres Volkes ent- 
spricht. 

Möge Gott uns im Unglück nicht verlassen und unser schwe- 
res Werk segnen! 


Um 16.00 Uhr kehrte Jodl zurück und erstattete persönlichen Be- 
richt über die unnachgiebige, sehr schroffe Haltung Eisenhowers, die 
nach seinem Empfinden im spürbaren Gegensatz zu der verständnis- 
volleren Art seines Stabschefs Bedell Smith stand. Während er nach 
längerer Unterhaltung mit diesem durchaus die Hoffnung gehabt habe, 
die Kapitulation nach Osten vermeiden zu können, sei diese Hoffnung 
durch kurzes und ultimatives Eingreifen Eisenhowers zerstört worden. 
Die vermuteten ‚weiteren schwerwiegenden Gründe“ (s. obige Be- 
sprechungsnotiz), die Jod! zur Annahme veranlaßten, wurden von ihm 
bestätigt: Neben der hermetischen Sperrung der Grenze nach Osten 
hatte man mit erneutem Bombenterror auf Städte im deutschen Nord- 
raum gedroht — obwohl für diesen seit 36 Stunden der Waffenstill- 
stand vertragsgemäß in Kraft und die Waffenstreckung bereits erfolgt 
war! — mit der Begründung, daß die Kapitulation gegenüber Mont- 
gomery für die amerikanischen Luftstreitkräfte keine Gültigkeit be- 
sitze. 

Am 8. Mai erfolgte gemäß den Kapitulationsbestimmungen noch 
einmal eine offizielle und feierliche Unterzeichnung in Berlin-Karls- 
horst. Da die bedingungsiose Gesamtkapitulation für uns bereits mit 
der Unterschrift Jodis am 7. Mai Rechtsgültigkeit besaß, wurde der 
angeordneten Aktion in Berlin nur noch demonstrativer und propagan- 
distischer Wert beigemessen. Weisungsgemäß begaben sich General- 
feldmarschall Keitel, Generaladmiral v. Friedeburg und als Vertreter 
der Luftwaffe Generaloberst Stumpff, der für den an sich verlangten 
aber verwundeten Feldmarschall Ritter v. Greim einsprang, zur Erfül- 
lung dieser traurigen Pflicht an den Ort des Schauspiels. Sie legten 
hierbei eine ebenfalls ausdrücklich verlangte und von Dönitz als Ober- 
stem Kriegsherrn ausgestellte Vollmacht vor, die als in Ordnung be- 
findlich akzeptiert wurde. Diese offensichtliche Anerkenntnis der Per- 
son des Großadmirals Dönitz in seiner Eigenschaft als Oberster Be- 
fehlshaber der Wehrmacht bedeutete nach Auffassung der damaligen 
Regierung gleichzeitig seine Anerkennung als Staatsoberhaupt, da bei- 
de Ämter verfassungsmäßig vereinigt waren und eine willkürliche 
Trennung dieser Funktion rechtlich ausgeschlossen schien. 


Am 9. 5. 00.01 Uhr trat vereinbarungsgemäß die Waffenruhe ein. 
In Kurland und am Kanal, in Norwegen und in Kreta, im Reich und 
draußen auf See legten die letzten deutschen Soldaten die Waffen nie- 
der. Der Kampf der deutschen Wehrmacht war beendet. In überwälti- 
gender Mehrheit hatte sie ihn im guten Glauben an Deutschlands 
Recht und — je mehr die Gefahr wuchs — in verzweifelter Notwehr 
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um den Bestand des Reiches geführt. Das Ergebnis war die totale Nie- 
derlage und das Unglück des Vaterlandes, für dessen Wohl sie in selbst- 
loser Hingabe und Pflichterfüllung bis zum letzten Tag gekämpft 
hatte. 

Der Wehrmachtsbericht: 


Die Einstellung der Feindseligkeiten 
Das Oberkommando der Wehrmacht gibt bekannt: 


Am 9. Mai 1945 00.00 Uhr sind auf allen Kriegsschau- 
plätzen von allen Wehrmachtteilen und von allen bewaffneten 
Organisationen oder Einzelpersonen die Feindseligkeiten ge- 
gen alle bisherigen Gegner einzustellen. 

Jede Zerstörung oder Beschädigung von Waffen und Mu- 
nition, Flugzeugen, Ausrüstung, Gerät jeder Art, sowie jede 
Beschädigung oder Vensenkung von Schiffen widerspricht 
den vom Oberkommando der Wehrmacht angenommenen und 
unterzeichneten Bedingungen und ist im Gesamtinteresse des 
Deutschen Volkes mit allen Mitteln zu verhindern. Diese Be- 
kanntmachung gilt für jedermann als Befehl, der auf dem 
militärischen Dienstwege einen solchen nicht erhalten sollte. 

Vom 9. Mai 1945, 00.00 Uhr ab ist ferner auf sämtlichen 
Funkstationen aller Wehrmachtsteile nur mehr offen zu funken. 


Im Auftrage des OGroßadmirals 
gez.: Jodl 
Generaloberst 


Der letzte OKW-Bericht 
Das Oberkommando der Wehrmacht gibt bekannt: 


In Ostpreußen verteidigten die deutschen Divisionen am 
Dienstag noch bis zum Äußersten die Weichselmündung und 
den westlichen Teil der Frischen Nehrung. Vor allem zeich- 
nete sich die 7. Infanteriedivision aus. Für seine vorbildliche 
Haltung wurde der Kommandeur, General von Gauchen, mit 
dem Eichenlaub mit Schwertern und Brillanten zum Ritter- 
kreuz des Eisernen Kreuzes ausgezeichnet. 

Das Groß unserer Heeresgruppe in Kurland, die unter dem 
Kommando von Generaloberst Günther monatelang stark 
überlegenen sowjetischen Panzer- und Infanterieformationen 
Widerstand geleistet hat und in sechs großen Schlachten tap- 
fer standhielt, hat sich unsterblichen Ruhm errungen. Sie hat 
jede vorzeitige Kapitulation abgelehnt. In tadelloser Ordnung 
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haben die weiter nach Westen fliegenden Flugzeuge Verwun- 
dete und Familienväter weggeschafft. Die Offiziere und Stäbe 
sind bei ihren Truppen geblieben. Um Mitternacht wurden, 
entsprechend den von uns angenommenen Bedingungen, die 
Feindseligkeiten und jede Bewegung eingestellt. 

Die Verteidiger von Breslau, die zwei Monate lang allen 
sowjetischen Angriffen trotzten, sind nach heroischem Wi- 
derstand im letzten Augenblick der feindlichen Übermacht er- 
legen. 

Auch an der Südost- und Ostfront haben alle Stäbe der 
Haupteinheiten bis nach Dresden Befehl erhalten, das Feuer 
einzustellen. Der Aufstand der Tschechen in fast ganz Böhmen 
und Mähren konnte die Durchführung der Kapitulationsbedin- 
gungen und unsere Verbindungen in diesem Raum behindern. 
Das Oberkommando hat bis jetzt keinen Bericht über die Hee- 
resgruppen Löhr, Rendulic und Schörner erhalten. 

Weit ab vom Vaterland haben die Verteidiger der Atlantik- 
stützpunkte, die Truppen in Norwegen und die Garnisonen der 
Inseln in der Ägäis in Gehorsam und Disziplin die Ehre des 
deutschen Soldaten gewahrt.*) 

Seit Mitternacht schweigen nun an allen Fronten die Waf- 
fen. Auf Befehl des Großadmirals hat die Wehrmacht den aus- 
sichtslos gewordenen Kampf eingestellt. Damit ist das fast 
sechsjährige heldenhafte Ringen zu Ende. Es hat uns große 
Siege, aber auch schwere Niederlagen gebracht. Die Deut- 
sche Wehrmacht ist am Ende einer gewaltigen Übermacht 
ehrenvoll unterlegen. 

Der deutsche Soldat hat, getreu seinem Eid, im höchsten 
Einsatz für sein Volk für immer Unvergeßliches geleistet. Die 
Heimat hat ihn bis zuletzt mit allen Kräften unter schwersten 
Opfern unterstützt. Die einmalige Leistung von Front und 
Heimat wird in einem späteren gerechten Urteil der Geschich- 
te ihre endgültige Würdigung finden. 

Den Leistungen und Opfern der deutschen Soldaten zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft wird auch der Gegner die 
Achtung nicht versagen. Jeder Soldat kann deshalb die Waf- 
fe aufrecht und stolz aus der Hand legen und in den schwer- 
sten Stunden unserer Geschichte tapfer und zuversichtlich an 
die Arbeit gehen für das ewige Leben unseres Volkes. 


*) Anm.: 

Bis hierher stützt sich der vorliegende Text auf zwei nur geringfügig von 
einander abweichende Fassungen, die offenbar beide Rückübersetzungen einer 
englischen Veröffentlichung sind. 

Der folgende allgemeine Teil ist eine wortgetreue Abschrift der deutschen 
Originalfassung. 
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Die Wehrmacht gedenkt in dieser Stunde ihrer vor dem 
Feinde gebliebenen Kameraden. Die Toten verpflichteten zu 
bedingungsloser Treue, zu Gehorsam und Disziplin gegen- 
über dem aus zahllosen Wunden blutenden Vaterland, 


Letztes Sonderkommuniquedes 
Alliierten Hauptquartiers 
(General Eisenhower) 


Oberstes Hauptquartier der Alliierten Expeditionsstreit- 
kräfte, den 8. Mai 1945, 15 Uhr. 


Alle deutschen Land,, See- und Luftstreitkräfte über Euro- 
pa haben sich den alliierten Expeditionsstreitkräften und 
gleichzeitig dem sowjetischen Oberkommando um 1.41 Uhr 
mitteleuropäischer Zeit des 7. Mai bedingungslos ergeben. 
Die Kapitulationsbestimmungen, welche am 8. Mai um 23.01 
mitteleuropäischer Zeit in Kraft treten, wurden von einem 
Offizier des deutschen Kommandos unterzeichnet. Die alliier- 
ten Expeditionsstreitkräfte sind angewiesen worden, die An- 
griffsoperationen einzustellen, doch haben sie bis zur Durch- 
führung der Kapitulation in ihren gegenwärtigen Stellungen 
zu verbleiben.*) 


Dönitz’ Ansprache vom ®& Mai 1945 
(Gesprochen 12.30 Uhr über den Flensburger Sender) 


Deutsche Männer und Frauen! 


In meiner Ansprache am I. Mai, in der ich dem deutschen 
Volk den Tod des Führers und meine Bestimmung zu sei- 
nem Nachfolger mitteilte, habe ich es als meine erste Aufgabe 
bezeichnet, das Leben deutscher Menschen zu retten. 


Um dieses Ziel zu erreichen, habe ich in der Nacht vom 
6. zum 7. Mai dem Oberkommando der Wehrmacht den Auf- 
trag gegeben, die bedingungslose Kapitulation für alle kämp- 
fenden Truppen auf allen Kriegsschauplätzen zu erklären. 
Am 8. Mai 23 Uhr schweigen die Waffen. Die in unzähligen 
Schlachten bewährten Soldaten der deutschen Wehrmacht 
treten den bitteren Weg in die Gefangenschaft an und brin- 
gen damit das letzte Opfer für das Leben von Frauen und 
Kindern und für die Zukunft unseres Volkes. Wir vernei- 
gen uns vor ihrer tausendfach bewiesenen Tapferkeit und der 
Opfertat der Gefallenen und Gefangenen. 


*) Auszug aus „Keesing’s Archiv der Gegenwart“, 15. Jahrgang, Band 1945, 


Ich habe dem deutschen Volk zugesagt, in der kommen- 
den Notzeit bestrebt zu sein, unseren tapferen Frauen, Män- 
nern und Kindern, soweit dies in meiner Macht steht, erträg- 
liche Lebensbedingungen zu schaffen. Ob ich dazu beitragen 
kann, euch in dieser harten Zeit zu helfen, weiß ich nicht. Wir 
müssen den Tatsachen klar ins Gesicht sehen. Die Grund- 
lagen, auf denen das Deutsche Reich sich aufbaute, sind zer- 
borsten. Die Einheit von Staat und Partei besteht nicht mehr. 
Die Partei ist vom Schauplatz ihrer Wirksamkeit abgetreten. 
Mit der Besetzung Deutschlands liegt die Macht bei den Be- 
satzungsmächten. Es liegt in ihrer Hand, ob ich und die von 
mir bestellte Reichsregierung tätig sein kann oder nicht. Kann 
ich durch meine Amtstätigkeit unserem Vaterland nützen und 
helfen, dann bleibe ich im Amt, bis der Wille des deutschen 
Volkes in der Bestellung eines Staatsoberhauptes Ausdruck 
finden kann oder die Besatzungsmächte mir die Fortführung 
meines Amtes unmöglich machen. Denn mich halten nur die 
Liebe zu Deutschland und die Pflicht auf meinem schweren 
Posten. Ich bleibe nicht eine Stunde länger, als ich ohne 
Rücksicht auf meine Person es mit der Würde vereinbaren 
kann, die ich dem Reiche schulde, dessen oberster Repräsen- 
tant ich bin. 

Wir haben alle einen schweren Weg vor uns. Wir müssen 
ihn in der Würde, der Tapferkeit und der Disziplin gehen, die 
das Andenken unserer Gefallenen von uns fordert. Wir müs- 
sen ihn mit dem Willen zur Anspornung aller unserer Ar- 
beits- und Leistungskraft gehen, ohne die wir uns keine Le- 
bensgrundlage schaffen können. Wir wollen ihn in der Einig- 
keit und Gerechtigkeit gehen, ohne die wir die Not der kom- 
menden Zeit nicht überwinden können. Wir dürfen ihn in der 
Hoffnung gehen, daß unsere Kinder einmal in einem befrie- 
deten Europa ein freies und gesichertes Dasein haben werden. 

Ich will auf diesem dornenreichen Weg nicht hinter Euch 
zurückbleiben. Gebietet mir die Pflicht, in meinem Amt zu 
bleiben, dann werde ich versuchen euch zu helfen, soweit ich 
irgend kann. Gebietet mir die Pflicht zu gehen, so soll auch 
dieser Schritt ein Dienst an Volk und Reich sein. 


Wie vorausgesehen, wurde der Kapitulationsbefehl an der Ostfront 
dort nicht befolgt, wo man noch glaubte, westliches Gebiet erreichen 
zu können. Diese Versuche führten vor allem im ehemaligen Protekto- 
rat noch zu Zwischenfällen und Kampfhandlungen. Schon vorher hatte 
Feldmarschall Schörner durch den Kurieroffizier, der mit dem Kapitu- 
lationsbefehl zu ihm entsandt worden war, melden lassen, daß infolge 
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des tschechischen Aufstandes die Nachrichtenverbindungen weitgehend 
unterbrochen und eine geregelte Führung ab Division aufwärts nicht 
mehr möglich sei. Es müsse daher mit selbständigen Aktionen unter- 
stellter Truppenteile gerechnet werden. Ein diesbezüglicher Vorwurf 
Eisenhowers wurde mit dem Hinweis auf JodIs Vortrag am 6. 5. beant- 
wortet. 

Im übrigen wurden die von Jodl in den Kapitulationsverhandlungen 
mit der Begründung „schlechte Nachrichtenverbindungen‘ heraus- 
gearbeiteten 45 Stunden zwischen Unterzeichnung und Inkrafttre- 
ten der Kapitulation an allen Teilen der Ostfront fieberhaft ausgenutzt. 
Insgesamt wurden durch die Verzögerungstaktik in den 9 Tagen zwi- 
schen der Ernennung von Dönitz und der endgültigen Waffennieder- 
legung schätzungsweise 27% bis 3 Millionen deutscher Menschen vor den 
Russen gerettet. Insbesondere konnten die Reste der Armeen des Ge- 
nerals Busse aus dem schlesischen Raum, des Generals Wenck aus 
dem brandenburgischen und der Heeresgruppe des Generaloberst Hein- 
rici aus dem pommerschen Raum fast vollzählig über die Elbe bzw. den 
Elbe-Travekanal zurückgeführt werden. Auch große Teile der Heeres- 
gruppe Mitte (Generalfeldmarschall Schörner) und der Heeresgruppe 
Süd (Generaloberst Rendulic) kämpften sich nach Westen durch. 
Kriegs- und Handelsmarine transportierten in pausenlosem Einsatz 
mit einem sehr geringen Prozentsatz*) von Verlusten Flüchtlinge aus 
pommerschen, ost- und westpreußischen Häfen und Truppen aus Kur- 
land bis zur letzten erlaubten Minute auf weit überladenen Schiffen in 
die Heimat zurück. 

Aus Kurland, dessen einziger Hafen Libau unter heftigen russischen 
Luftangriffen lag, ließ sich bei der beschränkten Kapazität der Kaian- 
lagen nur ein Bruchteil dieser besonders tapferen Verbände herausho- 
len. Aus mehrfachen Gesprächen entnahm ich, wie nahe gerade das 
Schicksal dieser Armee dem Obersten Befehlshaber ging, die er unter 
dem Druck des Siegers und der Ereignisse opfern mußte. 

* * * 


Die Zusammenhänge und der Ablauf der Gesamtkapitulation der 
Deutschen Wehrmacht haben meines Wissens auch von alliierter Seite 
bisher eine umfassende, sachlich erschöpfende Darstellung noch nicht 


*) Anm.! 

Trotz der Katastrophe des großen KDF-Schiffes „Wilhelm Gustloff“ be- 
trugen die Verluste der über See seit Herbst 1944 rücktransportierten Perso- 
nen nicht einmal 1 %. Sie liegen also wesentlich niedriger als die Verlustziffern 
der durch Hunger, Frost und Feindeinwirkung stark mitgenommenen Trecks 


zu Lande, 
80 


erfahren. Und doch ist gerade die „bedingungslose‘“ Kapitulation zum 
Ausgangspunkt schwerwiegender Folgerungen genommen worden. 
Die umfangreichen Änderungen in Gestalt und Struktur Deutschlands, 
zu denen sich die Siegerstaaten berechtigt oder verpflichtet fühlten, 
sind zweifelsohne de facto eine Folge des militärischen Zusammen- 
bruches des Dritten Reiches. Aber ebenso zweifelsfrei finden diese 
Maßnahmen in der „Militärischen Kapitulationsurkunde“ ihre rechtliche 
Begründung nicht. 


6. Dönitz 


Militärische Kapitalutionsurkunde 


1. Wir, die hier Unterzeichneten, handelnd in Vollmacht für 


und im Namen des Oberkommandos der Deutschen Wehr- 
macht, erklären hiermit die bedingungslose Kapitulation al- 
ler am gegenwärtigen Zeitpunkt unter deutschem Befehl 
stehenden oder von Deutschland beherrschten Streitkräfte 
auf dem Lande, auf der See und in der Luft gleichzeitig 
gegenüber dem Obersten Befehlshaber der alliierten Expe- 
ditionsstreitkräfte und dem Oberkommando der Roten Ar- 
mee. 


. Das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht wird un- 


verzüglich allen Behörden der deutschen Land-, See- und 
Luftstreitkräfte und allen von Deutschland beherrschten 
Streitkräften den Befehl geben, die Kampfhandlungen um 
23.01 Uhr mitteleuropäischer Zeit am 8. Mai einzustellen 
und in den Stellungen zu verbleiben, die sie an diesem Zeit- 
punkt inne haben, und sich vollständig zu entwaffnen, in- 
dem sie Waffen und Geräte an die örtlichen alliierten Be- 
fehlshaber bzw. an die von den alliierten Vertretern zu be- 
stimmenden Offiziere abliefern. Kein Schiff, Boot oder 
Flugzeug irgend einer Art darf versenkt werden, noch dür- 
fen Schiffsrümpfe, maschinelle Einrichtungen, Ausrüstungs- 
gegenstände, Maschinen irgendwelcher Art, Waffen, Appa- 
raturen, technische Gegenstände, die Kriegszwecken im all- 
gemeinen dienlich sein können, beschädigt werden. 


.„ Das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht wird un- 


verzüglich den zuständigen Befehlshabern alle von dem 
Obersten Befehlshaber der alliierten Expeditionsstreitkräf- 
te und dem Oberkommando der Roten Armee erlassenen 
zusätzlichen Befehle weitergeben und deren Durchführung 
sicherstellen. 


. Diese Kapitulationserklärung ist ohne Präjudiz für irgend- 


welche an ihre Stelle tretende allgerneine Kapitulationsbe- 
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dingungen, die durch die Vereinten Nationen und in deren 
Namen Deutschland und der deutschen Wehrmacht aufer- 
legt werden mögen. 

5. Falls das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht oder 
irgendwelche ihm unterstehende oder von ihm beherrschte 
Streitkräfte es versäumen sollten, sich gemäß den Bestim- 
mungen dieser Kapitulationserklärung zu verhalten, werden 
der Oberste Befehlshaber der alliierten Expeditionskräfte 
und das Oberkommando der Roten Armee alle diejenigen 
Straf- und anderen Maßnahmen ergreifen, die sie als zweck- 
mäßig erachten. 

6. Diese Erklärung ist in englischer, russischer und deutscher 
Sprache abgefaßt. Allein maßgebend sind die englische 
und die russische Fassung.*) 


Unterzeichnet zu Berlin, am 8. Mai 1945. 
gez.: v. Friedeburg gez.: Keitel gez.: Stumpff 
Für das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht. 


In Gegenwart von: 


Für den Obersten Befehlshaber der Für d. Oberkommando 
Alliierten Expeditionsstreitkräfte der Roten Armee 
gez.: A. W. Tedder gez.: G. Zhukov 
Bei der Unterzeichnung waren als gez.: Carl Spaatz 
Zeugen zugegen: Kommandierender Gen. 
gez.: ]. de Lattre-Tassigny der Strategischen 
General, Oberkommandierender Luftstreitkräfte der 
der Ersten Französischen Armee Vereinigten Staaten. 


Die genannte Urkunde betraf, wie aus ihrem Text und ihren Unter- 
schriften eindeutig hervorgeht, ausschließlich die Deutsche Wehr- 
macht. Ein Vertreter der Deutschen Regierung war an den Verhand- 
lungen weder beteiligt noch von dem Alliierten Oberbefehlshaber, der 
in seinen Memoiren von einer Kapitulation der Deutschen Regierung 
spricht, verlangt worden. Die Kapitulationsurkunde enthält im Gegen- 
teil unter Ziffer 4 ausdrücklich die Feststellung, daß diese Kapitula- 
tionserklärung kein Präjudiz darstelle für an ihre Stelle tretende all- 


*) Anm.: 

Der vorliegende Text entspricht mehreren gleichlautenden Abschriften, die 
unabhängig von einander im deutschen Hauptquartier damals dienstlich von 
dem aus Berlin von den Unterhändlern mitgebrachten Original genommen 
wurden. 

Ich fühle mich verpflichtet, auf die nicht unwesentlichen Unterschiede hin- 
zuweisen, die gegenüber anderen — auch amtlichen — Veröffentlichungen des 
Dokuments bestehen. 
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gemeine Kapitulationsbedingungen, „die Deutschland und der Deut- 
schen Wehrmacht auferlegt werden mögen“. Doch sind solche Bedin- 
gungen der Deutschen Regierung weder zur Kenntnis gebracht, noch 
von ihr anerkannt oder unterschrieben worden. 

Erst nach der gewaltsamen Beseitigung der Geschäftsführenden 
Deutschen Reichsregierung am 23. Mai 1945 wurde von den Siegern in 


einer einseitigen Erklärung die „Kapitulation Deutschlands“ 
verkündet. 


AUSZUE MUS der Erklarkng 


in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernah- 

me der obersten Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands 

durch die Regierungen des Vereinigten Königsreich, der Ver- 

einigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialisti- 

schen Sowjet-Republiken und durch die provisorische Regie- 
rung der Französischen Republik. 


..Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft sind vollständig geschlagen und haben bedingungslos ka- 
pituliert, und Deutschland, das für den Krieg verantwortlich 
ist, ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen Mäch- 
te zu widersetzen. Dadurch ist die bedingungslose Kapitulation 
Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen 
Forderungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 

Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung oder Be- 
hörde, die fähig wäre, die Verantwortung für die Aufrechter- 
haltung der Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für 
die Ausführung der Forderungen der siegreichen Mächte zu 
übernehmen. 

Unter diesen Umständen ist es notwendig, unbeschadet spä- 
terer Beschlüsse, die hinsichtlich Deutschlands getroffen wer- 
den mögen, Vorkehrungen für die Einstellung weiterer Feind- 
seligkeiten seitens der deutschen Streitkräfte, für die Auf- 
rechterhaltung der Ordnung in Deutschland und für die Ver- 
waltung des Landes zu treffen und die sofortigen Forderun- 
gen zu verkünden, denen Deutschland nachzukommen ver- 
pflichtet ist. 

Die Vertreter der obersten Kommandobehörden des Verei- 
nigten Königsreich, der Vereinigten Staaten von Amerika, der 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und der Franzö- 
sischen. Republik, im folgenden „Alliierte Vertreter“ genannt, 
die mit der Vollmacht ihrer betreffenden Regierungen und im 
Interesse der Vereinten Nationen handeln, geben dement- 
sprechend die folgende Erklärung ab: 
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Die Regierungen des Vereinigten Königsreich, der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, der Union der Sozialistischen Sow- 
jet-Republiken und die Provisorische Regierung der Franzö- 
sischen Republik übernehmen hiermit die oberste Regierungs- 
gewalt in Deutschland, einschließlich aller Befugnisse der 
deutschen Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und 
der Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Länder, 
Städte und Gemeinden. Die Übernahme zu den vorstehend ge- 
nannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Befug- 
nisse bewirkt nicht die Annektierung Deutschlands.“ 


Dönitz und seine Regierung wurden hierüber ebensowenig unter- 
richtet wie die mit ihm inhaftierten deutschen Unterzeichner der mili- 
tärischen Kapitulationsurkunde. Der Tag, an dem ihnen allen erstmals 
der Verdacht einer weitergehenden alliierten Auslegung der tatsäch- 
lichen Kapitulationsereignisse auftauchte, läßt sich genau nennen: es 
war der 7. Juli 1945, als der amerikanische Kommandant unseres Ge- 
fängnisses in Bad Mondorf, Colonel Andrus, vor den Inhaftierten die 
Wendung gebrauchte: „Der Deutsche Staat hat aufgehört zu be- 
stehen.“ Die Wogen der durch diese Behauptung ausgelösten Er- 
regung gingen hoch. Der Oberst berichtigte sich, der Satz sollte nur 
lauten: „Die Deutsche Regierung hat aufgehört zu bestehen.‘ Auch 
diese Formulierung stieß auf Widerspruch. Denn wenn man auch 
die mit Gewalt erzwungene Ausschaltung als Tatsache hinzunehmen 
hatte, so anerkannte man doch keingswegs die Legalität dieser Maß- 
nahme. Dönitz nahm daher die erwähnte Äußerung zum Anlaß, seinen 
Standpunkt über Charakter und Umfang der Kapitulation vor der Ge- 
schichte niederzulegen. Ich selbst übergab diese in deutscher und engli- 
scher Sprache abgefaßte Erklärung in offiziellem Auftrag der Ge- 
fängnisleitung. Die erste Ausfertigung, die noch kleine Berichtigun- 
gen in Dönitz’ Handschrift enthält, konnte ich durch die sieben weite- 
ren Stationen meiner Haft retten. 


Großadmiral Dönitz Bad Mondorf, Juli 1945 


Der Kommandant des Lagers, in dem ich mich als Kriegsge- 
fangener befinde, verlas am 7. Juli eine aus 3 Paragraphen be- 
stehende Anordnung, die in $ 2 unter anderem die Feststellung 


*) Anm.:! 

nr Erklärung, in deren weiterem Verlauf Einzelforderungen der Alliierten 
Vertreter verkündet werden, denen unter Androhung von Strafmaßnahmen 
‚alle deutschen Behörden und das deutsche Volk bedingungslos nachzukon- 
men haben“, trat am 5. Juni 1945 18.00 Uhr mitteleuropäischer Zeit in Kraft 
und wurde in den drei maßgebenden Sprachen (englisch, französisch, russisch) 
von Dwight D. Eisenhower, G. Shukow, B. L. Montgomery und J. de Lattre- 


Tassigny unterzeichnet. 
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enthielt, dr Deutsche Staat habe aufgehört zu be- 

stehen. Der Satz wurde auf meine Einwendung nachträglich 

dahin berichtigt, daß es heißen sollte, de Deutsche Re- 
gierung habe aufgehört zu bestehen. 

Um Mißverständnisse über meinen Standpunkt vorzubeu- 
gen, treffe ich folgende Klarstellung: 

I. Die Kapitulation ist von meinen Beauftragten auf Grund 
einer schriftlichen Vollmacht geschlossen worden, die ich 
als Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches und damit 
Oberster Befehlshaber der Wehrmacht ausgestellt habe, 
und die in dieser Form von den bevollmächtigten Vertre- 
tern der Alliierten Streitkräfte verlangt war und anerkannt 
wurde. Die Alliierten haben mich dadurch selbst als Staats- 
oberhaupt des Deutschen Reiches anerkannt. 

2. Durch die mit meiner Vollmacht am 9. Mai 1945 abge- 
schlossene bedingungslose Kapitulation der 3 Deutschen 
Wehrmachtsteile hat weder das Deutsche Reich aufgehört 
zu bestehen, noch ist dadurch mein Amt als Staatsober- 
haupt beendet worden. Auch die von mir berufene ge- 
schäftsführende Reeierung ist im Amt geblieben; mit ihr 
hat die alliierte Überwachungskommission in Flensburg 
bis zum 23. Mai im Geschäftsverkehr gestanden. 

3. Die im Anschluß an die Kapitulation erfolgende vollstän- 
dige Besetzung des Deutschen Reichsgebiets hat an dieser 
Rechtslage nichts geändert. Sie hat nur mich und 
meine Regierung tatsächlich behindert, in Deutsch- 
land Regierungshandlungen zu vollziehen. 

4. Ebensowenig konnte meine und meiner Regierung Gefan- 
gennahme auf die dargelegte Rechtslage Einfluß haben. 
Sie hatte nur zur Folge, daß jede tatsächliche Amtstätig- 
keit für mich und meine Regierung vollständig aufhörte. 

5. Mit dieser Auffassung über die Rechtsfolgen der erwähn- 
ten militärischen Vorgänge befinde ich mich in Überein- 
stimmung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des 
Völkerrechts. 


Dönitz 
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KAPITEL 10 


Das Schicksal der Besetzten Gebiete 


Zum Zeitpunkt der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch 
Dönitz am 1. Mai 1945 befanden sich an außerdeutschen Gebieten Dä- 
nemark, Norwegen bis zum Lyngenfjord, ein Großteil der Niederlande 
und das Protektorat „Böhmen und Mähren‘ noch im eigenen Macht- 
bereich. Einige kleinere Stützpunkte am Kanal und in der Ägäis hat- 
ten zu diesem Zeitpunkt keine wesentliche Bedeutung mehr und wur- 
den daher bei den folgenden Überlegungen außer Betracht gelassen. 

Die Diskussion über die genannten Gebiete drehte sich hauptsäch- 
lich um folgende Fragen: 


1. Besitzen diese Länder in der Hand der deutschen Führung noch 
irgendeinen militärischen oder politischen Wert, der gegebenen- 
falls in die Wagschale der bevorstehenden Verhandlungen ge- 
worfen werden kann? 

2. Sollen die deutsche Regierung und die militärische Führung zur 
Verlängerung von Handlungs- und Verhandlungsfreiheit außer 
Landes gehen und wohin? 

3. Wie ist die bevorstehende Kapitulation bzw. Übergabe dieser Ge- 
biete am zweckmäßigsten durchzuführen? 


Da Dönitz die Lösung dieser Fragen keinesfalls ohne die zustän- 
digen, mit der politischen bzw. militärischen Verantwortung in diesen 
Gebieten belasteten Männer treffen, andererseits auf jeden Fall sicher- 
gehen wollte, daß keiner dieser Herren angesichts des Führerwechsels 
„ausbreche‘“ und den Krieg vielleicht auf eigene Faust fortsetze, rief 
er funkentelegrafisch die militärischen und die zivilen Befehlshaber 
der genannten vier Länder zu sich ins Hauptquartier. Die Bespre- 
chungen fanden am 3. bzw. 4. Mai, nach den jeweils behandelten 
Räumen getrennt, in Gegenwart von Dönitz, Schwerin, Wegener, 
Keitel, Jodl und teilweise auch Himmler und Speer statt. 

Algemein schälten sich folgende Erkenntnisse bzw. Entschlüsse 


heraus: 
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l. Politisches Gewicht haben diese Besitzungen in deutscher Hand 
nicht mehr. Keiner der Sieger wird zu Konzessionen bereit sein für 
ein Objekt, das ihm in wenigen Wochen ohne Gegengabe doch in 
die Hände fallen wird. (Himmler allerdings war anderer Ansicht, 
er sprach von „Faustpfändern“). Trotzdem soll und darf natür- 
lich auch in dieser Richtung nichts unversucht bleiben, was die 
deutsche Lage evtl. bessern könnte. 

2. Dönitz lehnt die mehrfache Erwägung, mit Regierung und OKW 
nach Norwegen, Dänemark oder in das Protektorat zu überfliegen, 
kategorisch ab. Er hält eine solche Aktion der deutschen Führung 
für unwürdig und für sinnlos, weil sie nutzlose Kriegsverlängerung 
bedeute, Deutschland keinerlei Vorteile verspreche, dem betreffen- 
den Land aber zusätzliches Unglück bringen würde. 

3. Er legt im Gegenteil größten Wert darauf, daß diese Länder durch 
den Zusammenbruch keinesfalls mehr von der Kriegsfurie erfaßt 
werden. Es soll jedoch versucht werden, die Kapitulation dieser 
Räume in Form und Richtung in einem für uns vorteilhaften Sinne 
zu beeinflussen, da eine korrekte und ehrenvolle Überleitung 
Deutschland vielleicht für die Zukunft einen kleinen Kredit ein- 
räume. Es sei daher jegliche Provokation der Bevölkerung zu ver- 
meiden, die Übergabe der vollziehenden Gewalt solle möglichst 
reibungslos erfolgen, und hinsichtlich der Versorgung und anderer 
öffentlicher Funktionen solle jede mögliche Hilfestellung gegeben 
werden. Auf der anderen Seite seien Ruhe und Ordnung aufrecht- 
zuerhalten, so lange die Verantwortung in unseren Händen liege, 
um die unübersehbaren und für beide Seiten nachteiligen Folgen 
eines aufflammenden Aufruhrs zu vermeiden. 

Neben diesen generellen Gesichtspunkten, die für alle Gebiete im 
ganzen gesehen gleichermaßen zutrafen, wurden in den Besprechun- 
gen im einzelnen folgende Probleme erörtert bzw. Entschlüsse gefaßt: 


Böhmen und Mähren 


(Reichsprotektor Frank und Generalleutnant v. Natzmer, Chef des 
Stabes der Heeresgruppe Mitte, den Schörner mit seiner Vertretung 
beauftragt hatte) 


Dieser Raum sei politisch kaum noch zu halten. Böhmen stehe 
am Vorabend der Revolution. Lösung sei jetzt vielleicht noch unter 
gewisser deutscher Einflußnahme möglich. Über das Schicksal dieses 
Raumes gemäß den Abmachungen der Alliierten in Jalta sei uns nichts 
bekannt. Man müsse annehmen, daß die Befreiung vom Osten vor- 
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gesehen sei. Es gebe bürgerlich-tschechische Kreise, zu denen er, 
Frank, Verbindung habe, die in einer solchen Entwicklung eine große 
Gefahr erblickten und es mit Sicherheit begrüßen würden, wenn die 
Befreiung ihrer Heimat durch die westlichen Alliierten erfolge. Man 
solle daher versuchen, die Kapitulation unter Zuhilfenahme tschechi- 
scher Politiker den Amerikanern gegenüber durchzuführen. 

Schwerin wie Dönitz glaubten nicht an den Erfolg einer solchen 
Aktion, da nicht anzunehmen war, daß die Alliierten durch dieses 
Manöver in letzter Minute sich zu einer Änderung ihres politischen 
Konzeptes mit zwangsläufig daraus resultierenden Spannungen ver- 
leiten lassen würden. Immerhin konnte eine Sondierung des Terrains 
nichts schaden, wozu Frank beauftragt wurde, zumal man bei einem 
evtl. Gelingen auch der großen Sorge um die in diesem Raum stehen- 
den deutschen Truppen enthoben gewesen wäre. Gleichzeitig wurde 
in Verfolg der grundsätzlichen Erwägungen Prag zur offenen Stadt 
erklärt, von welcher Maßnahme man sich auch eine gewisse Be- 
ruhigung der tschechischen Bevölkerung versprach. 

Ob und welche Schritte Frank in der von ihm selbst vorgeschlage- 
nen Richtung noch unternommen hat, haben wir nicht mehr erfahren. 
Am 6. Mai morgens erreichte uns die Nachricht vom Aufstand in Prag. 
Danach riß die Verbindung zur Dienststelle des Reichsprotektors end- 
gültig ab. 

Militärisch sei das Protektorat durch die Heeresgruppe 
Mitte, die als intakt angesprochen werden könne und die in den Su- 
deten eine sehr starke natürliche Verteidigungsstellung bezogen habe, 
noch so lange gesichert, wie der Nachschub reiche. Dies sei für etwa 
drei Wochen der Fall. Dönitz sprach sich jedoch bereits ab 1. 5. mehr- 
fach für Aufgabe der Sudeten-Stellung und Rückführung der Front 
in Richtung der amerikanischen Linien aus, um bei Eintritt der Kapi- 
tulation die Masse dieser Heeresgruppe dem russischen Zugriff be- 
reits entzogen zu wissen. Er ließ sich jedoch vom OKW und auch von 
Generalleutnant von Natzmer durch die Begründung umstimmen, daß 
eine Aufgabe dieser Stellung zum Zusammenbruch der Armee führen 
müsse, und daß die Rückführung einer Truppe unter Feinddruck er- 
fahrungsgemäß geordneter vor sich gehe als auf eigenen Absetzbefehl. 
Ein an sich richtiger Gesichtspunkt, doch ließ der Zusammenbruch 
sich wenige Tage später doch nicht vermeiden, und wertvolle Zeit 
war verloren, in der noch mehr Soldaten vor der russischen Gefangen- 
schaft hätten bewahrt werden können. 

Immerhin wurden auf Dönitz’ Drängen am 4. 5. alle Vorbereitungen 
für ein plötzliches rasches Absetzen nach Westen getroffen und der 
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Absetzbefehl selbst am 6. 5. früh gegeben. Am Vormittag des glei- 
chen Tages empfahl auch Obstl. W. aus dem Stabe Montgomery in 
persönlicher Unterredung dem Großadmiral die sofortige Rücknahme 
der Schönerfront. 


Niederlande 
(Reichskommissar SeyB-Inquart) 


In diesem Raume waren bereits gewisse Vereinbarungen mit dem 
Feinde getroffen, die der Besserung der Versorgungslage der ein- 
heimischen Bevölkerung dienten. Im Verfolg der generellen Linie 
wurde beschlossen, auch für diesen Raum eine Teilkapitulation zu 
versuchen, an deren Gelingen Seyß-Inquart allerdings nicht glaubte 
angesichts der gegenseitigen Verpflichtung der Alliierten auf aus- 
schließlioche Annahme einer Gesamtkapitulation. Dönitz gab Weisung, 
den Kampfauftrag bis zum Eintritt des Waffenstillstandes zu erfüllen, 
keinesfalls aber weitere Zerstörungen oder Überschwemmungen vor- 
zunehmen. 


Der Raum fiel gemäß der Forderung Montgomerys, der damit den 
deutschen Absichten entgegenkam, unter die Kapitulation vom 5. Mai 
8.00 Uhr. Hierdurch wurden weitere Aktionen des territorialen Be- 
fehlshabers hinfällig. SeyB-Inquart selbst, der einen klaren und über- 
legten Eindruck machte, und der sich seiner Verantwortung in dieser 
Übergangsperiode keineswegs zu entziehen suchte, blieb unfreiwillig 
mehrere Tage an das Hauptquartier gebunden, da das stürmische 
Wetter seine Rückfahrt auf dem Schnellboot, mit dem er gekommen 
war, verhinderte, und da der Seeweg die einzige noch vorhandene 
Verbindung mit Holland darstellte. 


Dänemark 


(Reichsbevollmächtigter für Dänemark Dr. Best, Generaloberst 
Lindemann) 


Die politische Lage sei trotz anschwellender Freiheitsbewe- 
gung noch gesichert. Die Gefahr des Aufstandes sei nur bei aktiver 
Hilfe von außen zu befürchten. Die Flüchtlingsrücktransporte hätten 
die Situation verschärft, doch wollten zweifellos auch die Dänen die 
Ausdehnung des Krieges auf ihre Heimat vermeiden. 


Die militärische Lage sei günstig. Der Raum sei gut zu 
halten und gut bevorratet. Kampfkraft und Kampfwille der militäri- 
schen Verbände seien ungebrochen. Von der Truppe restlos über- 
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zeugt, schießt einer der anwesenden Soldaten im Eifer der Schilde- 
rung über seine vorher mehrfach bekundete Einsicht hinaus: ‚Für die 
Truppe garantiere ich, für Ordnung im Lande ebenfalls, Anzeichen 
einer Landung sind bislang nicht vorhanden — also kommen Sie nach 
Nord-Schleswig, Herr Großadmiral, dann machen wir den Flaschen- 
hals zu und schlagen dort die letzte anständige Schlacht des Krieges.“ 
Schwerin parierte den übereifrigen Soldaten „und wozu, Herr Ge- 
neral?‘“ 

Auch Dänemark fiel unter die Kapitulation mit Montgomery und 
enthob damit die deutsche Führung weiterer Sorgen um diesen Raum. 


Norwegen 
(Reichskommissar Terboven, General der Artl. Böhme) 


Auch hier sei die politische Lage z. Zt. noch günstig. Der 
Zusammenbruch Deutschlands und das baldige Kriegsende würden 
allgemein erwartet, und da man dieses Ende heil und ohne Blutver- 
gießen überstehen möchte, sei wenig Bereitschaft zum Aufstand in 
letzter Minute vorhanden. 

Militärisch sei der Raum noch auf lange Zeit bevorratet und 
gut gesichert. Der Oberbefehlshaber war ebenfalls von der Wider- 
standskraft seiner Truppe überzeugt. 

Diese günstigen Faktoren, verbunden mit der Abgelegenheit, der 
Unzugänglichkeit und der natürlichen Verteidigungsstärke des Lan- 
des, reizten geradezu zum „heldenhaften Widerstand“. Umsomehr 
war Dönitz daher besorgt, daß auch hier die Übergabe sich reibungs- 
los und ohne Bildung von Widerstandsnestern vollzog. 

Himmler gestand in diesem Zusammenhang, daß er doch über 
Schweden Kapitulationsfühler ausgestreckt habe. Er halte es für mög- 
lich und richtig, die Kapitulation Norwegens den Schweden anzubie- 
ten, damit gewissermaßen das „Brudervolk als Befrcier auftreten 
könne“. Als eigenen Gewinn verspreche er sich neben der politischen 
Geste die Internierung der deutschen Norwegenarmee in Schweden 
statt ihrer Kriegsgefangenschaft. Gruppenführer Schellenberg, Chef 
des Auslands-SD, der über die erforderlichen Beziehungen verfüge 
und entsprechende Schritte schon eingeleitet habe, solle die Verhand- 
lungen weitertreiben. Bedenken des Großadmirals, daß Schweden 
diese Soldaten vielleicht auf Druck der Russen eines Tages diesen 
ausliefern könne, wurden von Schwerin zerstreut. Falls Schweden, 
was er nicht glaube, die von uns gewünschte Form der Übergabe akzep- 
tieren würde, würde es dies nur mit englischem Einverständnis tun. 
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So stimmte Dönitz zu, ohne jedoch Schellenberg Vollmacht zum Ab- 
schluß von Verhandlungen zu geben. Er wollte sich selbst die Freiheit 
der Entscheidung vorbehalten und diese erst nach fernmündlicher 
Unterrichtung über den Verhandlungsverlauf treffen, da ihm diese 
gesamte Angelegenheit sehr vage und evtl. von größerer politischer 
Tragweite zu sein schien. 

Zu einem praktischen Ergebnis führte die Mission Schellenbergs 
jedoch nicht mehr, da auch sie durch den Lauf der Ereignisse über- 
holt wurde. 


* * * 


Der Vollständigkeit meiner Darstellung halber glaube ich, meinen 
persönlichen Eindruck von den Befehlshabern in diesen Ländern nicht 
verschweigen zu dürfen. Mit Ausnahme von Terboven, der kalt und 
mitunter teilnahmslos den Verhandlungen folgte, schien jedem von 
ihnen das Schicksal des ihm anvertrauten Gebietes auch jetzt noch am 
Herzen zu liegen. Keiner zeigte ein schlechtes Gewissen, keiner ließ 
sich hinsichtlich seines persönlichen Schicksals Angst vor Recht oder 
Rache der unterdrückten Völker anmerken. Jeder von ihnen drängte 
auf seinen Posten zurück, um die Abwicklung des deutschen Abgangs 
und die Übergabe selbst zu leiten. Keiner machte den Versuch, sich 
der Verantwortung zu entziehen und das eigene Leben durch die 
Flucht zu retten. Wenn selbst ein Himmler diesen Weg für möglich 
hielt, hätte er für einen Frank oder einen Dr. Best doch auch aussichts- 
reich erscheinen müssen. 

Ich kann mir kein abschließendes Urteil erlauben über die Tätig- 
keit der Statthalter des Reiches und der Wehrmachtsbefehlshaber in 
den besetzten Ländern. Ich übersehe nicht, ob und welches Maß von 
Schuld sie auf sich geladen haben. Ich vermag nicht zu entscheiden, 
welche Maßnahmen eigener Initiative entsprangen, welche von Hitler, 
welche von den harten Notwendigkeiten des Krieges selbst diktiert 
worden sind. Mögen sie sachlich sich mit mancher Maßnahme oder 
Unterlassung schuldig gemacht haben, persönlich muß ich ihre Hal- 
tung in den Tagen des Zusammenbruchs anerkennen. 


91 


KAPITEL II 


Das „unpolitische Kabinett” 


Vor wichtigen Entscheidungen und nach inhaltsschweren Meldun- 
gen pflegte Dönitz sich eine Pause der Besinnung im Freien zu gön- 
nen. Kurz nach Erhalt seiner überraschenden Ernennung zum Staats- 
oberhaupt am 30. April abends ging er — von seinen Hunden und, 
in einigem Abstand, von der Wache begleitet — mit mir spazieren. 
Nach einer Weile des Schweigens stellte er unvermittelt die Frage: 
„Welche Staatsform halten Sie für die beste?“ 

Ich bin auch heute noch der Überzeugung, daß sich diese Frage 
nicht mit einem Schlagwort wie „Monarchie“, „Demokratie“ oder 
„Führerstaat‘‘ beantworten läßt, sofern man sich nicht zuvor auf 
eine Definition der Begriffe geeinigt hat. So schwieg ich. Dönitz be- 
nutzte die Frage auch nur, um seine eigenen Gedanken zu entwik- 
keln. Das reine Autoritätsprinzip, das er in der militärischen Führung 
unbedingt bejahe, halte er in der Staatsführung nicht für das beste, 
weil der Erfolg dieses Prinzips zu sehr von der Person des Trägers 
der Staatsgewalt abhängig sei. Damit berge diese Form zu viel Ge- 
fahren für Volk und Staat, wenn der „Führer‘ oder seine Unterführer 
ihrer Aufgabe nicht gewachsen seien. Ihm scheine ein Dualismus, wie 
wir ihn 1933/34 gehabt hätten, „der handelnde Kanzler und der brem- 
sende Staatspräsident‘, und beide dem Parlament bzw. dem Volke 
verantwortlich, die beste Lösung. 

Nach dieser kurzen Abschweifung in die Welt der Gedanken kehrte 
er auf den nüchternen Boden der Tatsachen zurück. „Ich muß in 
Kürze doch mit dem Feind in Verbindung treten. Der Außenminister, 
unter dessen Ägide — gleichgültig, ob mit oder ohne seine Schuld — 
wir in diesen Krieg hineingegangen sind, ist hierfür nicht der richtige 
Mann. Ich brauche auf diesem Posten jetzt eine Persönlichkeit, die im 
Ausland im Hinblick auf die kommenden Verhandlungen Resonanz 
hat. Stellen Sie fest, wo der frühere Reichsaußenminister v. Neurath 
sich aufhält.“ Nach vergeblichen Versuchen anderweitiger Klärung rief 
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ich am 1. Mai den militärischen Adjutanten Ribbentrops an. Der wußte 
es auch nicht und befragte seinen Chef. Ich wartete am Telefon, an 
dessem anderen Ende sich nunmehr v. Ribbentrop persönlich meldete 
und wissen wollte, wozu wir diese Anschrift brauchten. Auf meine 
ausweichende Antwort bat er um eine persönliche Unterredung mit 
dem Großadmiral. Dieser empfing ihn am späten Abend des gleichen 
Tages und setzte ihm auseinander, aus welchen Gründen er sich nun 
nach einem neuen Außenminister umsehe. Dönitz bat Ribbentrop, 
unter Berücksichtigung der genannten Gründe doch selbst einen Vor- 
schlag zu machen. Ribbentrop versprach, es sich zu überlegen, doch 
war das Fazit der am nächsten Tage erfolgenden letzten Besprechung 
zwischen den beiden Herren, daß er einen geeigneteren als sich selbst 
nicht nennen könne. 

Der Großadmiral bat nunmehr auf Grund einer Anregung von 
Speer den gleichfalls nach dem Nordraum ausgewichenen Reichsfi- 
nanzminister Graf Schwerin v. Krosigk zu einer Aussprache. Beide 
Herren kannten sich bis dahin nur flüchtig. Die früher geschilderte 
nächtliche Autofahrt von Plön nach Flensburg in der Nacht zum 3. 
Mai gab Gelegenheit zur ersten eingehenden Fühlungnahme zwischen 
ihnen. Schwerin v. Krosigk zögerte, das ihm angebotene Amt des 
Außenministers anzunehmen, doch sagte er schließlich zu, weil andere 
Kandidaten nicht greifbar waren. Genau wie Dönitz faßte er dies 
letzte Amt als Pflicht auf, der er sich nicht entziehen durfte. Irgend- 
welcher persönlicher Ehrgeiz lag ihm hierbei fern. 

Dönitz hat später mehrfach zum Ausdruck gebracht, wie glücklich 
er über diese Wahl gewesen ist. Mit Schwerin hat er nun alle auftau- 
chenden Fragen und alle zu fällenden Entscheidungen besprochen. Die 
Gemeinsamkeit der Anschauungen und das gleiche tiefe Verantwor- 
tungsbewußtsein führten zu harmonischer Zusammenarbeit. Beide 
waren sich darüber einig, daß der verlorene Krieg unter Rettung mög- 
lichst vieler deutscher Menschen vor dem Bolschewismus schnellstens 
beendet werden, daß man den schweren Weg der Kapitulation gehen 
müsse, und auch darüber, wie man ihn zu gehen versuchen solle. Daß 
man, sofern überhaupt Aussicht auf Anerkennung durch und Zusam- 
menarbeit mit dem Feind bestand, diese nur erwarten könne bei so- 
fortiger klarer Lösung aller parteipolitischen Bindungen. Daß ent- 
sprechend in einem evtl. zu bildenden Kabinett nur reine Fachminister 
der alten Regierung verbleiben könnten. Aus diesem Grunde sprach 
man vom „unpolitischen Kabinett“. 

Um dem neuen Staatsoberhaupt freie Hand in der Wahl seiner 
Mitarbeiter zu geben, demissionierten die nach dem Nordraum ausge- 
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wichenen Minister der alten Reichsregierung in ihrer Gesamtheit am 
2. Mai abends, stellten sich aber gleichzeitig für weitere Mitarbeit zur 
Verfügung. 

Dönitz war sich zunächst nicht schlüssig, ob die formelle Bildung 
einer Regierung noch ratsam und zweckmäßig sei. Er gab sich hin- 
sichtlich ihrer Dauer wie ihres Wirkungsbereiches keinerlei Illusionen 
hin. Er glaubte nicht, daß einer der Siegerstaaten, und keines Falles 
alle vier gemeinsam, eine Regierung im Amt belassen würden, die 
direkt oder indirekt aus dem „Naziregime‘‘ hervorgegangen sei. Da 
die vollziehende Gewalt auch in den vorläufig noch unbesetzten Tei- 
len Deutschlands innerhalb der nächsten Tage bereits in die Hände 
des Feindes übergehen mußte, ihm selbst also nur noch eine Abwick- 
lungsaufgabe zukam, erwog er den Gedanken, diese unter Umgehung 
einer Kabinettsbildung nur mit einem Außenminister durchzuführen. 
Es stellten sich jedoch bald Gründe heraus, die eine Besetzung auch 
der anderen Ressorts erforderlich und zweckmäßig erscheinen ließen. 
Diese Gründe waren sowohl ideeller wie praktischer Natur: 


1. Es schien ratsam, der von Hitler in seinem Testament bestimmten, 
uns aber selbst nur auszugsweise bekannten Regierung eine eigene 
entgegenzustellen, ehe ein unzeitgemäße Veröffentlichung des Te- 
staments oder gar das Auftauchen von Goebbels oder Bormann 
Verwirrung stiften konnten. 

2. Man wollte mit der Regierungsbildung sowohl den Anspruch auf 
die Souveränität wie auf die Einheit des Reiches dokumentieren. 
Man betrachtete sich als legale Vertretung des deutschen Volkes 
so lange, bis dieses selbst Gelegenheit zur Neuordnung habe. 
Keinesfalls wollte man durch Versäumnis oder freiwilligen Ver- 
zicht dem Gegner ein etwaiges völkerrechtswidriges Verhalten in 
diesen Fragen erleichtern. 

3. Außerdem war ein praktischer Gedanke maßgebend, der zur Richt- 
schnur der gesamten Arbeit des Kabinetts wurde: Man wollte alles, 
was noch möglich war, versuchen, um die Umstellung der Kriegs- 
auf Friedensverhältnisse zu erleichtern und um der erwarteten Not- 
zeit nach Maßgabe der eigenen Kräfte und der vom Feinde ge- 
lassenen Wirkungsmöglichkeit zu steuern. 


Hierbei sah man es keineswegs als entscheidend an, ob man selbst 
noch in die Lage käme, Gedanken und Vorarbeiten zu verwirklichen. 
Es konıme nicht darauf an, wer die vorbereitenden Maßnahmen zur 
Linderung des Flüchtlingselends, zur Behebung der Wohnungsnot, 
zur Besserung der Transportlage, zur Ankurbelung der Wirtschaft 
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und vor allem zur Verhinderung einer Ernährungskatastrophe ergreife, 
sondern daß diese Maßnahmen überhaupt so schnell und so gut 
wie möglich in Angriff genommen würden. Gegebenenfalls müsse 
eben versucht werden, den alliierten Organen die vorhandenen Unter- 
lagen, Gedanken, Vorschläge und Fachkräfte anzubieten, um die für 
das deutsche Volk beste Wirkung zu erzielen. Die Not sei so groß, 
daß persönliche Motive etwa der Resignation oder auch entehrender 
Behandlung durch den Gegner den Versuch der Erfüllung dieser als 
Pflicht erkannten Aufgabe nicht hindern dürften. Die Mitarbeit sei da- 
her auch in etwaiger Gefangenschaft nicht zu verweigern. Insbeson- 
dere dürften die Fachminister, die den besten Einblick über den Stand 
der Dinge in ihren Ressorts und über die vorhandenen Möglichkeiten 
hätten, nicht abseits stehen. 

So wurde nach verschiedenen Besprechungen im Laufe des 3. und 
4. Mai, vornehmlich mit Schwerin und Speer, am 5. 5. ein reines Fach- 
kabinett gebildet und „Geschäftsführende Reichsregierung‘ benannt. 
Man verzichtete absichtlich, um den provisorischen Charakter zu 
unterstreichen, auf eine offizielle Regierungsbildung und Ministerer- 
nennung. Die Zusammensetzung des Kabinetts richtete sich unter 
Beachtung des erwähnten obersten Grundsatzes nach den im Nord- 
raum gegebenen personellen Möglichkeiten. So wurden beauftragt: 


Mit der Gesamtleitung unter Führung der Ge- 
schäfte des Reichsaußenministers und des 
Reichsfinanzministers: Graf Schwerin v. Krosigk 


Mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Reichsinnen- und Reichskultusministers: Dr. Stuckart 


Mit der Führung der Geschäfte des Reichs- 
wirtschafts- und Produktionsministers: Speer 


Mit der Führung der Geschäfte des Reichsmi- 
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und 


Forsten: Backe 
Mit der Führung der Geschäfte des Reichs- 
arbeits- und Sozialministers: Dr. Seldte 
Mit der Führung der Geschäfte des Reichs- 
verkehrs- und Reichspostministers: Dr. Dorpmüller 


Montgomery wie Eisenhower wurden über diese Zusammensetzung 
unterrichtet. 
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Von den damit aus der Regierung ausgeschiedenen Parteigrößen 
waren außer dem bereits erwähnten v. Ribbentrop noch Himmler, Ro- 
senberg, und der Reichsgesundheitsführer Dr. Conti nach dem Nord- 
raum ausgewichen. Den Fall Himmler habe ich in einem besonderen 
Kapitel behandelt. Den beiden anderen legte der Großadmiral nahe, 
sich der Besatzungsmacht freiwillig zu stellen, zumindest ihren Auf- 
enthaltsort anzuzeigen. Beide kamen dieser Aufforderung nach. Ro- 
senberg lag mit einer schweren, in Trunkenheit zugezogenen Beinver- 
stauchung in der als Lazarett verwandten Marinekriegsschule Flens- 
burg-Mürwik. Zwei Tage später wurde das Lazarett in einer sensa- 
tionsmäßig aufgezogenen Aktion von Panzern und Infanterie um- 
stellt, durchkämmt und als „überraschendes‘ Ergebnis der kranke Ro- 
senberg im Triumph herausgeholt, der sich dort „simulierenderweise 
versteckt gehalten habe“. 

Entsprechend den von Dönitz und Schwerin der Geschäftsführen- 
den Reichsregierung gegebenen Richtlinien wurde nun die Arbeit in 
den einzelnen Ressorts aufgenommen.*) 

Da es zur praktischen Ausübung irgendwelcher Regierungstätigkeit 
durch die Maßnahmen der Alliierten nicht mehr kam, beschränkte sich 
diese auf Sammlung von Material, Fertigung von Memoranden über 
die Lage in den einzelnen Sektoren und Ausarbeitung konkreter Pläne 
und Vorschläge. Die Ergebnisse berechtigten zum Teil zu durchaus 
begründeten Hoffnungen. So hielten Speer und Dorpmüller für die 
Ingangsetzung normaler Verhältnisse im Verkehrs- und Transport- 
wesen eine Zeit von nur sechs Wochen für ausreichend. Wenn man 
bedenkt, unter welchen Erschwerungen die Aufrechterhaltung des 
Verkehrs trotz dauernder Luftangriffe, trotz Personal-, Maschinen- 
und Treibstoffmangel fast bis zum Kriegsende gelungen war, wenn 
man ferner bedenkt, daß durch die Kapitulation unzählige bester 
Arbeitskräfte, Fahrzeuge aller Art, Brennstoff und vor allem Spezial- 
truppen wie Pioniereinheiten, Straßenbaubataillone und Verbände der 
Organisation Todt freiwurden, die hierfür eingesetzt werden konnten, 
so kann man die veranschlagte Zeit als einhaltbar annehmen. Statt 
dessen ließ man Personal wie Material in Sammellagern verrosten. 

Auf dem Gebiet der Post war eine solche Ingangsetzung in noch 
viel kürzerer Zeit denkbar. 


*) Anm.: 

Bereits am 3. Mai hatte Reichsminister Speer über den Rundfunk in Dönitz 
Auftrag über die Aufgaben der nächsten Zukunft gesprochen, wobei er die In- 
gangsetzung des Verkehrs und die landwirtschaftliche Erzeugung allen anderen 


Aufgaben voranstellte. 
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Auf dem Ernährungssektor schließlich haben Minister Backe urd 
sein Staatssekretär Riecke ein genaues Bild der Lage und der zu- 
künftigen Möglichkeiten gegeben, in welcher Weise ein Zonenaus- 
gleich erfolgen müsse und welche sonstigen Maßnahmen zu treffen 
seien, um eine Katastrophe zu verhindern, die andernfalls — nach Art, 
Zeit und Gebieten schon damals vorausgesagt — unweigerlich ein- 
treten müsse. 


Nach Eintreffen der Alliierten Kontrollkommission beim Oberkom- 
mando der Wehrmacht wurden dieser die Ausarbeitungen übergeben 
und von den zuständigen Herren offensichtlich mit großem Interesse 
aufgenommen. Man ließ sich die Eingaben durch Vorträge und Be- 
sprechungen untermauern und sagte Weiterleitung und Berichterstat- 
tung zu. 

In zwei Fällen schien diese Art der Einflußnahme zu einem ge- 
wissen Erfolg zu führen. Am 15. 5. verließ uns Reichsminister Backe, 
wenige Tage später Reichsminister Dr. Dorpmüller, beide Herren in 
dem Glauben, zu fachlicher Arbeit in das alliierte Hauptquartier ge- 
flogen zu werden. Wir gaben uns der Hoffnung hin, daß wenigstens 
diese beiden zum Nutzen des deutschen Volkes in irgendeiner Form 
ihre Kräfte in den Dienst des Wiederaufbaus stellen konnten. Ich 
sehe vor allem noch den greisen Dr. Dorpmüller vor mir, wie er — 
obwohl schwer krank — sich voller Schwung und Schaffensdrang von 
Dönitz verabschiedete. Wir haben jedoch von beiden Herren damals 
nichts mehr gehört. Viel später, in der Gefangenschaft, erfuhren wir, 
daß sie bei Ankunft vom Flugplatz weg verhaftet und hinter Stachel- 
draht gebracht wurden. Dr. Dorpmüller hat diesen Wechsel der Le- 
bensweise nicht überstanden und ist in der Gefangenschaft verstorben. 
Backe, als Kriegsverbrecher unter Anklage gestellt, nahm sich im Ge- 
fängnis das Leben. Weder von ihren Vorschlägen noch von denen der 
anderen Ressorts haben wir selbst je wieder etwas gehört. 

Sicher ist, daß entscheidende Maßnahmen zur Gesundung Deutsch- 
lands und zur Steuerung der Not auf den verschiedensten Gebieten 
erst sehr spät und dann nicht besonders schnell angelaufen sind. Sicher 
scheint ferner, daß bei tatkräftigem Anfassen der Nachkriegsprobleme 
in Deutschland uns manches Leid und den Steuerzahlern wie den 
caritativen Verbänden des Westens eine Menge Geldes hätte erspart 
werden können. 


7. Dönita 97 


KAPITEL 12 


Himmlers Entlassung 


Dönitz pflegte seine Offiziersbesprechungen an der Front mit einer 
freien Aussprache abzuschließen. Mit tödlicher Sicherheit wurde hier- 
bei von besorgten Offizieren stets das Verhältnis der Wehrmacht zur 
SS angeschnitten. Dönitz, dem an einer Verbreitung oder gar Ver- 
schärfung der hier vorhandenen Spannungen nichts lag, weil sie seiner 
Ansicht nach geeignet waren, das Vertrauen in die Führung zu gefähr- 
den und die Schlagkraft der Truppe zu lähmen, pflegte dieser Frage 
auszuweichen: „Wieso, der Reichsheinrich und ich sind die besten 
Freunde.“ 

Wie aber sah diese „Freundschaft“ in Wirklichkeit aus? 

In den acht Monaten meiner Tätigkeit fand nur eine einzige außer- 
dienstliche Begegnung zwischen beiden Herren statt, ein Abendessen 
im Führerhauptquartier im Oktober 1944. Es ging über den beabsich- 
tigten formellen Rahmen nicht hinaus. Ein weiteres Mal hat Dönitz 
im Februar 1945 rein dienstlich den Reichsführer, der damals zu- 
gleich Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Weichsel war, in dessen 
Hauptquartier aufgesucht, um mit ihm Einsatz- und Bewaffnungs- 
fragen der seiner Heeresgruppe zugeteilten 1. Marine-Infanterie-Divi- 
sion zu besprechen. Dies waren die einzigen Zusammenkünfte zwi- 
schen den beiden während des entscheidenden Kriegshalbjahres Herbst 
1944 bis April 1945. Einige zufällige Begegnungen anläßlich der 
„Führerlage‘“ im Hauptquartier, die beide unregelmäßig besuchten, 
trugen stets nur den Charakter flüchtiger Begrüßung. Das Wort 
„Freundschaft“ trifft also das gegenseitige Verhältnis nicht. Es war 
vielmehr gekennzeichnet durch Korrektheit und Höflichkeit. Diese ba- 
sierten auf der klaren Trennung der Befehlsbefugnisse (Berührungs- 
punkte waren so gut wie gar nicht vorhanden) und auf gegenseitiger 
Achtung, die man voreinander hatte, weil jeder den Dienstbereich des 
andern damals für in Ordnung befindlich hielt. 

Dies klare Verhältnis trübte sich in den Tagen des Zusammen- 
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bruchs und führte schließlich zur endgültigen Trennung. Man traf 
sich nun zwangsläufig häufiger: Dönitz, der mit der Führung des 
Nordraums beauftragt war, und Himmler, der als Chef der Polizei 
und des Ersatzheeres und als möglicherweise prädestinierter Nach- 
folger des Führers gleichfalls nach Norden ausgewichen war. Am 26. 
April besprachen beide in Schwerin Fragen der Verteidigung des 
Nordraums, der Ordnung in diesem Raum und der Rückführung der 
Flüchtlingstransporte. Am 28. 4. trafen sie sich zufällig bei der Lage- 
besprechung des OKW in Rheinsberg, in der Himmler schon den 
Nachfolger spielte, und am 30. nachmittags in der Polizeikaserne 
Lübeck, wo Himmler sein am 28. durch den feindlichen Rundfunk be- 
kanntgemachtes Kapitulationsanerbieten, auf das Dönitz ihn an- 
sprach, abstritt. 


Besonders dramatisch war die Begegnung in der Nacht vom 30. 4. 
zum 1. 5. Dönitz hatte Himmler zu sich in sein Hauptquartier gebeten, 
um ihm hier die Nachricht von seiner eigenen Ernennung zum Nach- 
folger zu eröffnen. In Unkenntnis, wie dieser die neue Wendung der 
Dinge aufnehmen würde, und gewarnt durch Gauleiter Wegener, der 
über innenpolitische Machtkämpfe besser informiert war, traf der 
Großadmiral besondere Vorsichtsmaßnahmen. 


Ein verstärktes Wachkommando aus zuverlässigen U-Bootmännern 
sicherte seine Baracke. Ich hatte alle Mühe, diese tatendurstigen und 
auf Dönitz eingeschworenen Soldaten zur Zurückhaltung zu veranlas- 
sen und so unauffällig wie möglich zu postieren, um das Zusammen- 
treffen nicht von vornherein mit einer Atmosphäre gesteigerten Miß- 
trauens zu belasten. Dann empfing ich den Reichsführer, bat seine 
Begleiter in die Messe und geleitete ihn selbst zum neuen Staatsober- 
haupt. Die Unterredung Himmler-Dönitz fand unter vier Augen statt 
und spielte sich nach einer späteren schriftlichen Niederlegung des 
Großadmirals folgendermaßen ab: 


„Ich sprach Himmler in meinem Zimmer allein. Ich hielt es nun 
doch für besser, mir meinen Browning griffbereit auf den Schreib- 
tisch unter einen Bogen Papier zu legen. Ich gab ihm das Tele- 
gramm zu lesen. Er wurde blaß. Er überlegte. Dann stand er aut 
und beglückwünschte mich. Er sagte dann: „Lassen Sie mich dann 
der zweite Mann im Staate sein‘. Das lehnte ich ab. Es folgte dann 
eine etwa einstündige Unterredung, in der ich ihm die Absichten 
und Gründe einer möglichst unpolitischen Staatsführung, 
solange solche überhaupt noch infrage kam, auseinandersetzte, er 
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mir aber die großen Vorteile pries, die ich mit seiner Person ge- 
winnen würde. Es überraschte mich hierbei sein Glaube, daß er im 
Ausland eine große Resonanz hätte. Er schied dann zwischen 
02.00 und 03.00 Uhr morgens mit dem Bewußtsein, daß er von 
mir in keiner führenden Stellung verwandt werden würde. Anderer- 
seits konnte ich mich aber nicht ganz von ihm trennen, weil er ja 
die Polizei in seiner Hand hatte. Wohlgemerkt, von den KZ- 
Greueln und Judenvernichtungen wußte ich damals noch nichts.“ 


Der Reichsführer verließ uns gegen 2.30 Uhr mit seiner Beglei- 
tung. Die Situation war geklärt. 


Himmler ist dann noch einige Male in unserem Hauptquartier ge- 
wesen, so zu den Besprechungen über die besetzten Gebiete am 3. und 
4. Mai. Seine Position verschlechterte sich von Tag zu Tag. Am 6. 5. 
um 17.00 Uhr empfing ihn Dönitz zum letzten Mal, um ihn offiziell 
aller Ämter zu entheben. Die Gründe, die zu dieser Entwicklung führ- 
ten, möchte ich zusammenfassen: 

1. Dönitz hielt Himmler für politisch untragbar. Seiner Überzeugung 
nach war Himmler entgegen dessen eigener Ansicht für den Feind 
als Verhandlungspartner in der jetzigen Situation völlig undisku- 
tabel. Seine Belassung in irgendeinem Amt hätte für den Groß- 
admiral, sein „unpolitisches Kabinett“ und den zu steuernden Kurs 
eine schwere Belastung bedeutet. 

2. Himmler erwies sich in den Tagen des Zusammenbruchs als reiner 
Phantast und Utopist. Seine eigenen Äußerungen waren hierfür 
der beste Beweis. Er betrachtete sich selbst als den geeigneten 
Gesprächspartner und Unterhändler für die Verhandlungen mit 
Eisenhower und Montgomery. Diese warteten gewissermaßen nur 
darauf, mit ihm ins Gespräch zu kommen. Als „Ordnungsfaktor 
im mitteleuropäischen Raum“ sei er mit seiner SS unentbehrlich. 
Die Zuspitzung der Gegensätze Ost-West würde so rasch erfol- 
gen, daß er und die SS in drei Monaten „das Zünglein an der 
Waage“ bilden würden. In der Frage der Kapitulation hielt Himm- 
ler noch am 4. Mai Norwegen und Böhmen für Faustpfänder, die 
bei den Kapitulationsverhandlungen wertvolle und realisierbare 
Pluspunkte darstellten. 

Bei nachträglicher Betrachtung, die durch Berichte aus Himm- 
lers Umgebung während der Gefangenschaft beeinflußt wurde, 
halte ich es für möglich, daß seine Hoffnung auf Verhandlungs- 
bereitschaft des Westens mit ihm nicht nur seiner Phantasie ent- 
sprang, sondern wesentlich in seinen eigenen Kapitulationsplänen 
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wurzelte, wobei er sich offenbar auch Gedanken über die gewalt- 
same Beseitigung Hitlers gemacht und entsprechende Vorbereitun- 
gen getroffen hatte. 

3. Entgegen der ganz klaren Verneinung am 30. 4. in Lübeck erfuhr 
der Großadmiral nın doch am 3. Mai aus Himmlers eigenem 
Munde, daß dieser über Schweden „Kapitulationsfühler ausge- 
streckt‘ hatte. Dönitz äußerte sich über diese Lüge sehr kraß: 
„Wer mich einmal belügt, wird es auch öfters tun‘, und schärfer 
noch: „Wer einmal verrät, ist auch ein zweites Mal bereit dazu.‘ 


So verschwand Himmler am 6. Mai aus unserem Gesichtskreis, 
noch immer Optimist. „Er fühle sich gegen Entdeckung absolut sicher 
und werde die für ihn schnell arbeitende Entwicklung im Verborgenen 
abwarten.‘ Schwerin v. Krosigk aber hat ihn am gleichen Tage nach- 
drücklich auf die vermutliche und später auch tatsächlich eingetretene 
Entwicklung der Lage hingewiesen und betont, es könne der Tag 
kommen, an dem die Führer des Dritten Reiches sich vor ihre Unter- 
gebenen stellen müßten, um die Verantwortung der von ihnen getrof- 
fenen Maßnahmen selbst zu tragen und die schweren Vorwürfe zu ent- 
kräften, die von der gegnerischen Propaganda erhoben würden. 


101 


KAPITEL 13 


Abdankung? 


Dönitz faßte seine Ernennung zum Staatsoberhaupt als Auftrag zur 
Beendigung des Krieges auf. Er glaubte damals, daß Hitler in endli- 
cher Erkenntnis der Aussichtslosigkeit durch seinen Tod den Weg frei- 
geben wollte, den er selbst unter gar keinen Umständen zu gehen be- 
reit war: den Weg der Kapitulation. 

Dönitz war ihn schweren Herzens gegangen und hielt diesen „Auf- 
trag“ mit der Unterzeichnung am 7. Mai früh für erfüllt. Dieser Akt 
war zugleich der letzte freie Entschluß einer selbständigen deutschen 
Reichsregierung. Sie hatte zwar nicht auf ihre Souveränität verzich- 
tet, doch ungeachtet ihrer Legalität ließen die Sieger ihr keine Wir- 
kungsmöglichkeit. Das Land war vollständig besetzt. Es regierte der 
Feind. 

Angesichts dieser Lage erschien es Dönitz und einem Teil seiner Um- 
gebung zweifelhaft, ob die Existenz eines deutschen Staatsoberhauptes 
und einer deutschen Regierung unter diesen Umständen berechtigt oder 
gar notwendig sei. Im Laufe des 7. und 8. Mai erörterte er diese Frage 
in zahlreichen Gesprächen mit den Herren des Kabinetts und seines 
Stabes. Ihm selbst lag, seiner soldatischen Natur entsprechend, die 
einfache und klare Lösung des Rücktritts sehr. Speer war es vornehm- 
lich, der ihn hierin unterstützte und trieb. Schwerin v. Krosigk riet zur 
Mäßigung und zum Abwarten. 

Die Gründe, die für und wider die Abdankung ins Feld geführt wur- 
den, waren zahlreich und schienen damals einer sorgfältigen Überle- 
gung wert. So notierte ich am 8. 5.: 


soruinde Tur den Ruiektrittı 


1. Der Auftrag „Beendigung des Krieges“ ist erfüllt. 
2. Deutschland ist total besetzt. Es hat weder Selbständigkeit im In- 
nern noch Vertretung nach Außen. 
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. De facto ist die Regierung mattgesetzt. Eine freie Willensäußerung 


oder gar Regierungsmöglichkeit gibt es nicht. 


. Unter diesen Umständen wird der Feind vielleicht sich die Arbeits- 


kraft der Fachminister zu Nutze machen, einer Regierungsspitze 
aber keinesfalls Wirkungsmöglichkeit geben. 


. Das Volk steht zu großen Teilen gleichgültig diesen Fragen gegen- 


über. Es ist glücklich, daß der Krieg beendet ist und macht sich 
Sorgen um die Zukunft aus rein persönlichen Motiven. Wir wissen 
nicht einmal, wie weit das deutsche Volk außerhalb des engeren 
Raumes Flensburg von der Regierung Dönitz Kenntnis hat oder sie 
gar anerkennt. 


. Das weitere Schicksal der Regierung ist völlig von den Maßnah- 


men des Feindes abhängig: Er kann sich ihrer — ohne sie anzuer- 
kennen — bedienen. Er kann sie durch Gewalt auslöschen, er kann 
sie totschweigen und kann sie dem Spott und der Lächerlichkeit der 
öffentlichen Meinung in der ganzen Welt preisgeben. Auch inner- 
halb Deutschlands stehen ihm allein alle Wege von Presse, Rund- 
funk und Propaganda zur Verfügung. 


. Persönliche Ehre und die des Reiches verlangen Abgang in Würde.“ 


Gründe gegen den Rücktritt wurden zu gleicher 


Zeit im wesentlichen genannt: 


1. 


a 
3 


Der Reichsgedanke. Reichspräsident und Regierung sind die Ver- 
körperung der Einheit und der Souveränität des Reiches. 
Regierung muß das Schicksal des Volkes teilen. 


Zur Vermeidung von Hunger und Chaos ist überregionale Steue- 
rung vieler Fragen unbedingt notwendig, insbesondere hinsichtlich 
Ernährung, Verkehr, Wirtschaft und finanzieller Probleme (Ver- 
sorgung, Hinterbliebenenfürsorge, Fliegerschäden). Man darf sich 
keine Möglichkeit, in diesen Fragen dem deutschen Volk evtl. hel- 
fen zu können, selbst verbauen. 


. Die Person des Großadmirals ist zumindest in den Tagen des Über- 


gangs und für die Dauer der Demobilisation ein Garant der Ord- 
nung. Diese Spitze muß bleiben, um Gefahr des Chaos zu verrin- 
gern. Darüberhinaus sei Dönitz möglicherweise als makelloser Sol- 
dat ein ideeller Halt in dem zu erwartenden Wirrwarr der Ereig- 
nisse und Anschauungen. 

Möglichkeit, daß der Feind selbst Interesse am Verbleib der Regie- 
rung hat: 

a) als Ordnungsfaktor 
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b) um sich nach alter Tradition der unmittelbaren Verantwortung 
für die kommenden Ereignisse zu entziehen 

c) politische Lage denkbar, wo starkes Restdeutschland er- 
wünscht. 


Als Ergebnis dieser Diskussionen entschloß man sich in Abwägung 
der Vor- und Nachteile zu folgender vorläufigen Lösung der Frage: 


„Der Rücktritt ist eine unwiderrufliche Entscheidung, sie darf daher 
keinesfalls vorzeitig ausgesprochen werden. Die Gefahr, der 
öffentlichen Lächerlichkeit anheim zu fallen, ist groß, damit Zerstö- 
rung aller ideellen Gesichtspunkte, die für Verbleiben sprechen. Rück- 
trittmuß daher auf jeden Fall rechtzeitig erfolgen“. 


Zunächst kam es darauf an, die politische Entwicklung wachsam zu 
beobachten, um den richtigen Zeitpunkt zum Rücktritt nicht zu verpas- 
sen. Da eine Gewaltlösung durch die für den 8. Mai 15.00 Uhr ange- 
sagte Rede Churchills möglich und damit ein würdiger Abgang in 
Frage gestellt war, entschloß sich der Großadmiral, dem deutschen 
Volke und der Öffentlichkeit die oben geschilderte Situation offen zu 
erklären. 

Den Wortlaut dieser Erklärung überarbeitete er mit Schwerin 
v. Krosigk und sprach ihn am 8. 5. mittags 12.30 Uhr unmittelbar in 
das Mikrophon über den Flensburger Sender. Es war dies die letzte 
unzensierte Rundfunksendung. Die Reaktion, weniger auf den Inhalt, 
als vielmehr auf die Tatsache, daß Dönitz überhaupt noch sprechen 
konnte, war gewaltig. Auch der Flensburger Sender wurde nunmehr 
von der Besatzungsmacht übernommen und damit der Großadmiral 
und sein Kabinett des letzten Sprachrohrs beraubt. 

Um 16.30 Uhr berichtete Schwerin über die Rede Churchills. Er 
nannte sie kurz und gemäßigt. Auf die Regierung Dönitz war der bri- 
tische Premier nicht eingegangen. Somit war die Entscheidung über 
das Verbleiben der vorläufigen Regierung hinausgeschoben. 

In den folgenden Tagen setzte sich jedoch allgemein die Erkenntnis 
durch, daß die Abdankung des Reichspräsidenten, der Rücktritt der 
Regierung oder beide Maßnahmen zusammen nachteilige Folgen haben 
würden und schwere Fehler seien. Die entscheidenden Argumente hielt 
ich in einer Eintragung unter dem 13. 5. fest: 


„Im Gegensatz zu ihrem bisherigen Verhalten beginnt die Feind- 
presse sich mit der Regierung Dönitz in mehr oder weniger ableh- 
nender und polemischer Form zu befassen. Diese Tatsache zeigt, 
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daß das Problem drüben erkannt, aber noch nicht gelöst ist. Es 
durch freiwilligen Rücktritt zu lösen, hieße das Spiel des Feindes 
spielen.“ 


Man befürchtete, daß durch den Rücktritt von Staatsoberhaupt und 
Regierung ein staatsrechtliches Vakuum geschaffen würde, das den 
Allliierten möglicherweise eine willkommene und stichhaltige Begrün- 
dung für die Einsetzung der Militärregierung bieten können. Die Sie- 
ger sollten später nicht sagen können: „Wir mußten die Regierungs- 
gewalt übernehmen, weil die deutschen Stellen weggelaufen waren. Wir 
wollten ja einen legalen Übergang, doch hat die deutsche Regierung 
durch ihre Flucht diese Möglichkeit selbst verhindert.“ 

Hinsichtlich der Person des Großadmirals war ausschlaggebend ein 
von Schwerin erstmals in die Debatte geworfener Gesichtspunkt, mit 
dem ich damals meine Notizen über dieses Problem abschloß: 


„Der Großadmiral ist mit der Ernennung durch den Führer legales 

Staatsoberhaupt geworden. Dieses juristische Faktum wird durch 

den zeitweiligen Verlust der Souveränität nicht berührt. Ein Rück- 

tritt des Staatsoberhauptes ist nur bei gleichzeitiger Ernennung eines 

Nachfolgers möglich, bei Unterbleiben dieser Maßnahme wird es 

verfassungsmäßig der Präsident des Reichsgerichts.*) Ein Erlö- 

schen der Funktion des Staatsoberhauptes ist daher rechtlich aus- 
geschlossen. Damit erübrigt sich jede weitere Erörterung eines frei- 
willigen Rücktritts.‘“ 

Zu einer Stellungnahme über die „Legalität‘‘ von Dönitz und seiner 
Regierung fühle ich mich nicht befugt. Die Prüfung und Klärung die- 
ses Themas muß den Spezialisten des Staats- und Verfassungsrechtes 
vorbehalten bleiben. Eine solche Untersuchung wird von der Frage 
ausgehen müssen, ob Hitler selbst „legales‘‘ Staatsoberhaupt war, oder 
ob er bereits mit den ersten Maßnahmen zur Festigung seiner Macht 
seine eigene Position verfassungsrechtlich untergrub. 

Sicher ist jedenfalls, daß das „Gesetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutschen Reiches“ vom 1. 8. 1934 die Ämter des Reichspräsidenten 
und des Reichskanzlers auf Adolf Hitler vereinigte, daß das deutsche 
Volk hierzu in der Volksabstimmung vom 19. 8. 1934 seine Zustim- 


*) Anm.: 
Artikel 51 der Weimarer Verfassung (Reichsgesetzblatt 1932, Teil I S. 547): 
„Der Reichspräsident wird im Falle seiner Verhinderung durch den Präsi- 
denten des Reichsgerichts vertreten. Das gleiche gilt für den Fall einer vor- 
zeitigen Erledigung der Präsidentschaft bis zur Durchführung der neuen Wahl.“ 
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mung gab, und daß Hitler in der Folge im inner- und zwischenstaat- 
lichen Verkehr als Staatsoberhaupt allgemeine Anerkennung fand. 


Sicher ist ferner, daß das gleiche Gesetz Hitler ausdrücklich das 
Recht gab, seinen ‚Stellvertreter‘ zu ernennen, daß er — ohne Wider- 
spruch zu finden — in seiner Reichstagserklärung vom 1. 9. 1939 
anläßlich des Kriegsbeginns für den Fall seines Todes Göring, und 
nach ihm Rudolf Heß, zu seinem Nachfolger ernannte, und daß er in 
Abweichung von dieser Erklärung testamentarisch am 29. 4. 45 Groß- 
admiral Dönitz hierzu bestimmte. 


Dönitz selbst leitete für sich aus dieser überraschenden Ernennung 
keineswegs eine absolute und zeitlich unbegrenzte Nachfolge des Füh- 
rers ab, sondern betonte mehrfach — auch in der Öffentlichkeit — 
daß der Wille des deutschen Volkes allein maßgebend für die Beset- 
zung des höchsten Amtes im Staate sein dürfe. Andererseits leitete er 
aus dem geschilderten Tatbestand das Recht und aus dem gegebenen 
staatlichen Notstand die Pflicht ab, das Amt zu übernehmen und sofort 
zu handeln. 


Die Beendigung seines Amtes erfolgte de facto durch seine Verhaf- 
tung, doch dürfte diese klare Rechtsverhältnisse nicht geschaffen haben. 


EFRLAFENG 


des Chefs der Alliierten Kontrollkommission beim OKW, 
Generalmajor Lowell W. Rooks, 
anläßlich der Gefangennahme von Dönitz, Jod! und 
v. Friedeburg am 23. Mai 1945 in Flensburg. 


„Gentleman, I am in receipt of instructions from Supreme 
Headquarters, European Theater of Operations, from the Su- 
preme Commander, Gen. Eisenhower, to call you before me 
this morning to tell you that he has decided, in concert with the 
Soviet High Command, that today the acting German go- 
vernment and the German High Command, with the several 
of its members shall be taken into custody as prisoners of 
war. Thereby the acting German government is dissolved. 
This is now going on. Troops of the 21st Army Group are 
taking the several members, civilian and military, and certain 
records into custody. In conformity with instructions, each 
of you is to consider yourself a PW from this moment. When 
you leave this room an Allied officer will attach himself to 
you and escort you to your quarters where you will pack, 
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have your lunch and complete your affairs, after which they 
will escort you to the airfield at 1:30 for enplaning. You 
may take the baggage you require. That’s all I have to say.‘‘* 


So bleiben auch um seinen Abgang Fragen offen, die staatsrechtlich 
einer eingehenden Klärung bedürfen. 


*) Übersetzung des Autors: 


Meine Herren, ich habe Anweisung aus dem Obersten Hauptquartier des 
Europäischen Kriegsschauplatzes von dem Obersten Befehlshaber, Gen. Eisen- 
hower, erhalten, Sie heute morgen zu mir zu rufen, um Ihnen mitzuteilen, daß 
er in Übereinstimmung mit dem Sowjetischen Oberkommando entschieden hat, 
daß heute die Geschäftsführende Deutsche Reichsregierung und das Oberkom- 
mando der Deutschen Wehrmacht mit seinen verschiedenen Angehörigen als 
Kriegsgefangene festgenommen werden sollen. Hierdurch ist die Geschäftsfüh- 
rende Deutsche Reichsregierung aufgelöst. Diese Maßnahme geht nun vor sich. 
Truppen der 21. Armeegruppe nehmen die verschiedenen zivilen und militä- 
rischen Mitglieder und gewisse Dokumente in Gewahrsam. Gemäß diesen An- 
weisungen hat jeder von Ihnen von diesem Moment an sich als Kriegsgefan- 
gener zu betrachten. Wenn Sie diesen Raum verlassen, wird sich ein Alliierter 
Offizier Ihnen anschließen und Sie zu Ihren Quartieren begleiten, wo Sie 
packen, Ihr Lunch haben und Ihre Angelegenheiten regeln werden, wonach 
sie Sie um 1.30 Uhr zum Flugplatz begleiten werden zum Abflug. Sie dürfen 
das Gepäck, das Sie brauchen, mitnehmen, Das ist Alles, was ich zu sagen habe, 
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KAPITEL 14 


Ost oder West? 


Es kann nicht Sinn oder Zweck meines Erlebnisberichtes sein, Pro- 
bleme ihrer Gegenwartsbedeutung wegen aufzurollen. Es ist auch 
nicht einmal möglich, innerhalb des gesteckten Rahmens alle Gedan- 
ken zu berühren und auszuschöpfen, die sich in den Tagen der Kapi- 
tulation mit der Fragestellung Ost—West befaßten. Trotzdem ist 
ihre Behandlung in großen Zügen an dieser Stelle unerläßlich, weil in 
ihr letzten Endes der Schlüssel für die Entschlüsse der Regierung Dö- 
nitz und für das Geschehen jener Tage liegt. 

Die nationalsozialistische Ideologie zu dieser Frage ist bekannt: 
Deutschland, wie schon mehrfach in seiner Geschichte, sei der Hü- 
ter der europäischen Kultur im Kampf gegen die anstürmenden Hor- 
den Asiens, während eine kurzsichtige und mißgünstige Umwelt ihm 
den Dolchstoß in den Rücken versetzt. 

Dieser Gedankengang beeinflußte in den letzten Wochen die Hal- 
tung von Dönitz und seinen Mitarbeitern nicht. Maßgebend für sie 
waren allein Wille und Einstellung des deutschen Volkes. Sie waren 
bekannt. 

Der Kampf im Westen war bei Truppe und Bevölkerung zu keiner 
Zeit des Krieges populär. Man war auch nicht dazu erzogen worden. 
Der Mann des Volkes und der Landser an der Front empfanden ihn 
als ein leider notwendiges, uns aufgezwungenes Übel. Erst im Laufe 
des Krieges erwuchs, durch die Goebbels’sche Propaganda genährt, 
aus den Ruinen deutscher Städte und den unschuldigen Opfern des 
Bombenterrors Verbitterung und Haß. Sie haben zu keinem Zeitpunkt 
des Krieges auch nur annähernd das Maß erreicht, das manche Maß- 
nahmen der Besatzungspolitik zu erwecken in der Lage waren. 


Ganz anders im Osten. Ablehnung und Zweifel, die man hinsicht- 
lich der Notwendigkeit des Angriffs hegte, entsprangen in erster Linie 
der Sorge um den Ausgang des Kampfes. Die Auseinandersetzung 
selbst zu irgendeinem Zeitpunkt wurde von weiten Kreisen für unver- 
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meidbar gehalten. Man betrachtete daher den Krieg im Osten von 
vornherein als den Schicksalskampf der Nation. Er artete sehr bald, 
nach meiner Überzeugung keinesfalls allein durch unsere Schuld, in 
Formen aus, die allen Gesetzen des Völkerrechts und der Menschlich- 
keit Hohn sprachen. Gegenseitiger Haß und Erbitterung kannten keine 
Grenzen. Daran hat sich bis zum letzten Kriegstag nichts geändert. 

Am klarsten zeigte sich die grundverschiedene Einstellung des deut- 
schen Volkes zu den Gegnern im Westen und Osten in den Tagen des 
Zerfalls. Gewiß war an beiden Fronten, gemeinsam bei Soldaten wie 
Zivilisten, das natürliche Bestreben erkennbar, persönlich heil den 
Krieg zu überstehen. Während aber noch im Frühjahr 1945 in Ost- 
preußen und Schlesien zäh und verzweifelt um jeden Meter Heimat- 
erde gerungen wurde, gab man im Westen mit dem Scheitern der letz- 
ten Hoffnung um die Jahreswende 44/45 auch den Willen zum Kampf 
endgültig auf. Hier schlug der Kampfwille der Bevölkerung nach jah- 
relanger seelischer und körperlicher Überbeanspruchung mit der Er- 
kenntnis des verlorenen Krieges zunächst in Resignation, dann sehr 
schnell in Kapitulationsbereitschaft um. Man sah im herannahenden 
Feind nur die Erlösung vom Bombenterror und den sonstigen Schrek- 
ken des Krieges. Man kannte nur eine Sehnsucht: Frieden. 

Im Osten erfolgte dagegen ein letztes verzweifeltes Aufbäumen ge- 
gen den übermächtigen Feind. Daraus ergab sich, als der Erfolg aus- 
blieb, ein Millionenheer von Flüchtlingen. Hier bedeutete die Beset- 
zung nicht Freiheit und Frieden, sondern Grauen und Verzweiflung. 

Im Westen äußerten sich Verfallserscheinungen bei der Truppe 
schon bei dem Zusammenbruch der Invasionsfront und später nach 
der gescheiterten Ardennenoffensive. Nachlassen der Einsatzbereit- 
schaft, Gleichgültigkeit gegen Gefangennahme, Ansteigen der Deser- 
tionen waren die Folge. 

Im Osten trat ein moralischer Verfall gleichen Ausmaßes gar nicht 
ein. Er äußerte sich erst in der allerletzten Kriegsphase. Der beherr- 
schende Gedanke aber war nicht Ergebung, sondern Flucht. Nicht in 
die Hände der Russen fallen! Westwärts! Westwärts! Über die ret- 
tende Zonengrenze! 

Zwei Städtenanen waren damals schon Symbol geworden für die 
unterschiedliche Haltung von Bevölkerung und Truppe: Ein Pader- 
born, das jubelnd den Feind als Befreier begrüßte, gab es im Osten 
nicht. Und ein Breslau, wo Truppe und Bevölkerung mit unzureichen- 
den Kräften und Mitteln ohne jede Aussicht auf Entsatz bis zum Letz- 
ten kämpften, und dem russischen Ansturm erst am 8. Mai erlagen, war 
im Westen undenkbar. 
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Dönitz stand also, als er am 1. Mai die Nachricht vom Tode Hitlers 
erhielt, vor zwei klar erkennbaren aber gegensätzlichen Forderungen 
des deutschen Volkes. „Mache endlich Frieden“ lautete die Forderung 
des Westens, und „Rette uns vor den Russen“ die des Ostens. Eine 
gemeinsame Lösung war wegen der von den Alliierten geforderten 
gleichzeitigen Gesamtkapitulation an allen Fronten unmöglich. So 
entschloß sich Dönitz folgerichtig zur Teilkapitulation im Westen und 
zur Beendigung des Krieges im Osten durch Zurücknahme der Trup- 
pen über die Demarkationslinie. In welcher Form der Entschluß durch- 
geführt und inwieweit er verwirklicht werden konnte, ist in den Ausfüh- 
rungen über die Kapitulation niedergelegt. Unabhängig von dieser 
durch die Gesamtentwicklung nahezu zwangsläufig vorgeschriebenen 
Bahn hat Dönitz immer wieder versucht, sich von allen Sentiments frei- 
zumachen und nüchtern und sachlich Vor- und Nachteile einer Ost- 
oder Westpolitik zu überlegen. Er hat mit Keitel, Jodl, Schwerin 
v. Krosigk, Speer und mehrereren anderen, auch mit jüngeren Offizie- 
ren clies Thema besprochen. Nicht in der Absicht, durch eigene Poli- 
tik in dieser Situation die Gegensätze zwischen den Alliierten zu ver- 
größern. Das hätte den eben errungenen Frieden, den Deutschland 
nötiger brauchte als irgend ein anderes Land, erneut gefährdet. Son- 
dern in der Absicht, eine Richtung für die Zukunft des deutschen Vol- 
kes zu suchen. 


Mit der Kapitulation wurde die Regierung zur Ohnmacht verurteilt 
und in die Rolle des Zuschauers gedrängt. Die Vorurteile, die die große 
Mehrzahl des deutschen Volkes durch Tradition, Erziehung, Propa- 
ganda und Kriegsereignisse gegen den Osten und für den Westen 
hegte, glichen sich in den ersten Tagen der Waffenruhe weitgehend 
aus. Die offene Aufnahmebereitschaft für die demokratischen Ideen 
des Westens und die Sympathie für deren Vertreter kühlten merklich 
ab mit den ersten Maßnahmen und Unterlassungen der Besatzungs- 
behörden. Die Welle der Hoffnung auf eine weitsichtige Politik der 
westlichen Alliierten, die im Zusammenbruch den deutschen Nord- 
raum noch einmal erfaßte und ihren Hauptgrund wohl in der anfäng- 
lichen Haltung Montgomerys hatte, der die Teilkapitulation annahm, 
die Fortdauer der Flüchtlingstransporte und der Kampfhandlungen 
im Osten zuließ, und der den Rat zur Rückführung der Armee Schör- 
ner gab, verebbte schnell. 


Auf der anderen Seite klangen die Berichte aus der russischen Be- 
satzungszone hinsichtlich der Behandlung der Bevölkerung zunächst 
milder, als man befürchtet hatte, hinsichtlich des Wiederaufbaues zu- 


110 


nächst um vieles hoffnungsvoller als in den anglo-amerikanisch besetz- 
ten Gebieten. So waren die Voraussetzungen für eine leidenschafts- 
lose Betrachtungsweise gegeben. 

Die Argumente, die für Ostorientierung angeführt wurden, waren 
zahlreich und schwerwiegend: 


1. Der Vormarsch des Bolschewismus in Europa sei doch nicht mehr 
aufzuhalten, nachdem Deutschland als stärkstes Bollwerk gefallen 
sei. Jede Verzögerung dieser unvermeidbaren Entwicklung würde 
für das deutsche Volk innerpolitisch nur neuen Kampf und Leid be- 
deuten und würde den Wiederaufbau und die Heilung der Kriegs- 
wunden hemmen. Eine Gewaltkur sei daher besser. 


Den Schlußstrich unter die Vergangenheit zu ziehen und sich frei- 
willig zur bolschewistischen Ordnung Europas der Zukunft zu be- 
kennen! 


2. Im Falle eins dritten Weltkrieges, der irgendwann doch eintreten 
müsse, würde Deutschland zum Schlachtfeld, die Nation selbst in 
einen Bürgerkrieg unvorstellbaren Ausmaßes verwickelt werden. 
Diese Gefahren ließen sich nur vermeiden, wenn sich das deutsche 
Volk schon vorher für eine Seite entscheide. Dies könne nur der 
Osten sein, da unabhängig von dem endgültigen Ausgang eines sol- 
chen Krieges auf dem europäischen Festland die militärische Über- 
legenheit zu Lande und die höhere Kampfmoral der Roten Armee 
den Auschlag geben werde. Anlehnung an die Seite der Westmächte 
hingegen müsse im Falle militärischer Auseinandersetzung den Bür- 
gerkrieg zwangsläufig heraufbeschwören, weil die Bevölkerung 
der Ostzone eine antirussische Haltung ohne Gefahr der Vernich- 
tung nicht einnehmen könne, Seydlitzarnee und die KPD aller vier 
Zonen dies auch gar nich wollten. 


3. Da Rußland seine derzeitige Position in Mitteleuropa keinesfalls 
wieder preisgeben würde, sei die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands nur unter russischem Vorzeichen möglich. Ein bol- 
schewistisches Deutschland würde vielleicht sogar auf friedlichem 
Wege die verlorenen Ostgebiete jenseits der Oder-Neiße-Linie ein- 
mal zurückerhalten, ein westlich-demokratisches jedoch niemals. 


4. Die Sicherstellung der Ernährung, soweit überhaupt aus eigener 
Kraft möglich, sei nur denkbar mit Hilfe der landwirtschaftlichen 
Überschußgebiete im Osten Deutschlands. In dem schon im Frie- 
den übervölkerten Westen müsse es anderenfalls zwangsläufig zu 
schweren Hungerkrisen kommen. 
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5. Die Zukunft Deutschlands liege überhaupt im Osten: 

Im riesigen, in weiten Teilen technisch noch unerschlossenen Ruß- 
land öffne sich für deutsche Wissenschaftler, Ingenieure und Arbei- 
ter ein ganz anderes Betätigungsfeld, als es der hochindustriali- 
sierte Westen bieten könne. Auch für Soldaten, insbesondere Flie- 
ger und Seeleute, böten sich gute Berufsmöglichkeiten. Die Gefahr 
der Entwurzelung und Entfremdung deutschen Volkstums sei ge- 
ring, da umgekehrt das Deutschtum auf Grund seiner Fähigkeiten 
mit der Zeit in führende Stellungen auf allen Gebieten gelangen 
würde. 


6. Schließlich sei uns Deutschen der Bolschewismus gar nicht so 
„artfremd‘, wie es die Propaganda der Vergangenheit dargestellt 
habe. Hinsichtlich der autoritären Staatsform, der fortschrittlichen 
Ideen des Sozialismus und mancher anderer Gebiete ähnele er sogar 
sehr dem Deutschland Hitlers. 


Diese für einen Umschwung und Neuorientierung der deutschen 
öffentlichen Meinung wirkenden Argumente fanden in der tiefen Ent- 
täuschung und in der dumpfen Verzweiflung jener Tage einen günsti- 
gen Nährboden. Sie wurden nach unserer damaligen Auffassung noch 
wesentlich verstärkt durch die Entwicklung in den Westzonen. Über- 
völkerung, Flüchtlings- und Wohnungsnot, soziales Elend, drohende 
Arbeitslosigkeit und düstere Ernährungsaussichten würden, so glaubte 
man, zu einer Radikalisierung der Massen führen und diese zwangs- 
läufig bolschewistische Früchte tragen. Das scheinbar völlige Unver- 
ständnis der Angelsachsen für diese Gefahr, das Verhalten ihrer Be- 
satzungstruppen und die ersten Maßnahmen der Militärregierungen in 
den Westzonen schienen ein Übriges zu tun, die prorussische Entwick- 
lung zu fördern und die anfangs allenthalben vorhandenen Sympathien 
für den Westen nachhaltig vor den Kopf zu stoßen. 


Auf der anderen Seite hatten wir den Eindruck, daß die Russen ent- 
schlossen waren, die sich bietenden Chancen zur Gewinnung des deut- 
schen Volkes nicht vorübergehen zu lassen. Stalins Äußerung: 
„Deutschland darf nicht zerstückelt werden“, eine recht geschickte, 
auf die deutsche Mentalität in dieser Lage viel besser abgestimmte 
Propaganda in Presse und Funk, Gerüchte von betonter Zurückhal- 
tung und Korrektheit einzelner russischer Garnisonen und die gewährte 
scheinbare Gleichberechtigung in persönlichem Verkehr bestätigten 
diesen Eindruck. 

Solche Gedanken und Meinungen waren in den ersten Wochen nach 
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der Kapitulation in Norddeutschland durchaus akut. Besonders in der 
Truppe und im jüngeren Offizierskorps schlug die Stimmung um. Ge- 
danken, daß man nach der falschen Seite zuerst kapituliert habe, und 
daß die Ostseeflotte statt nach Kiel, Flensburg und Kopenhagen nach 
Königsberg und Kronstadt hätte laufen sollen, wurden laut geäußert. 
Es wurde teilweise sogar erörtert, diesen Schritt noch nachzuholen 
und bei Nacht den Sprung nach Osten zu wagen. Daß dies möglich 
war, hat ein Kommandant bewiesen, der einige Tage nach der Kapitu- 
lation mit seinem Schnellboot unbemerkt die mecklenburgische Küste 
ansteuerte, im Schlauchboot an Land ging, seine Familie besuchte und 
in der gleichen Nacht nach Flensburg zurückkehrte. 


Dönitz verfolgte diese Entwicklung mit größter Sorge. Er verschloß 
sich zwar keineswegs den für eine Ostorientierung vorgebrachten Ar- 
gumenten. Doch wogen für ihn, wie auch für die Mitglieder des Kabi- 
netts, die Gefahren schwerer, die seiner Ansicht nach mit einem An- 
schluß an den östlichen Nachbarn verbunden waren. Die Freiheit der 
Person und die Heiligkeit des Rechts, zwei Grundbedingungen des 
staatlichen Lebens, ohne die Deutschland auf die Dauer nicht existie- 
ren könne, schienen ihm damals nur in der demokratischen Welt des 
Westens gesichert. Vor allem aber hielt er die völkische Existenz des 
Deutschtums auch unter scheinbar freundlicher russischer Führung 
auf das höchste gefährdet. „Wer garantiert dafür, daß dann in 100 
Jahren noch ein deutsches Volk existiert? Daß nicht ganze Schichten 
vernichtet oder verpflanzt sind, daß nicht durch planvolle Zersetzung 
und Überwucherung ein internationales proletarisches Gemisch ent- 
standen ist, das die Bezeichnung „deutsch“ nicht mehr verdient?“ So 
entschied er sich damals gegen den „asiatischen Osten‘ und für den 
„christlichen Westen“. 


Er hat diese Gedankenführung in großen Zügen dem englischen und 
amerikanischen Chef der Kontrollkommission vor Eintreffen des russi- 
schen Generals in seinem Arbeitsraum in Flensburg-Mürwik vorgetra- 
gen. Auch empfing er aus gleichem Grunde am 17. 5. nachmittags — 
entgegen seiner sonst konsequent durchgeführten Ablehnung jeglichen 
Presseinterviews in diesen Tagen — den britischen Berichterstatter 
Mr. Ward, um vielleicht auch auf diesem Wege Verständnis für die Si- 
tuation und die Entwicklung in Deutschland zu wecken. Obwohl seine 
Zuhörer beeindruckt schienen, blieben diese Versuche offensichtlich 
ohne nachhaltigen Erfolg, wie die beiden ersten Jahre westlicher Be- 
satzungspolitik bewiesen haben. Trotzdem hatte seine Haltung schon 
damals eine unmittelbare Wirkung: Seine klare Einstellung, die gleich- 
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gerichtete Beeinflussung und Ausrichtung des Offizierskorps,*) die 
von der Spitze her systematisch auch jetzt noch betrieben wurde, und 
die über die Kapitulation hinaus wirkende und auch auf Anordnung 
des Feindes weiterhin gehütete Disziplin haben letzten Endes verhin- 
dert, daß politisch unangenehme Weiterungen aus dem Stimmungs- 
umschlag jener Tage entstanden. 


*) Anm.: 

= hielt Dönitz am 9. Mai im Gelände der Marineschule Mürwik eine letzte 
Ansprache an das in Flensburg versammelte Offizierkorps aller Wchrmachts- 
teile. Erläuterung des Geschehens, Ausrichtung nach Westen und Wahrung 
von Würde und Disziplin waren die Hauptpunkte seines Konzeptes. Eine wei- 
tere, 8 Tage später an Bord eines Begleitschiffes vorgesehene Rede vor den 
Offizieren der Schnellbootswaffe unterblieb, weil Schwerin v. Krosigk vom 
Verlassen der „Enklave“ abriet. 
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KAPITEL 15 


Die alliierte Kontrollkommission 


Kurz nach dem Inkrafttreten der bedingungslosen Gesamtkapitula- 
tion erschien in Flensburg eine „Alliierte Kontrollkommission beim 
OKW“. Sie hatte die offizielle Aufgabe, die loyale Durchführung der 
Kapitulationsbedingungen durch das Oberkommando der Wehrmacht 
zu überwachen, und erteilte Weisungen bezüglich der Demobilisation 
der deutschen Verbände. 

Die Kommission bestand zunächst nur aus einem gemischten ameri- 
kanisch-englischen Stab unter Führung des Generalmajors Rooks 
(USA) und des Brigadiers Foord( Großbritannien), von denen Rooks 
die Gesamtleitung hatte. Der Stab setzte sich neben einer Anzahl rein 
militärischer Referenten aus einer ganzen Reihe von Fachleuten für 
die Belange der Militärverwaltung zusammen. Zwischen diesen und 
den Ressorts der „Geschäftsführenden Reichsregierung‘ bahnte sich 
ein reger Geschäftsverkehr an. Diese sah hier die ersehnte Gelegen- 
heit, entsprechend den im Kapitel über das ‚„Unpolitische Kabinett" 
niedergelegten Richtlinien mittelbar einen gewissen Einfluß auf die 
Entwicklung in Deutschland zu nehmen. Die ausgearbeiteten Memo- 
randen und praktischen Vorschläge wurden mit erkennbarem Interesse 
aufgenommen, das sich auch in zahlreichen Besprechungen an Bord der 
„Patria‘“ ausdrückte. Das Schwergewicht wurde hierbei von alliierter 
Seite auf die Ernährung und Verkehr betreffenden Probleme gelegt. 

Die Formen, in denen sich diese Beziehungn abspielten, waren kühl 
aber korrekt. Die von den Angelsachsen betont gezeigte Distanz wurde 
mit ebensolcher Zurückhaltung erwidert, vor allem jeglicher Anbiede- 
rungsversuch unterlassen. Bei zweimaligen Besuchen von Dönitz bei 
Rooks wurden die international gebräuchlichen Ehrenbezeigungen — 
Seitepfeifen, Präsentieren und Empfang durch Offizier — eingehalten. 
Auch wurde die als eigenes Hoheitsgebiet vereinbarte Enklave, in der 
bis kurz vor unserer Verhaftung das aus U-Bootssoldaten unter Kor- 
vetten-Kapt. Kremer gebildete „Wachbattaillon Dönitz“ noch unter 
Waffen stand, von der Kontrollkommission respektiert. 
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Dönitz selbst traf vor seiner Verhaftung dreimal mit dem Alliierten 
Leiter der Kontrollkommission zusammen. Das erste Mal wurde er te- 
lefonisch am 13. Mai für 12.00 Uhr des gleichen Tages auf die „Patria“ 
„requested“. In der Form war die Aufforderung unhöflich, in der Sache 
dagegen nicht. Es lag ein Befehl zur Verhaftung des Chefs des Ober- 
kommandos der Wehrmacht, Generalfeldmarschall Keitel, vor, wovon 
Rooks Dönitz vor Durchführung mit dem Ausdruck des Bedauerns un- 
terrichtete. Dönitz selbst benutzte die Gelegenheit, um auf die drin- 
gendsten Probleme zur Wiederherstellung geordneter Verhältnisse in 
Deutschland hinzuweisen. 

Keitel wurde die Verhaftung eine halbe Stunde später bekanntgege- 
ben und diese korrekt durchgeführt. Er erhielt Gelegenheit zur Abmel- 
dung bei Dönitz und genügend Zeit zur Vorbereitung seines Abfluges, 
wobei er mit ausdrücklicher Erlaubnis von einem Adjutanten und einer 
Ordonnanz begleitet wurde. Bei seiner Abmeldung sprach er selbst 
die Vermutung aus, daß diese vorzeitige und alleinige Verhaftung im 
Zusammenhang mit der nach einem mißlungenen Fluchtversuch im 
April 1944 befohlenen Erschießung von 50 britischen Fliegeroffizieren 
stünde. Er schien sich aber damals durch den ausdrücklichen Befehl 
Hitlers, gegen den er vergeblich zu obstruieren versucht hatte, gedeckt 
zu fühlen. Generaloberst Jodi wurde mit der Vertretung Keitels als 
Chef des OKW beauftragt. 

Die zweite Aufforderung von Dönitz, die in kulanterer Form erfolgt 
war, diente einer Befragung des Großadmirals durch Rooks und Mr. 
Murphy, den politischen Berater Eisenhowers, über seine Legitimation 
als Staatsoberhaupt. Murphy vermied, wie nicht anders erwartet, auf 
die Angaben von Dönitz jede Stellungnahme und ersuchte um Abschrif- 
ten der die Ernennung betreffenden Funksprüche, über deren Eingang 
Dönitz schon vorher ein kriegsgerichtliches Protokoll hatte aufnehmen 
lassen. 

Die dritte Zusammenkunft fand im Dienstzimmer von Dönitz statt, 
wohin er — kurz vor Eintreffen des russischen Stabes der Kontroll- 
kommission — die beiden angelsächsischen Chefs gebeten hatte. Da es 
uns zunächst nicht klar war, ob diese einer solchen Einladung Folge 
leisten würden, andererseits Dönitz das Risiko einer brüsken Absage 
nicht laufen wollte, wurde ich mit der Klärung der Frage betraut, wie 
diese Aufforderung aufgenommen würde. Die Antwort lautete, man 
werde sie annehmen, falls sie ‚in due form‘ erfolge. Es gelang uns, 
die „angemessene“ Form zu treffen. 

Dönitz hat in dieser etwa einstündigen Unterredung grundsätzlich 
zur innerdeutschen Situation und zu den ihm notwendig erscheinenden 
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Maßnahmen zur Wiederingangsetzung des öffentlichen Lebens Stel- 
lung genommen. Vor allen aber behandelte er die Grundfrage Ost- 
West und die Gefahren, die sich schon damals durch die Teilung 
Deutschlands abzeichneten. Die beiden Generäle schienen sichtlich 
beeindruckt. 


* * %* 


Dönitz hatte übrigens für die Dauer dieser Besprechung eine Füh- 
rerbiüste entfernen lassen, die noch in dem Dienstzimmer des Stand- 
ortältesten, das er ja in diesen Tagen bezogen hatte, stand. Diese Maß- 
nahme entsprach einer bereits vorher von ihm gegebenen allgemeinen 
Weisung, wonach tunlichst alle Dinge zu vermeiden seien, die die Sie- 
ger als Provokation auffassen und die notwendige Zusammenarbeit 
erschweren könnten. Hierzu gehörte die Wiedereinführung der alten 
militärischen Ehrenbezeigung in der Wehrmacht statt des Hitler-Gru- 
Bes und die Entfernung von Führer- und anderen Parteibildern aus 
denjenigen Räumen, in denen dienstlicher Verkehr mit den Alliierten 
stattfand. 

Zu weitergehenden Konzessionen war er jedoch nicht bereit. So un- 
terließ er es, die Abtrennung des Hoheitszeichens, die ihm auch von 
eigenen hohen Militärs geraten wurde, anzuordnen, da es Bestandteil 
der Uniform sei, in der man 6 Jahre gekämpft habe. Die Ablage oder 
Änderung von Orden und Ehrenzeichen lehnte er gleichfalls grundsätz- 
lich ab. Sie standen unter völkerrechtlichem Schutz, und Dönitz emp- 
fand es als würdelos, Ehrenzeichen, die man während des Krieges 
empfangen und getragen hatte, nun nach der Niederlage zu verleug- 
nen oder zu ändern. Auch hier waren ihm, insbesondere von Heeres- 
seite, gegenteilige Vorschläge gemacht worden. Die Angriffe richte- 
ten sich in erster Linie gegen das „Deutsche Kreuz in Gold“, das — ob- 
wohl für seine Verleihung auch nur militärische Gründe maßgebend 
waren — schon während des Krieges scherzhaft „das überschwere 
Parteiabzeichen‘ genannt wurde, und wohl aus diesem Grunde nun 
ein besonders gesuchtes „Souvenir“ für die Soldaten der Siegerstaaten 
war. Aber auch das Hakenkreuz auf dem „Eisernen Kreuz‘ sollte 
nach diesen Vorschlägen durch Wegfeilen entfernt werden. In vielen 
Fällen führten die Träger diese Maßnahme selbständig durch, weil sie 
sich entweder von dem vergangenen Regime distanzieren wollten, oder 
weil sie hofften, so ihre Auszeichnungen behalten zu können. Letzteres 
war jedoch ein Trugschluß: Entgegen den vökerrechtlich ausdrück- 
lich festgelegten und von England, Frankreich und USA unterzeich- 
neten Bestimmungen über den Schutz von Kriegsauszeichnungen wurde 


11% 


das Tragen untersagt und die Auszeichnungen in vielen Fällen gewalt- 
sam abgenommen. 


Auch in der Flaggenfrage überließ Dönitz die Initiative dem Feind 
und weigerte sich, von sich aus diesbezügliche Befehle zu erlassen. So 
wurde die Kriegsflagge vor dem Regierungsgebäude in Flensburg erst 
auf ausdrücklichen Befehl am 10. Mai 12.00 Uhr niedergeholt. Gleich- 
zeitig wurde das Hissen von Hakenkreuzflaggen vom Feind grund- 
sätzlich verboten. 

Überhaupt gab Dönitz grundsätzlich der Wehrmacht Weisung, die 
Ausführung diffamierender Befehle zu verweigern und dem Sieger die 
Durchführung solcher Maßnahmen selbst zu überlassen. So wandte 
er sich mit Nachdruck und Erfolg gegen einen von der englischen Be- 
satzungsmacht in Norwegen erlassenen Befehl, wonach die deutschen 
Wehrmachtsstellen die Verhaftung von SS und Partei selbst durchfüh- 
ren sollten, da diese Forderung sowohl den Kapitulationsbedingungen 
wie auch der Würde der deutschen Wehrmacht widersprach. 


Am 17. 5. abends traf endlich auch der russische Stab der Kontroll- 
kommission unter Generalmajor Truskow in Flensburg ein. Da eine 
unterschiedliche Behandlung der drei alliierten Vertretungen zu unse- 
rem Nachteil hätte ausschlagen können, wurde den Russen nunmehr 
auf Anforderung selbstverständlich das gleiche Material über militäri- 
sche wie wirtschaftliche Fragen (so z. B. Stärke und Dislokation der 
gesamten deutschen Streitkräfte bei Kriegsende und an bestimmten an- 
deren Stichtagen) und auch die gleichen Vorschläge gegeben, wie den 
Vertretern der Westmächte. Es war auffallend aber verständlich, daß 
die Russen sich hierbei vornehmlich nicht für ihre eigene, sondern für 
die Zonen der anderen interessierten, was den Angelsachsen offen- 
sichtlich wenig angenehm war. 

Im Gegensatz zu ihren westlichen Kollegen behandelten aber die 
Russen ihre deutschen Gesprächspartner mit ausgesuchter Höflichkeit. 
Dies Verhalten stand allerdings in krassem Widerspruch zu der offi- 
ziellen russischen Haltung in Presse und Rundfunk. Hatten diese in 
den Kapitulationstagen vorerst eine abwartende Stellung bezogen, ja 
in einer Meldung sogar die Übersiedlung der Regierung nach Berlin 
gefordert, wo sie von Rechts wegen hingehöre, so vermehrten und ver- 
schärften sich schon seit einigen Tagen die Angriffe und Ausfälle der 
russischen Propaganda laufend und gipfelten schließlich in der Forde- 
rung auf unsere sofortige Liquidierung. 

Auf Grund dieser und anderer Anzeichen rechneten wir daher ab 
19. 5. täglich mit unserer Verhaftung. 
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KAPITEL 16 


Verhaftung der Geschäftsführenden Reichsregierung 


Ich habe sehr überlegt, ob die vollständige Darstellung der Gefan- 
gennahme der Regierung und des OKW in Flensburg nützlich oder 
gar nötig sei. In einer ersten auszugsweisen Presseveröffentlichung 
hatte ich darauf verzichtet. Die Reaktion auf diese Unterlassung über- 
raschte mich: Ich wurde nicht nur der vorsätzlichen Verheimlichung 
verdächtigt, sondern erfuhr darüberhinaus noch Schilderungen unserer 
Gefangennahme, die den Tatsachen nicht entsprachen, sondern die die 
gewiß sehr unerfreulichen Vorkommnisse in verzerrter und übertriebe- 
ner Form wiedergaben. Dies bestärkte mich in der Überzeugung, daß 
der Versuch, belastende Momente in den Beziehungen zwischen Per- 
sonen oder Völkern totzuschweigen, selten von dauerhaftem Erfolg 
gekrönt sein dürfte, sondern nur die Gefahr heraufbeschwört, gerade 
das Gegenteil der vielleicht guten Absicht zu bewirken. 

Ich halte daher eine klare und nüchterne Niederlegung auch dieser 
Ereignisse für richtig; einmal der historischen Vollständigkeit wegen, 
zum anderen aber, um übertriebenen unheilstiftenden Gerüchten vor- 
zubeugen. ..® 


Zweimal ım Verlauf der letzten Wochen des Krieges hatte die Gefahr 
überraschender Gefangennahme des Großadmirals während der 
Kampfhandlungen nahegelegen. Das erste Mal, als in der Nacht vom 
19. zum 20. April nach dem inzwischen erfolgten Zusammenbruch der 
Oderfront die zugesagte „Vorwarnung‘‘ des Generalstabes des Heeres 
uns nicht mehr erreichte und Dönitz nur auf Grund eines eigenen Un- 
sicherheitsgefühls wenige Stunden vor dem Eintreffen der Russen das 
Lager „Koralle‘“ verließ. Zum zweiten Mal bei dem schon geschilder- 
ten überraschenden Vorstoß der Engländer nach Lübeck am 2. Mai. 
Diesem hatte er sich durch sofortige Verlegung des Hauptquartiers 
nach Flensburg entzogen. Gebietsmäßig fiel auch sein neuer Stand- 
ort unter die am 5. Mai 08.00 Uhr in Kraft getretene Kapitulation ge- 
genüber Montgomery, und eine Gefangennahme von Dönitz war daher 
jederzeit möglich. Bei den Verhandlungen war aber deutscherseits 
eine exterritoriale Zone — „Enklave‘“ — gefordert worden, um der 
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Regierung und dem OKW ihre Aktionsfähigkeit zu belassen. Eine Zu- 
sage dieser Forderung hatte Montgomery jedoch abgelehnt, da eine 
Entscheidung hierüber nur höheren Orts gefällt werden könne. Ob- 
wohl m. W. eine solche Entscheidung uns offiziell nie mitgeteilt wurde, 
wurde doch ein kleines Gebiet in Flensburg-Mürwik von den englischen 
Truppen nach ihrem Einmarsch respektiert und die genaue Begrenzung 
zwischen Jod! und dem örtlichen englischen Befehlshaber festgelegt. 

Hier blieben Regierung und OKW unangetastet und unbehelligt. Of- 
fiziere und Wachbataillon behielten ihre Waffen. An diesem Zustand 
änderte sich auch nach dem Inkrafttreten der bedingungslosen Kapi- 
tulation am 9. Mai zunächst nichts. 

Diese stillschweigende Anerkennung eigener Autorität veranlaßte 
Dönitz aber ebensowenig wie die Beziehungen zwischen geschäftsfüh- 
render Regierung und der Kontrollkommission zu irgendwelchen fal- 
schen Hoffnungen hinsichtlich der Dauer dieses als Provisorium er- 
kannten Zustandes. Auch die von einigen seiner Mitarbeiter gehegte 
Illusion, daß die Siegermächte nach internationalem Brauch die früher 
übliche und später im Falle Japan auch beachtete Integrität des Staats- 
oberhauptes einhalten würden, teilte Dönitz nicht. Persönlich war er 
davon überzeugt, daß er selbst so lange unbehelligt bleiben würde, als 
dem Gegner seine Autorität zur reibungslosen Durchführung der Ka- 
pitulationsbedingungen erforderlich schien. 

Aber offenbar war man sich auch auf alliierter Seite über die Be- 
handlung des neuen Staatsoberhauptes und seiner Regierung in der 
ersten Zeit ihrer Tätigkeit, später über den Zeitpunkt und die Art ihrer 
Liquidierung noch nicht schlüssig. Der Besuch Murphys scheint die 
Art, das Eintreffen des russischen Stabes der Kontrollkommission am 
17. Mai abends den Zeitpunkt wesentlich beeinflußt zu haben. 

Die Prüfung der „Legalität‘‘ durch Murphy und seine zur Schau 
getragene Skepsis, als Dönitz statt einer schriftlichen Urkunde nur 
die eingegangenen Telegramme vorlegen konnte, ließen vermuten, daß 
man zumindest zum Zwecke der Verhaftung dieRechtmäßigkeit Dönitz’ 
und seines Kabinetts leugnen oder in Zweifel ziehen würde, um somit 
zunächst einmal evtl. staats- und völkerrechtlicher Bindungen und Ge- 
pflogenheiten enthoben zu sein. Diese Vermutungen fanden wir kurz 
darauf bestätigt durch Presseverlautbarungen, die Dönitz Legalität 
absprachen und ihn als ‚self proclaimed successor‘ bezeichneten.* 


*) Anm.: 
Dei Gegensatz hierzu stellte das Internationale Militärtribunal in Nürnberg 


in seinem „Urteil“ gegen den Großadmiral Dönitz (Sitzungsniederschrift vom 
1. Oktober 1.46 nachmittags) ausdrücklich fest: „Am 1. Mai 1945 wurde er als 
Nachfolger Hitlers Staatsoberhaupt.“ 
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Großadmiral Dönitz und der Verfasser. 





Das Standortgebäude in Flensburg-Mürwick, vom 3.—23. Mai 1945 
Sitz der Deutschen Staats- und Wehrmachtsführung. 





Man glaubte Adolf Hitler gefangen zu haben. 





Leibesvisitation. 





Untersuchung auch des zivilen Wehrmachtgefolges. 


Aufstellung 





Generaloberst Jodl vor dem Abtransport. 





Me. 


Staatssekretär im Reichserziehungsministerinm Zschintzsch und Staats- 
sekretär im Auswärtigen Amt von Steengracht werden abgeführt. 





Im Polizeipräsidium Flensburg werden Speer, Dönitz und Jod! den 
Bildreportern gestellt. 





Sicherungsmaßnahmen gegen Speer, Dönitz, Judl. 








\on links nach rechts: Reichsarbeitsminister Dr. Seldte, Generalmajor 

Dethleffsen, Konteradmiral Wagner, Reichsminister Schwerin von 

Krosigk, Gauleiter Wegener, die Staatssekretäre Kritzinger, von 
Steengracht, Zschintzsch, Riecke, Nagel. 





Vor dem Abflug. Von links nach rechts: Dr. Seldte, Schwerin von 
Krosigk, von Steengracht, Prof. Dr. med. Brandt, Speer, Dönitz. 





Auf dem Fluge nach Bad Mondortf. 


(Süäntl. Aufnahmen mit frdi. Genehmigung des Imperial War Museum, London) 


Als ich daher am 22. Mai nachmittags dem Großadmiral die mir aus 
dem Stabe Rooks telefonisch übermittelte Aufforderung des Leiters 
der Kontrollkommission meldete, am nächsten Morgen um 09.45 Uhr 
mit Jodl und v. Friedeburg auf der „Patria‘ zu sein, antwortete er nach 
kurzer Pause lakonisch: „Koffer packen.‘‘ Der Tag unserer Verhaf- 
tung stand bevor. Folgendermaßen spielte er sich ab: 


Pünktlich auf die festgesetzte Minute fuhren wir vor der „Patria‘ 
vor. Auf den ersten Blick bestätigte sich die Vermutung unserer Ge- 
fangennahme: Kein Empfang am Fallreep, kein Offizier, kein präsen- 
tierender Posten. Statt dessen eine Unzahl von Reportern aller Art. 
Wir hatten den Eindruck, daß einige von ihnen in dem Bestreben, 
möglichst gute Bilder oder möglichst genaue Berichte zu liefern, es 
an Takt und Zurückhaltung fehlen ließen, die auch in solcher Situation 
von diesem Berufsstand als selbstverständlich erwartet werden. In der 
als Verhandlungsraum hergerichteten Bar des Schiffes warteten wir 
5 Minuten. Dann betrat Generalmajor Rooks, gefolgt von Brigadier 
Foord, Generalmajor Truskow und den Dolmetschern, den Raum. Die 
alliierten Herren nahmen an der einen, Jodl, Dönitz und v. Friedeburg 
an der gegenüberliegenden Tischseite Platz. Rooks als Wortführer er- 
klärte nach kurzer Einleitung, daß er Befehl vom Alliierten Haupt- 
quartier erhalten habe. Regierung und OKW zu verhaften. Die hier be- 
findlichen Herren hätten sich von diesem Moment an als „prisoner of 
war“ zu betrachten. Er schloß mit einigen Zusicherungen hinsichtlich 
der weiteren Behandlung „Gepäck soviel benötigt, Abfahrt würde um 
13.30 Uhr erfolgen, jedoch ab sofort ein alliierter Offizier uns beglei- 
ten.“ Auf die abschließende Frage des Generalmajor Rooks, ob der 
Großadmiral eine Äußerung zu machen wünsche, wandte sich Dönitz 
mit der Bemerkung, daß in dieser Lage sich jedes Wort erübrige, mit 
den anderen Herren zum Gehen. Beim Besteigen unseres Wagens 
blickte ich mich vergeblich nach dem uns avisierten Begleitoffizier um. 
Dönitz, nicht gewohnt und nicht gewillt zu warten, ließ anfahren. Da 
entdeckte ich hinter uns in vollem Lauf einen amerikanischen Seeoffi- 
zier, der nun einen anderen Wagen nahm und hiermit den Anschluß 
zu erreichen suchte. Dönitz, den dieser Zwischenfall offenbar irgend- 
wie amüsierte, hieß unseren Fahrer etwas verhalten, um dem „armen 
Kerl Unannehmlichkeiten zu ersparen.‘ 

Bis hierher war die Gefangennahme in korrekten Formen erfolgt. 
Wir sahen keinen Grund, weswegen sich die Behandlung im weiteren 
Verlaufe ändern sollte. v. Friedeburg war jedoch anderer Ansicht. Er 
ging mit dem Großadmiral vor dessen Wohnung noch kurz auf und 
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ab. Er überlege sich sehr, ob er den „nun beginnenden Zirkus mit allen 
entehrenden Begleiterscheinungen‘‘ mitmachen solle. Dönitz wider- 
sprach. Er glaube, daß uns kriegsgefangenen Soldaten Behandlung 
gemäß Genfer Konvention selbstverständlich zugestanden würde. Ein 
Glaube, der allerdings sehr bald und sehr kraß Lügen gestraft wurde. 
v. Friedeburg fand bereits unmittelbar nach diesem Gespräch seine 
Vermutung bestätigt, als er vor dem Regierungsgebäude Zeuge 
einer der unwürdigsten Szenen dieses Tages wurde, und nahm sich — 
ohne Zweifel unter dem Eindruck derselben, aber wohl entsprechend 
einem schon vorher gefaßten Entschluß — kurz darauf durch Einnah- 
me von Gift das Leben. Ich kann ihn, der als Soldat seine Pflicht bis 
zu dem für ihn als Unterhändler besonders bitteren Ende erfüllt hat, 
nicht verdammen, weil er sich nun die entehrende Behandlung als 
Verbrecher ersparte. 

Wir hatten gerade begonnen, in Ruhe die letzten Vorkehrungen zu 
unserem Abtransport zu treffen, als gegen 11.00 Uhr ein englischer 
Captain mit einigen Soldaten auf der Bildfläche erschien, der den 
Großadmiral unter Außerachtlassung jedes militärischen oder mensch- 
lichen Anstandes anzutreiben versuchte. Vergebens bedeutete ich ihn, 
daß seine Befehle „Abfahrt sofort‘ und „nur 1 Koffer“ im Wider- 
spruch zu der eben erhaltenen Weisung des Generalmajor Rooks stün- 
den. Da das Umpacken unserer Sachen in nur einen Koffer Zeit be- 
ansprucht hätte, blieb es bei den vorgesehenen 2 Gepäckstücken für 
den Großadmiral und für mich. Immerhin gab diese Episode Anlaß 
zu einem Märchen von 8 Koffern und seidener Unterwäsche, mit dem 
der Schreiber einen bedauerlichen Mangel an Wahrheitsliebe unter Be- 
weis gestellt hat. Auch meine höflich vorgetragene Bitte, den Ton et- 
was zu mäßigen, weil der Hausherr, Brillantenträger Kpt. z. See Lüth, 
erst vor wenigen Tagen durch Unglücksfall verschieden sei, blieb völlig 
unbeachtet. Im Gegenteil wurde mit lautem Hallo das Trauerhaus 
durchstöbert, und Frau Lüth flüchtete weinend mit den wertvollen 
Kriegsauszeichnungen ihres Mannes zu mir. Da ich einen besseren Rat 
nicht wußte, bat ich den amerikanischen Begleitoffizier, der sich deut- 
lich von dem Verhalten seines Bundesgenossen distanzierte, diese Din- 
ge vor dem Zugriff der englischen Soldaten zu retten, was er zusagte. 

Unter starker Bewachung wurden wir nun zum Polizeipräsidium in 
Flensburg gefahren. Hier fand eine körperliche Untersuchung statt, 
deren genaue Beschreibung ich mir an dieser Stelle versagen muß. Es 
mag die Feststellung genügen, daß nichts undurchforscht blieb. An- 
gesichts dieses Erlebnisses, das sich kurz darauf bei Einlieferung in 
das Gefängnis Bad Mondorf in Luxemburg in nicht ganz so krasser 
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Form wiederholte, halte ich es trotz der mir bekannten offiziellen Les- 
art für unwahrscheinlich, daß Göring das Gift, mit dem er seinen Hen- 
kern in letzter Stunde ein Schnippchen schlug, bei sich geführt hat. 

Bei der gleichzeitigen Durchsuchung des Gepäcks, die ohne unser 
Beisein erfolgte, wurde neben einigen Schriftstücken, deren Abnahme 
für dienstlich notwendig erachtet wurde, eine Reihe rein privater Ge- 
genstände wie Aktenmappen, Füllhalter, Fotos von Angehörigen und 
dergleichen entwendet. Der Feldmarschallstab des Großadmirals so- 
wie sein Interimsstab, Abzeichen, die ebenso zu seinem Rang gehörten, 
wie die Schulterstücke zu jedem Offizier, wurden gleichfalls abgenom- 
men. Angesichts des besonderen Wertes dieser beiden Stäbe zweifle 
ich, ob sie einen dienstlichen Weg genommen haben. Sicher ist jeden- 
falls, daß in den vorangegangenen 14 Tagen es ein Leichtes gewesen 
wäre, diese Dinge vor dem Zugriff des Siegers zu retten. Aber auf den 
Gedanken der Abnahme, die ja auch nach Genfer Konvention unzu- 
lässig ist, waren wir vorher nicht gekommen, wie überhaupt die Ge- 
samtbehandlung von diesem Tage an nach militärischen Begriffen von 
Ritterlichkeit gegenüber dem gefangenen Gegner nicht vorstellbar war. 


Der Großadmiral Den 26. 5. 1945 
An den Oberbefehlshaber der 21. englischen Armeegruppe, 
Herrn 


Generalfeldmarschall Sir Reginald Montgomery. 


Herr Generalfeldmarschali! 


Ich sehe mich gezwungen, Ihnen Folgendes mitzuteilen: 

Nach meiner Verhaftung durch Ihrem Oberbefehl unterstell- 
te Truppen am 23. 5. in Flensburg mußte ich mich einer, jeder 
Rücksichtnahme auf meinen Dienstgrad entbehrenden Leibes- 
visitation unterziehen. Gleichzeitig wurde mein Privatgepäck 
untersucht. Es wurde diesem außer einer Reihe von Wertge- 
genständen auch mein Marschallstab entnommen, den ich in 
der Überzeugung, daß diese Ehrenzeichen eines Soldaten mei- 
ner Stellung auch vom siegreichen Gegner geachtet werden 
würden, bewußt in meinem Privatgepäck gelassen hatte. Ich 
habe weder für die entnommenen Wertsachen, noch für den 
Marschallstab und den mir bei der Leibesvisitation ebenfalls 
abgenommenen Interimsstab irgendeine Quittung erhalten. 

Da ich sicher bin, daß von Ihnen, Herr Generalfeldmarschall, 
irgendwelche Verstöße gegen ehrenvolles Verhalten und die 
Unantastbarkeit privaten Eigentums nicht geduldet werden, 
bringe ich Ihnen diese diffamierenden Vorkommnisse zur 
Kenntnis und bin überzeugt, daß auf diesem Wege die Rück- 
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gabe des Marschall- und Interimsstabes und der entnomme- 
nen Privatsachen an mich erfolgen wird. 
Ich bin mit vorzüglicher Hochachtung 
gez.: Dönitz 


Nach etwa einstündiger Wartezeit in der Halle des Gebäudes wur- 
den ebenfalls unter schwerer Bewachung Reichsminister Graf Schwe- 
rin v. Krosigk mit den Mitgliedern der Geschäftsführenden Reichsre- 
gierung und Generaloberst JodI mit den Spitzen des OKW eingeliefert. 

Von ihnen erfuhren wir den Ablauf der Ereignisse im Regierungs- 
gebäude. Mit einem militärischen Aufwand an Panzern, Infanterie und 
Militärpolizei, der in keinem Verhältnis zu der zu lösenden Aufgabe 
stand, war die Enklave umstellt worden. Glaubte man im Ernst an 
Widerstand? Erwartete man, daß die Männer, die die Kapitulation der 
Wehrmacht vorbereitet, unterzeichnet und loyal durchgeführt hatten, 
sich nun 14 Tage nach der Waffenstreckung mit Fäusten gegen Pan- 
zer wehren würden? Wohl kaum. Es sollte nur ein Effekt erzielt, ein 
Schauspiel geboten, der Eindruck einer gefährlichen aber umso besser 
gemeisterten militärischen Aktion erweckt werden. Die Soldaten der 
11. englischen Panzerdivision spielten diese Rolle jedenfalls ebensogut 
wie der vorhin erwähnte Captain im Hause des Großadmirals. Ihr Be- 
nehmen überraschte umsomehr, als der Name dieser Division auch in 
der deutschen Wehrmacht einen guten Klang hatte und der Büffel auf 
dem Oberarm als Zeichen einer tapferen und anständigen Truppe galt. 
Da auch der Leiter der Gesamtaktion, der englische Stadtkomman- 
dant von Flensburg, Brigadier Churcher, sich vorher als korrekter Ver- 
handlungspartner gegenüber den deutschen Dienststellen gezeigt hatte, 
muß angenommen werden, daß über die Form der Verhaftung hö- 
here Weisungen vorgelegen haben. In diesem Falle kann man es nur 
bedauern, daß der Name dieser Division mit den Ereignissen des 23. 
Mai verbunden bleiben wird. 

Dies war der Höhepunkt: 


Täglich um 10.00 Uhr faßte Schwerin v. Krosigk das Geschäfts- 
führende Kabinett zu einer kurzen Besprechung zusammen, an der 
auch einige hohe Offizier teilzunehmen pflegten, um die wichtigsten 
Tagesfragen zu erörtern. Kurz nach Beginn der Sitzung platzten mit 
gezogener MP und Handgranaten bis an die Zähne bewaffnete engli- 
sche Soldaten in den Saal. Erste Mahnung: „Hände hoch!“ Zweite 
Maßnahme: „Hosen herunter“! Und dann wurde die vorhin angedeu- 
tete Untersuchung, die mit uns wenigstens einzeln vorgenommen war, 
in Corona durchgeführt. Der Vollständigkeit halber muß erwähnt wer- 


124 


den, daß diese Behandlung auch einigen im Hause anwesenden Sekre- 
tärinnen und Offizieren zusammen widerfahren sein soll. Ich halte 
auch diese mir glaubhaft berichteten Vorkommnisse für erwiesen an- 
gesichts von Aufnahmen, die über dieses Decollete in alliierten Zeitun- 
gen erschienen sind mit der Bemerkung, man habe das Herrenvolk in 
den Betten überrascht. 

Danach wurden alle Insassen des Hauses in unwürdiger Form auf 
dem Hof zusammengetrieben, wo sie übermäßig lange mit erhobenen 
Armen stehen mußten, dem Kreuzfeuer der Fotografen, den Beleidigun- 
gen der Soldaten und den neugierigen, aber mit dieser Behandlung 
offenbar nicht einverstandenen Blicken der Bevölkerung ausgesetzt. 
Nach langem Hin und Her durften die für Abtransport vorgesehenen 
Herren unter Bewachung ihr Gepäck holen, wobei sie feststellen muß- 
ten, daß alle Räume bereits gründlich durchsucht waren. Man trug 
nicht einmal Bedenken, die genommenen Uhren, Radios und sonstigen 
Wertgegenstände unter den Augen der Eigentümer fortzuschaffen. 

Nach Einlieferung in das Polizeirevier fand erneut die eingehende 
„Untersuchung“, auch des Gepäcks, statt. Für das, was wirklich ge- 
schah, prägte Jodl die Bezeichnung „organisierte Plünderung‘. Ange- 
sichts der Ereignisse sah ich keine Möglichkeit, ihm zu widersprechen. 

Schließlich wurde noch der Adjutant Friedeburgs eingeliefert. Der 
amerikanische Begleitoffizier hatte nämlich, nachdem ihm sein 
„Schützling‘“ sozusagen unter den Augen verschieden war, sich ver- 
geblich nach einem passenden Ersatz umgesehen. Da ein Nachfolger 
des „Oberbefehlshabers der Kriegsmarine‘ zu diesem Zeitpunkt je- 
doch nicht greifbar war, hielt er sich — nach dem offenbar auch in an- 
deren Ländern gültigen militärischen Grundsatz, daß irgendein Ent- 
schluß besser als gar kein Entschluß sei — kurzerhand an den völlig 
unbeteiligten und bis zum 1. Mai 1945 in der U-Bootwaffe verwandten 
Adjutanten. Dieser lief nun die ganze Reihe der für seinen Chef als 
„Kriegsverbrecher“ vorgesehenen Stationen bis einschließlich der Zel- 
len des Nürnberger Gerichtsgefängnisses durch. 

Der ‚„entehrenden Behandlung“, die v. Friedeburg befürchtet hat- 
te, hat er sich allerdings auch durch den Tod nicht entziehen können. 
Seine Leiche wurde geplündert. Für diesen Vorfall ist später eine offi- 
zielle Entschuldigung — m. W. die einzige — von englischer Seite er- 
folgt. 

Aın späten Nachmittag wurden wir in LKWs verladen unter sicherer 
Obhut eines starken Panzeraufgebotes zum Flugplatz gebracht, nach 
Luxemburg geflogen und am gleichen Tage in dem erfolgreich zum 
Untersuchungsgefängnis umgebauten Palasthotel in Bad Mondorf in- 
haftiert. 125 


Zeittafel 


16. 12.1944 Beginn der deutschen Ardennen-Offensive 
12. 1.1945 Russische Groß-Offensive. Durchbruch im Mittelab- 
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schnitt (Baranow) und Einsturz der deutschen Weich- 

selfront 

Verlust der Rheinbrücke von Remagen 

Führer-Erlaß für den Fall der Teilung des Reiches 

(Dönitz Nord-, Kesselring Südraum) 

Russischer Großangriff an der Oderfront 

Durchbrüche bei Wriezen und Müncheberg 

Beginn des Kampfes um Berlin 

Dönitz Oberbefehlshaber des Nordraums 

Russisches Artilleriefeuer auf Berlin 

Letzte Zusammenkunft von Hitler und Dönitz 

Dönitz zur „Verteidigung des Nordraums‘“ entlassen 

Dönitz verlegt von Berlin nach Plön in Holstein 

Entschluß Hitlers, in Berlin zu bleiben 

„Verrat‘‘ Görings 

Generalfeldmarschall Ritter v. Greim Oberbefehlshaber 

der Luftwaffe 

OKW (Keitel, Jodl) verlegt von Berlin nach Rheinsberg 

Berlin eingeschlossen 

Speers letzter Besuch bei Hitler und Rückflug zu Dönitz 

Zusammenkunft Dönitz, Himmler, Keitel und Jodl in 

Rheinsberg 

Versuche zur Entsetzung Berlins gescheitert 

Hitler unterschreibt sein Testament 

früh: Bormann-Funkspruch über „Verrat“ Himmlers 

14.00: Zusammenkunft Dönitz-Himmler in Lübeck 
Telegrammwechsel mit Gauleiter Kaufmann über 
Kapitulation Hamburgs 

15.30: Freitod Hitlers 

18.35: Eingang des Funkspruchs über Dönitz’ Ernen- 
nung zum Nachfolger 

10.53: Funkspruch „Testament in Kraft“ 


13. 
ER 


23. 


15.18: Funkspruch ‚Führer gestern verschieden...‘ 

Rundfunkansprache von Dönitz 

Entlassung des Reichsaußenministers v. Ribbentrop 

Kapitulation der Heeresgruppe Südwest (Italien) 

Durchstoß der Engländer und Amerikaner an die Ostsee 

Einleitung der Kapitulation nach Westen 

Verlegung des Hauptquartiers nach Flensburg 

Demission der Reichsregierung 

Kapitulationsverhandlungen v. Friedeburgs bei 

Montgomery 

Besprechungen im Hauptquartier über die Besetzten 

Gebiete 

Unterzeichnung der Teilkapitulation für den deutschen 

Nordraum, Holland und Dänemark 

Einstellung des U-Bootskrieges 

Selbstversenkung der U-Boote in der Heimat 

08.00 Uhr: Teilkapitulation in Kraft 

Verbot des „Wehrwolf“ 

Verhandlung v. Friedeburgs im Hauptquartier 

Eisenhowers 

Bildung einer Geschäftsführenden Reichsregierung unter 

Leitung des Reichsministers Graf Schwerin v. Krosigk 

Verhandlungen Jodls im Hauptquartier Eisenhowers 

Entlassung Himmlers aus allen Ämtern 

02.41: Annahme der bedingungslosen Gesamtkapitu- 
lation in Reims 

12.45: Rundfunkansprache Schwerin v. Krosigk 

Ratifizierung der Kapitulationsurkunde in 

Berlin-Karlshorst 

Rundfunkansprache von Dönitz 

00.01: Die Waffen schweigen 

„Alliierte Kontrollkommission beim OKW“ nimmt Be- 

ziehungen zu OKW und Regierung auf 

Verhaftung des Generalfeldmarschalls Keitel 

Generaloberst Jod! mit Führung des OKW beauftragt 

Der russische Stab der Kontrollkommission trifft in 

Flensburg ein 

Auflösung der Geschäftsführenden Reichsregierung 

Verhaftung und Abtransport nach Bad Mondorf in 

Luxemburg 

Alliierte Erklärung über die „Kapitulation Deutschlands“ 
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